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Interessengruppen Strafvollzugs­
politik und die Gefängnisse * 

RoyLight 

Strafvollzugspolitik und die Gefängnisse 
Seit geraumer Zeit ist offensichtlich, daß sich die Institu­

tion Strafvollzug in England in einer Krise befindet. Nicht so 
offensichtlich ist hingegen, warum so wenig unternommen 
worden ist, um diesen Mißstand zu beenden. Eine richtige 
und zugleich allgemeingültige Aussage zur Strafvollzugspo­
litik von England und Wales ist nicht ersichtlich, weil diese 
durch ihre ungeschriebene Struktur und ihr allmähliches Ge­
wachsensein gekennzeichnet ist. 

Veränderungen werden durch das Tätigwerden von inter­
essierten Gruppen und Verbänden herbeigeführt, die sich 
hinsichtlich ihrer Natur, ihren Zielen und ihrer Effektivität un­
terscheiden. Strafrechtspolitik im weitesten Sinn beinhaltet 
jede Art von Politik im System Straf justiz. In einem etwas en­
geren Sinn bezieht sie sich nur auf das Sanktionensystem, 
und im vorliegenden Zusammenhang soll der Schwerpunkt 
auf das Gefängnis gelegt werden, das hier als Prototyp von 
Bestrafung verstanden wird. Die für die Formulierung von 
Politik und die Gefängnisse relevantesten Gruppen können 
identifiziert werden: Dies soll unter den groben Überschrif­
ten "offizielle", "halboffizielle" und "inoffizielle" Interessen­
gruppen (pressure groups) geschehen. 

Offizielle Gruppen 
Als "offiziell" sollen hier solche Gruppen bezeichnet wer­

den die mit Parlament und/oder Regierung verbunden sind, 
von 'ihnen eingesetzt wurden oder ihnen verantwortlich sind. 
Sie können eigens dazu eingesetzt sein, in einem speziellen 
Bereich zu ermitteln und Empfehlungen zu geben, wie z.B. 
eine Royal Commission. Sie können aber auch ständige 
Einrichtungen sein, die den Auftrag haben, von Zeit zu Zeit 
Fragen der Strafvollzugspolitik zu untersuchen, wie z.B. der 
Haushaltsausschuß des Unterhauses 1) und der Sonderaus­
schuß Innenpolitik.2) Die interparlamentarische Arbeitsgrup­
pe Strafvollzugsfragen (Parlamentary All-Party Penal Affairs 
Group: PAPPA Group) beschäftigt sich ausschließlich mit 
Fragen des Strafvollzugs; und obwohl sie formal gesehen 
ein nicht offizielles Organ ist, wird sie hier einbezogen, weil 
mehr als 80 ihrer Mitglieder Abgeordnete von Unter- und 
Oberhaus sind. Sie spielt eine aktive Rolle bei der Konzipie­
rung von Politik und hat einige ausgezeichnete Veröffent­
lichungen herausgebracht. 3) 

Während sie sich ursprünglich aus kundigen Laien zu­
sammensetzten, die die Zeit hatten, sich dieser Arbeit zu 
widmen, haben die offizellen Gruppen heute eher speziali­
sierte Mitglieder, die in der Regel mit Fachwissen auf dem 
betreffenden Gebiet ausgestattet sind, und die Verständnis 
tür andere auf diesem Feld arbeitende Gruppen aufbringen, 
was ein gegenseitiges Fruchtbarmachen von Ideen bewirkt. 

• Überarbeitete Fassung eines Vortrags, der im März 1984 auf einer An­
staftsleitertagung am Prison Service College, Wakefield, gehalten wurde. 
Dank gebührt Peter Quinn, Tutor am Prison Service College. 
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Das Parlament wird bei der Prüfung von Fragen der Straf­
vollzugspolitik einbezogen, einzelne Abgeordnete und 
Gruppen wie die PAPPA Group leisten hierzu einen wichti­
gen Beitrag. Das Parlament trägt sowohl zur Informations­
beschaffung als auch zur öffentlichen Diskussion von Fra­
gen der Strafvollzugspolitik bei. Viele sonst unzugängliche 
Informationen über das Vollzugswesen konnten über den 
Weg der Parlamentarischen Anfrage beschafft werden. Par­
lamentsdebatten zu Strafvollzugsfragen lassen Ideen und 
Vorschläge in einem offenen und offiziellen Forum zusam­
menkommen. 

Das Parlament spielt außerdem dann eine bedeutsame 
Rolle bei der Gestaltung von Strafvollzugspolitik, wenn zwi­
schen 2. und 3. Lesung Gesetzesentwürfe zwecks Abände­
rung an einen Ausschuß überwiesen worden sind. Beispiele 
dafür sind die Änderungen, die am Strafgesetz-Entwurf 
1982 gemacht wurden. Interessengruppen und einzelne in­
teressierte Abgeordnete können eine Lobby bilden und all­
gemein Druck ausüben, z.B. über die Medien, um von ihnen 
gewünschte Änderungen durchzusetzen4) •. 

Hat ein Parlamentsmitglied ein Gefängnis in seinem 
Wahlbezirk, so besteht die Gelegenheit, sich selbst kundig 
zu machen, und der Gefängnisstab sollte dazu auch ermuti­
gen. Es ist nicht bloßer Übereifer, wenn ein Abgeordneter 
ein Gefängnis besichtigt, sondern es ist die verfassungs­
rechtliche Pflicht von Abgeordneten, die Gefängnisse der 
parlamentarischen Kontrolle zu unterziehen. Denn letztlich 
sind diejenigen, die die Gefängnisse leiten, über den Innen­
minister dem Parlament verantwortlich. Abgeordnete sind in 
der Vergangenheit bei der Erfüllung dieser Aufgabe nicht so 
gewissenhaft gewesen, wie sie es hätten sein können; je­
doch verbessert sich die Situation inzwischen. Die Tatsache, 
daß Gefangenen ihr Wahlrecht entzogen ist, mag ein Um­
stand gewesen sein, der zu diesem offensichtlichen Desin­
teresse beigetragen hat, und dies mag in Verbindung mit Be­
schränkungen von Gefangenen in der Außenkommunika­
tion dazu geführt haben, daß die Gefängnisse letztlich von 
der Aufmerksamkeit ihrer örtlichen Abgeordneten ausge­
schlossen blieben. Neuere Entscheidungen aus Straßburg 
haben zu einer Lockerung der Beschränkungen im Schrift­
wechsel geführt, was - jedenfalls bei vielen Abgeordneten, 
die Briefe von Gefangenen erhalten haben - ein gesteiger­
tes Bewußtsein von den Zuständen in den Gefängnissen ge­
schaffen hat. 

Im Grunde hat das Parlament nicht die Zeit, die es brauch­
te um eine wirklich aktive Rolle in Strafvollzugsfragen zu 
spielen. Diese Fragen werden wohl als nicht vordringlich für 
eine parlamentarische Befassung eingestuft. Man kann da­
her die Aufgabe des Parlaments eher in der Bewertung von 
Überlegungen anderer als im eigenen Initiieren und Gestal­
ten von Strafvollzugspolitik erblicken. Aber schließlich ge­
hört es zum legislativen Prozeß, daß engagierte Meinungen 
darum ringen, ihre politischen Absichten in die Praxis umzu­
setzen. 

Dem Innenministerium obliegt die Kontrolle über das 
Strafvollzugswesen, und der Innenminister ist hierfür nach 
der Verfassung verantwortlich. Als Regierungsmitglied muß 
er sich dem Parlament gegenüber verantworten. Das Innen­
ministerium bestimmt die Politik auf der offiziellen Ebene. 
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Seine Grundsatzabteilung berücksichtigt die Sichtweisen 
der Beratergremien - sowohl offizieller als auch anderer -, 
die Ergebnisse eigener Forschung und zwangsläufig die An­
sichten und Programme der gerade regierenden Partei. Das 
Innenministerium unternimmt umfangreiche eigene For­
schungsaktivitäten und produziert zahlreiche Veröffentlich­
ungen.5) Es sollte der Schmelztiegel für Erneuerung und 
Wandel sein - aber das ist es nicht. Der permanente Zwang 
zu politischer Rücksichtnahme legt seine Aktivitäten in Fes­
seln, was noch verschärft wird durch die bürokratische 
Struktur des Ministeriums. Berücksichtigt man ergänzend zu 
den oben angeführten Faktoren noch das Gewicht der "öf­
fentlichen Meinung", verwundert es nicht mehr, daß sogar 
Pläne "liberaler" Innenminister vereitelt wurden. 

Das Prison Department (Abteilung Strafvollzug) wurde 
1963 nach Auflösung der Prison Commission und der 
Übernahme ihrer Aufgaben durch das Innenministerium ein­
gerichtet. Mit Auflösung dieser Commission ging die Zeit 
der großen Reformer wie Ruggles-Brise, Paterson und Fox 
zu Ende. Heute wird die Arbeit der Abteilung von Beamten 
erledigt, über die man wenig weiß und die sich selten in der 
Öffentlichkeit äußern. Die Eingliederung in das Innenmini­
sterium führte unvermeidlich zu einem gewissen Verlust an 
Unabhängigkeit; die Abteilung scheint sich in Verwaltung 
und Management der Gefängnisse zu verlieren und sich 
gleichzeitig aus übergreifenden politischen Überlegungen 
herauszuhalten. 

Die Abteilung hat sich eine Attitüde "neuer Offenheit" zu­
gelegt, wofür Fernsehprogramme wie "Strangeways" ste­
hen. AUßerdem hat sie 1981, den Empfehlungen des May­
Reports folgend, ihre eigene Public Relations Abteilung ein­
gerichtet, um diese Politik zu fördern. Bis jetzt scheint diese 
Public Relations Abteilung kaum mehr getan zu haben, als 
das zu bestätigen, was ohnehin schon bestätigt war, z.B. 
daß örtliche Gefängnisse überfüllt sind. Zu bestimmten Fra­
gen schweigt die Abteilung beharrlich. So konnte die Presse 
kürzlich während des Hungerstreiks von weiblichen Gefan­
genen im Hochsicherheitstrakt von Durham nur berichten, 
daß "von hochrangigen Vertretern der Abteilung Strafvoll­
zug des Innenministeriums bekannt ist, daß sie privat mit der 
Forderung sympathisieren", daß der Trakt geschlossen wer­
den so11.6) 

Die Abteilung Strafvollzug ist keineswegs mit Leuten be­
setzt, die erpicht darauf wären, ein besonders repressives 
System zu schaffen; eine aufrichtige,liberal-reformorientier­
te Tradition scheint bei einzelnen durchaus vorzuherrschen. 
Jedoch demonstrieren die kollektiven Erklärungen der Ab­
teilung oft nicht gerade aufgeklärte Standpunkte. Die Abtei­
lung wird durch Inflexibilität blockiert, sie stellt eine Riesen­
bürokratie dar und umfaßt die vielen Interessen, die einer 
solchen Organisationsform immanent sind ( ... ). 

Dem Prison Department wurde bisher seitens der Voll­
zugslobby weniger Aufmerksamkeit zuteil als ihm eigentlich 
gebührt. Dies sollte sich ändern. Gerade weil die Abteilung 
an der Spitze der Gefängnisverwaltung steht, ist sie in einer 
einzigartigen, außergewöhnlich gut unterrichteten und po­
tentiell sehr starken Position. 

Die Richterschaft übt einen starken Einfluß auf den Straf­
vollzug aus. In England und Wales tragen die Richter sowohl 

für Strafzumessung als auch für Strafvollzugspraxis Verant­
wortung?) Damit sind sie die "Pförtner" der Gefängnisse 
und können Größe und Zusammensetzung der Gefängnis­
population direkt beeinflussen. Überdies können richterliche 
Entscheidungen zum Vollzugsrecht wichtige politische 
Aspekte enthalten; neuerliche Entscheidungen zu Rechten 
von Gefangenen illustrieren dies. Daneben sind Richter auf 
verschiedene Weise auch außergerichtlich mit dem Straf­
vollzug befaßt. Sie sitzen im Komitee für bedingte Haftent­
lassung (Parole Board), führen den Vorsitz in Royal Com­
missions und halten Vorträge, wie z.B. den kürzlich vom 
Lord Chief Justice an der Universität Cambridge zum Thema 
"Heroin-Flut" gehaltenen, der breite Aufmerksamkeit der 
Medien auf sich zog und viele politische Implikationen ent­
hielt.8) 

Die Rechtsprechung wird durch eine kleine Gruppe altge­
dienter Mitglieder der Richterschaft bestimmt, weswegen 
man ihr oft vorwirft, den sehr engen, privilegierten und iso­
lierten Hintergrund dieser Richter widerzuspiegeln. 9) Wenn 
auch die einzelnen Richter für den Einfluß von Interessen­
gruppen empfänglich sein mögen, machen doch Natur und 
Zusammensetzung der Richterschaft diese zu einer der am 
schwierigsten zu erreichenden Gruppen. Die Richter hüten 
ihre Unabhängigkeit so argwöhnisch, daß sie dazu tendie­
ren, jeden Versuch, sie zu beeinflussen, schlimmstenfalls 
als Übergriff oder doch zumindest als Störung ihrer Macht­
befugnisse aufzufassen. Dies wird nirgends deutlicher als 
beim strafrechtlichen Urteil. Manche sehen in der Richter­
schaft eine unverrückbare Barriere auf dem Weg zu Fort­
schritten in der Strafrechtspolitik. 10) 

Auch internationale Gremien spielen in der Strafvollzugs­
politik von England und Wales eine Rolle und sollten gerade 
aufgrund ihrer Internationalität in der Lage sein, starken Ein­
fluß auszuüben: Dies tun sie aber nicht. Die Vereinten Natio­
nen und der Europarat haben einen Katalog von Mindest­
grundsätzen für die Behandlung von Gefangenen aufge­
stellt und die Mitgliedstaaten aufgefordert, Berichte über die 
Einhaltung dieser Regeln abzuliefern. Bei den Vereinten Na­
tionen ist dieses Verfahren inzwischen nahezu zur Farce ge­
worden, weil nur so wenige Staaten Berichte erstellt haben: 
Wie zu erwarten war, erstatten solche Staaten Berichte, die 
ohnehin in hohem Maße die Anforderungen erfüllen, wäh­
rend diejenigen Staaten es unterlassen rückzumeiden, die 
die Geltung der Mindestgrundsätze eher durch deren Verlet­
zung als durch ihre Beachtung bestätigen. Im Gegensatz 
dazu beträgt beim Europarat die Quote der Berichte annä­
hernd 100%; aber wiederum sind unter den Staaten, die kei­
ne Berichte fertigen, diejenigen mit den meisten Verstößen. 
Von den 21 Staaten des Europarats hat nicht ein einziger al­
le Standards erfüllt. 

Der Katalog der Anforderungen wird zur Zeit überarbeitet: 
Sie sind veraltet und außerdem zu unpräzise, um Wirkung 
zu entfalten. Dennoch wird allein ihre Existenz eine Regie­
rung, die sie mißachtet, in Verlegenheit bringen, und sie un­
terstützt die Forderungen von Pressure Groups, indem sie 
ihnen eine internationale Bekräftigung verleiht. Die Mindest­
grundsätze haben auch in verschiedene Veröffentlichungen 
Eingang gefunden. Beispielsweise wird in Berichten des Ge­
neralinspekteurs für Gefängnisse beim Innenminister auf sie 
Bezug genommen. 



Von besonderer Bedeutung sind die Entscheidungen des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte und der 
Menschenrechtskommission, die zu nicht unbeträchtlichen 
Veränderungen im Strafvollzug geführt haben. Jedoch ist 
das Verfahren auf diesem Weg besonders langwierig, und 
es kann 7 oder 8 Jahre dauern, bis eine Entscheidung er­
geht. Außerdem kann eine Regierung Einigungen, die in 
Straßburg zustande gekommen sind, umgehen. ( ... ) We­
sentlich ist, daß die fachkundige Öffentlichkeit nicht nur stän­
dig die Arbeit der internationalen Gremien verfolgt, sondern 
ebenso aufmerksam die öffentlichen nationalen Reaktionen 
hierauf beobachtet. 

Halb-offizielle Gruppen 

Mit dem Begriff "halb-offiziell" sollen hier solche Gruppen 
bezeichnet werden, die zwar praktisch innerhalb des Sy­
stems arbeiten, rein formal gesehen aber außerhalb des 
Staatsapparats und seines Einflußbereichs stehen. Sie sind 
nicht-offizielle Organistionen, doch entsprechend ihrer Mit­
gliederschaft muß man ihnen einen halb-offiziellen Status 
zuerkennen. Letztlich ist eine solche Einordnung natürlich 
willkürlich. 

Die Anstaltsleiter. Historisch gesehen hat jegliches Inter­
esse an Strafvollzugspolitik, das auf der Anstaltsleiterebene 
vorhanden war, erstaunlich geringen Einfluß gehabt. Dies 
gilt insbesondere für Fragen allgemeiner Strafrechtspolitik. 
Verschiedene Umstände liefern Erklärungsansätze für die 
stark begrenzte Funktion der Anstaltsleiter. 

Dem einzelnen Anstaltsleiter mit Engagement für Straf­
vollzugspolitik sind äußerst enge Grenzen dafür gesetzt, 
was er tun kann. Beschränkungen bestehen in den Rah­
menbedingungen seiner Tätigkeit (und vielleicht in der An­
passung an diese), in Sicherheitsbelangen, Karriereerwar­
tungen und den amtlichen Verschwiegenheitspflichten -
vielleicht auch dem Gefühl, das System schützen zu müs­
sen oder wenigstens nicht öffentlich attackieren zu dürfen, 
von dem man schließlich selbst ein Teil ist. Ein Anstaltsleiter, 
der sich dazu entschließt, eine wirklich aktive Rolle einzu­
nehmen, wird diese Bedingungen berücksichtigen müssen. 
Lehrreich ist auch die Reaktion des Innenministeriums auf 
die Veröffentlichung des sog. "penal dustbin" -Briefs, den 
der Leiter der Anstalt Wormwood Scrubs an die" Times" ge­
schickt hatte: 11 ) "Wenn ein Anstaltsleiter sich wie irgendein 
anderer Amtsträger gedrängt fühlt, sich in die politische Dis­
kussion zu einem Gegenstand aus seinem Verantwortungs­
bereich einzuschalten, sollte er besser zuerst zurücktre­
ten."12) 

Einer der Hauptgründe dafür, warum Anstaltsleiter keinen 
vollwertigen und wirksamen Beitrag zur strafvollzugspoliti­
schen Diskussion leisten, liegt darin, daß ihnen eine Organi­
sation fehlt, die ihren Positionen Außenwirkung verschafft. 
Das kürzlich gegründete "United Kingdom Governors Coun­
cil" (Rat der Anstaltsleiter) beabsichtigt, diese Funktion zu 
erfüllen. Der "Rat" versammelt Anstaltsleiter aus England 
und Wales, Schottland und Nordirland. Gemäß seiner Sat­
zung bestehen seine Ziele darin, "ein Instrument zur Einfluß­
nahme auf Strafvollzugspolitik zu schaffen, und die Interes­
sen der Gründungsmitglieder zu vertreten" .13) Der "Rät" 
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beabsichtigt, sich dreimal jährlich zu treffen, wenn nötig öf­
ter, und eher als eine Art Interessengruppe für den gesam­
ten VOllzugsdienst aufzutreten als alternative Berufsorgani­
sation. Damit besteht eine Chance, auch Unterstützung des 
Apparats selbst zu erhalten, der sich in der Vergangenheit 
eher als konservativ und in gewisser Weise mißtrauisch ge­
genüber solchen Organisationen erwiesen hat. 

Man sollte den "Rat" gutheißen, da die Anstaltsleiter keine 
eigene Organisation haben, sondern Mitglieder der "Society 
of Civil and Public Servants" sind. 14) Im sei ben Verband sind 
auch ihre Vorgesetzten aus der Abteilung Strafvollzug und 
dem Innenministerium vertreten, was umfassende, offene 
und unbeschränkte Stellungnahmen der Anstaltsleiter nicht 
gerade fördert. Eine weitere Organisation, die "British Asso­
ciation of Prison Governors", wurde Mitte der 70er Jahre ins 
Leben gerufen, mit dem Ziel, speziell deren Interessen und 
Positionen zu vertreten. Sie scheiterte jedoch schon nach 18 
Monaten, weil es ihr nicht gelungen war, die Unterstützung 
des Apparats zu gewinnen. 

Das Anstaltsleiterreferat der Society scheint neuerdings 
eine aktivere Rolle in Fragen der Strafvollzugspolitik einzu­
nehmen und hat Stellungnahmen zu Haftbedingungen ab­
gegeben. ( ... ) Obwohl sie sich immer noch vorrangig mit Fra­
gen von Anstaltsleiterbezügen und Arbeitsbedingungen und 
weniger mit politischen Themen im weiteren Sinne befaßt, 
beginnt die Vereinigung zu akzeptieren, daß diese beiden 
Themenbereiche praktisch nicht zu trennen sind. Stärkerer 
Druck seitens des Anstaltsleiterreferats und die Existenz 
des "Rats" der Anstaltsleiter sollten diesen die Möglichkeit 
verscha.ffen, ihre Standpunkte in der Öffentlichkeit deutlich 
zu machen. 

Auf lokaler Ebene ist der Einfluß von Anstaltsleitern auf 
konkrete Vollzugsbedingungen weitaus sichtbarer. Einzelne 
Initiativen und besonderer Führungsstil haben zu zahlrei­
chen regionalen Entwicklungen und Erneuerungen ge­
führt. 15) Insgesamt haben sie dazu beigetragen, das Ge­
samtbild des Strafvollzugs zu verändern. Jedoch haben An­
staltsleiter gelegentlich die Bürde unerträglicher Bedingun­
gen allzu schweigend hingenommen oder wie ein ehemali­
ger Anstaltsleiterformuliert: "Wir haben uns nicht im gering­
sten gerührt, als in Ulster Gefangene ohne Gerichtsverfah­
ren eingesperrt wurden. Wir protestierten nicht aus dem In­
nern des Systems heraus gegen Hochsicherheitstrakte. Bei­
des ist inzwischen wieder abgeschafft worden, aber nicht et­
wa deshalb, weil diejenigen unter uns, die im Strafvollzug ar­
beiten, das Gefühl gehabt hätten, wir selbst würden durch 
diese Methoden korrumpiert. Wir fanden uns einfach damit 
ab, so wie wir zur Zeit dabei sind, uns mit Überfüllung von 
Gefängnissen, weiteren Sparmaßnahmen etc. abzufin­
den."16) 

Die Angehörigen des Allgemeinen Vollzugsdienstes ver­
fügen mit ihrer Gewerkschaft der Prison Officers Association 
(POA) über ein starkes Sprachrohr. 17) Seit ihrer Gründung 
1939 hat die POA in Fragen der Strafvollzugspolitik eine akti­
ve Rolle gespielt. Doch konnte sich inzwischen ein Klima 
entwickeln, in dem jegliche Reformansätze, die darauf ab­
zielen, die Haftbedingungen zu lockern, als Strategie gegen 
die Interessen des Vollzugsdienstes aufgefaßt werden. Da-
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mit ist eine Organisation, die eine Plattform für Reformimpul­
se hätte sein können, eine solche für genau das Gegenteil 
geworden. Die strikte Abgrenzung der Interessen von An­
staltsleitern, Bediensteten und Gefangenen ist eher schein­
bar als real, weil alle drei Gruppen beträchtliche Zeit inner­
halb derselben Institution verbringen. Der Strafvollzugspolitik 
täte es gut, würden diese drei Gruppen - wenn man sie schon 
nicht aufeinander zu und zu gemeinsamer Arbeitführen kann 
- doch zumindest das Gemeinsame vieler ihrer Probleme er­
kennen. Es ist bedauerlich, daß die verschiedenen Interes­
sengruppen weniger auf dieses Gemeinsame hinarbeiten, 
als vielmehr dazu tendieren, die POA aus der Reformbewe­
gung auszuschließen und sie ihr weiter zu entfremden. 

Als selbständige Gewerkschaft, die die Interessen ihrer 
Mitglieder wahrnimmt, ist die POA ein mächtiger Faktor im 
Hinblick auf eine zukünftige Gestaltung des Strafvollzugs. 
Jüngste Ereignisse, wie der Arbeitskampf im Jahre 1980, 
sind Zeichen dafür, daß die POA sich zunehmend auf über­
greifende Zusammenhänge besinnt. Die Art und Weise je­
doch, in der man sie herauszuhalten verstand und ihre 
Kampfkraft sehr wirksam durch die Einrichtung von Armee­
gefängnissen neutralisierte, während man auf den Bericht 
des May Committee wartete, zeigt, daß diese Gewerkschaft 
immer noch ihre Lektion zu lernen hat. 

Schließlich gibt es noch weitere Gruppierungen, die man 
ebenfalls als halboffizielle bezeichnen könnte, die auch im 
Prozeß von Strafrechtspolitik in bezug auf die Gefängnisse 
tätig sind. Dazu gehören die Magistrates' Association, die 
Justices' Clerks Society und die Police Federation. Diese 
Organisationen informieren nicht nur ihre eigenen Mitglie­
der, sondern wenden sich auch an die Öffentlichkeit und be­
einflussen die allgemeine strafvollzugspolitische Diskussion 
- mit anderen Worten: Auch sie agieren als eine Art Pressu­
re Group. Andere arbeiten in den Gefängnissen innerhalb 
der Fachdienste als Pädagogen, Psychologen, Geistliche, 
Ärzte und Sozialarbeiter. Mit Ausnahme der Letztgenann­
ten 18) haben diese Gruppen auf die Strafvollzugspolitik nur 
geringen Einfluß. Hingegen scheint sich die kürzlich gebilde­
te AssQciation of Members of Boards of Visitors (Vereini­
gung der Anstaltsbeiräte) vorgenommen zu haben, einen 
wichtigen Beitrag zur Strafvollzugspolitik, besonders hin­
sichtlich der Rechte von Gefangenen zu leisten. 

"Pressure Groups" 
Der Begriff "pressure group" ist ein Sammelbegriff. Er ver­

weist auf informelle Mechanismen von Wandel, die in einer 
Gesellschaft existieren. Der Begriff läßt sich anwenden so­
wohl auf die großen "unsichtbaren" Gruppen wie z.B. die 
"öffentliche Meinung", als auch auf die kleineren, leichter 
identifizierbaren Gruppen, die ihre speziellen Ziele haben. 
Viel von geplanter Strafvollzugsreform blieb wegen des sog. 
Drucks der öffentlichen Meinung im Ansatz stecken, wobei 
diese öffentliche Meinung nur schwer faßbar ist und allzu 
leicht falsch wiedergegeben werden kann. 19) Eine gut orga­
nisierte Interessengruppe, die eine sorgfältig geplante Kam­
pagne führt, kann sich gegen eine viel größere und weniger 
gut organisierte öffentliche Meinung durchsetzen. Die Ab­
schaffung der Todesstrafe, die gegen den Druck der öffentli­
chen Meinung von kleinen, gut organisierten Gruppen 
durchgesetzt werden konnte, ist hierfür ein Beispiel. 

In einer freiheitlichen Demokratie haben die unterschied­
lichsten Gruppen das Recht, sich zu organisieren und ihre 
Positionen vorzutragen. Zumindest theoretisch steht allen 
Mitgliedern der Gesellschaft das Recht auf freie Meinungs­
äußerung zu, unabhängig von ihren Intentionen. In der Pra­
xis mögen Gesetze dies verbieten (z.B. bei Aufstacheln zum 
Rassenhaß), und De-facto-Beschränkungen (z.B. die Zu­
gangsmöglichkeit zu den Massenmedien) können dieses 
Recht durchaus aushöhlen. Ein besonderer Aspekt der De­
facto-Beschränkung ist die Art und Weise, in der Machtlose 
und Randgruppen der Gesellschaft an den Rand der politi­
schen Bühne gedrängt werden: so die Geisteskranken, Be­
hinderten und Gefangenen. Eriksson hat es so formuliert: 

"Jetzt kommen andere. Die weniger Redegewandten. 
Diejenigen, die lange gezwungen waren, ihr Elend zu essen 
und es als bitteren Abfall herunterzuschlucken. Sie haben 
nichts zu verlieren. Sie wissen, wie ausgeprägt Arroganz 
und Demütigung in den überspannten Fürsorgegebärden 
der Mächtigen sind. Deshalb machen sie jetzt Ernst. Sie 
kommen aus Jugendbesserungsanstalten und Gefängnis­
sen, Jugendheimen und Obdachlosenasylen, aus Asozia­
lensiedlungen und Slums, aus Psychiatrischen Kranken­
häusern, Altersheimen und Entziehungsanstalten, Anstal­
ten für körperlich und geistig Behinderte, aus menschenlee­
ren Gegenden und Notunterkünften, aus Ghettos der Zigeu­
ner und Einwanderer."2Q) 

Interessengruppen arbeiten im Namen der Schwachen 
und Außenseiter; ihre stärkste Waffe ist die Öffentlichkeit. 
Sie müssen für ihre Anliegen sowohl die Aufmerksamkeit 
der Öffentlichkeit als auch die der Offiziellen wecken. Sie 
müssen ihre sorgfältig erhobenen Informationen in überzeu­
gender und wohlüberlegter Weise präsentieren. Dabei sind 
die Medien von herausragender Bedeutung; sie sollen den 
Argumenten nicht nur Sendezeit einräumen, sondern sie 
sollen sie auch ansprechend aufbereiten. Die Gruppen soll­
ten nicht versuchen, die Dinge zu schnell voranzutreiben. Ih­
re Forderungen sollten realistisch bleiben. Und wiederum 
scheint man auf einem gemäßigten Weg besser voranzu­
kommen als auf einem radikalen. 

Ein weiterer Aspekt der De-facto-Beschränkung, der die­
se Gruppen unterliegen, ist die Art und Weise, in der die Re­
gierung ihnen selektiv Gehör schenkt. Die Geschichte der 
Interessengruppen ist gekennzeichnet durch die Tatsache, 
daß "Regierungen radikale Interessengruppen zugunsten 
von liberalen und konservativen benachteiligen, deren Posi­
tion keine fundamentale Kritik an der bestehenden ökonomi­
schen und politischen Ordnung enthält."21) 

Dies wird offensichtlich bei der Anerkennung, die Grup­
pen wie RAP (Radical Alternatives to. Prison) und PROP 
(Preservation of the Rights of Prisoners) auf der einen Seite 
sowie der Howard League auf der anderen Seite zuteil 
wird. 22) Der Status offizieller Anerkennung kann zwar finan­
zielle Unterstützung nach sich ziehen, jedoch wird sich die 
Gruppe dann dem Vorwurf aussetzen, eine Marionette der 
Offiziellen zu sein. Glaubwürdigkeit und Unparteilichkeit mö­
gen dann ausgehöhlt sein. Ein vorsichtiger Balanceakt wird 
notwendig, um offizielle Anerkennung aufrechtzuerhalten, 
wenn man gleichzeitig seine Unabhängigkeit wahren will. 23) 



Es existiert somit ein weites Spektrum von Pressure 
Groups, von denen viele Interesse an Strafvollzugspolitik 
haben. Für einige ist dieses Interesse Bestandteil eines um­
fassenderen Konzepts (z.B. bei der NCCL, National Council 
for Civil Liberties), andere konzentrieren sich ausschließlich 
auf Fragen von Vollzugspolitik (z.B. der Prison Reform 
Trust), während wiederum andere mit noch spezielleren 
Fragen befaßt sind (z.B. "Women in Prison"). Allen gemein­
sam ist, daß sie freiwillig arbeitende Organisationen sind, die 
den Versuch machen, Druck in Richtung auf die Verände­
rung von Zuständen im Strafvollzug auszuüben; die sie als 
ungerecht oder defizitär empfinden. Im folgenden soll ein 
Überblick über einige dieser Gruppen gegeben werden. 

Die Howard League 
Die am längsten bestehende unter den Reforminitiativen 

zum Strafvollzug, die Howard League, wurde in den 60er 
Jahren des 19. Jahrhunderts gegründet. Mit ihrem Hauptsitz 
in London und einigen Dutzend Nebenstellen im ganzen 
Land ist sie der Prototyp einer britischen "pressure group". 
Als gemeinnütziger Verein finanziert sie sich teilweise aus 
Mitgliedsbeiträgen, teilweise aus Spenden caritativer Stif­
tungen. Die Mitgliederzahl beläuft sich auf einige Tausend, 
vorwiegend aus dem Mittelstand. Viele Mitglieder sind durch 
ihre Stellung als Bewährungshelfer oder Juristen eng mit 
dem Vollzugswesen verbunden. Im Vorstand finden sich vie­
le bekannte Persönlichkeiten. Überdies unterhält die Lea­
gue Verbindungen zu Regierung und Parlament. 

Ihre Zusammensetzung macht sie zur vielleicht angese­
hensten unter den Reforminitiativen, und durch ihre Bezie­
hungen zu den "höheren Etagen" ist sie erfolgreich, wenn es 
darum geht, ihrer Politik sowohl in der Öffentlichkeit als auch 
bei der Regierung Gehör zu verschaffen. Man könnte aller­
dings darüber streiten, ob eine derartige Zusammensetzung 
der Mitgliederschaft nicht zu einer konservativen und am Be­
stehenden orientierten Organisation führen muß, die dann 
eine Politik macht, die ebendiese widerspiegelt. 

Sicherlich fiele es schwer, Wesen und Arbeit der League 
als "radikal" zu bezeichnen. Ihre Vorschläge zeugen eher 
von einem pragmatischen, "liberalen" und humanitären Zu­
gang zur Strafvollzugspolitik. Die League ist froh darüber, 
nicht nur innerhalb des bestehenden pOlitischen Systems zu 
arbeiten - gerade als gemeinnütziger Verein muß sie darauf 
achten, nicht politisch zu agieren -, sondern auch innerhalb 
des bestehenden Vollzugssystems. Folglich wirkten ihre 
Versuche, eine konsistente und akzeptierbare reformisti­
sche Politik zu machen - einige Gruppen würden sie als un­
annehmbar bezeichnen -, zuweilen sehr gewunden: als 
Beispiel dafür stehen die jüngsten Vorschläge der League 
zur Strafrestaussetzung. 24) 

Die League hat sich zum Ziel gesetzt, ihre Politik der Öf­
fentlichkeit bekannt zu machen und als Informationsdienst 
für alle im Strafvollzug Aktiven aufzutreten. So stellte der 
Jahresbericht der League für 1980/81 fest: 

"Wir haben unsere Politik mit allen verfügbaren Mitteln 
vorangetrieben: durch Veröffentlichungen, Versammlun­
gen, Briefe an Zeitungen, Minister, Mitglieder des Parla­
ments und des Innenministeriums, Presseerklärungen 
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sowie Interviews in Rundfunk und Fernsehen und haben 
Parlamentarische Anfragen angeregt. Daneben haben wir 
die Gewohnheit beibehalten, Journalisten schriftlich oder te­
lefonisch mit Hintergrundinformationen zu versorgen, eben­
so Mitglieder des Parlaments mit Sitz in der Parliamentary 
All-Party Penal Affairs Group. Die ständige Werbung um Mit­
glieder und Gelder führen wir fort, um so die Arbeit der Lea­
gue fortsetzen zu können." (1981, S. 5-6) 

Dennoch entstand allgemein der Eindruck, daß die Lea­
gue ihren Einfluß nicht weiter verstärken konnte, dies galt 
sogar für die eigentlichen Kernthemen liberaler Reformpoli­
tik. Sie war auf ihrem engen Arbeitsfeld geradezu zu an­
nehmbar geworden. Die League versuchte, hierauf zu rea­
gieren: 

"Man hat der League vorgeworfen, dem Innenministerium 
zu nahe zu stehen, ... aber Antagonismus ist verfehlt, wenn 
er nichts erreichen kann: niemand, vor allem kein Gefange­
ner, würde davon profitieren, wenn die League sich selbst 
zur Plage macht und so bewirkt, daß die entscheidenden 
Stellen die Schotten schließen und die League mit schwa­
chen Fäusten dagegenhämmernd außen vor lassen. "25) 

Jedoch verstummte die Kritik nicht. Auch die Mitglieder­
zahl ging zurück, und die ehemals enge Zusammenarbeit 
mit NACRO, mit der man gemeinsam Forschung betrieben, 
gemeinsame Publikationen und sogar Resolutionen heraus­
gebracht hatte, trat nun in eine neue, weniger intensive Pha­
se der Beziehung. Die Zeit für Änderungen war gekommen. 

Die Howard Association, gegründet 1866 und dann 1921 
mit der Penal Reform League verschmolzen, änderte ihren 
Namen in Howard League. Man ernannte einen neuen Vor­
sitzenden und gab ein neues Programm heraus, das "eine 
neue Struktur und neue Vorhaben der Howard League" an­
kündigte. 

Unter dem vorherigen Vorsitzenden war die League dar­
auf aus gewesen, überall dort in Aktion zu treten, wo es ihr 
unter irgendeinem Aspekt erforderlich schien; unter dem 
neuen Vorsitzenden bemüht sich die League in erster Linie 
um Forschung. Sie versteht sich als "think-tank" des Strafju­
stizsystems, sowohl Praktiker als auch Wissenschaftler ein­
beziehend. Sie sieht ihre Rolle nicht mehr vorrangig in der ei­
nes aktuellen Kommentators. 

Unterstellt man einmal das Ableben des Advisory Council 
für den Strafvollzug und berücksichtigt die enge Bindung an 
das Innenministerium, könnte es dann nicht eintreten, daß 
die League die Funktion einer halbotfiziellen (wenn auch un­
abhängigen) Forschungsberatung übernimmt? 

Ihr neues Programm wurde unter dem Titel "An integrated 
approach to criminal justice and penal reform" publiziert. 
Das Spektrum der Aktivitäten wurde beträchtlich erweitert, 
um nunmehr das gesamte Gebiet von Straf justiz und nicht 
nur den Bereich Strafvollzug zu erfassen. Dieser neue Zu­
gang, so wird gesagt, soll eine umfassendere Sicht auf die 
Themen von Kriminalität und Strafe ermöglichen und die 
League auf einem Arbeitsfeld ansiedeln, das von keiner an­
deren Organisation besetzt wird. Man hofft außerdem, auf 
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diesem Wege das Ansehen der Organisation zu steigern, 
daß dadurch zunehmend Mittel fließen, Einflußmöglichkei­
ten verbessert und Mitgliederzahlen erhöht werden können. 

Die League beabsichtigt, diese Ziele umzusetzen, indem 
sie daran arbeitet, durch Forschungsaktivitäten und Verfol­
gung einer "rationalen und menschlichen" Politik eine größe­
re öffentliche Aufmerksamkeit zu erreichen. Dies scheint im 
wesentlichen das auszumachen, was die League bereits seit 
einiger Zeit tut. Der Unterschied liegt wohl darin, daß sie ver­
sucht, es noch effektiver und in breiterem Kontext zu tun.26) 

Die Vereinigung beabsichtigt außerdem, "ein Forum zur 
Verfügung zu stellen, auf dem alle interessierten Gruppen 
erwarten dürfen, ihre Sichtweisen genauestens einbringen 
zu können und diese einer offenen und konstruktiven Kritik 
unterziehen zu lassen." In der Vergangenheit hat die Lea­
gue gezeigt, daß sie als ein Sprachrohr für diejenigen auftre­
ten kann, die sich anders nicht mitteilen können, als ein Fun­
dus und eine Möglichkeit zur Verbreitung von Meinungen 
und Ideen. Auf den Jahrestagungen ist es auch gelungen, 
das ganze Spektrum von Personen des Systems Straf justiz 
aus allen denkbaren Positionen heraus zusammenzufüh­
ren. Auf diesem Gebiet hat sich die Organisation wohl die 
meisten Verdienste erworben. 

Man kann nur hoffen, daß auf dem erweiterten Arbeitsfeld 
die Gefängnisse nun keine allzu große Einbuße an Aufmerk­
samkeit erfahren. John Howard war berühmt für seine Be­
mühungen in Sachen Gefängnisreform. Seinen Namen hat 
sich die League gegeben und die Gefängnisse zum zentra­
len Aufgabenfeld erklärt. Obwohl die Organisation von An­
fang an Zuwendungen aus dem Strafjustizsystem im weite­
ren Sinne erhielt, richtete sie doch einen Großteil ihrer An­
strengungen auf die Gefängnisse aus. Im Rückblick auf die 
Geschichte der Strafvollzugsreform ist es unvermeidlich, in 
diesem Zusammenhang auch Fehlschläge zu erkennen. 
Die League, die für Vollzugsreformen arbeitet, spürt dies be­
sonders. 

NACRO 

NACRO (The National Association for the Care and Re­
settlement of Offenders), eine von der Regierung finanzierte 
Organisation, wurde 1966 als Teil der Re-Organisation der 
Straffälligen hilfe gegründet. Der 1963 erschienene Bericht 
des Advisory Council on the Treatment of Offenders, "Die 
Organisierung der Straffälligenhilfe" , empfahl, daß die bis 
dahin von der National Association of Discharged Prisoners 
Aid Societies (NADPAS) durchgeführte Arbeit sowohl auf 
dem Gebiet der Insassenhilfe als auch der Entlassenenhilfe 
fortan von der Bewährungshilfe übernommen werden sollte. 
Der Bericht gab zu erkennen, daß die Bewährungshilfe zur 
Bewältigung ihrer neuen Aufgabe Unterstützung benötigen 
werde, und die Freiwilligen-Organisationen hierzu noch ei­
nen beträchtlichen Teil beitragen könnten. NADPAS änder­
te seinen Namen in NACRO und wurde - vom Innenministe­
rium finanziell unterstützt - zu einer nationalen Organisation 
mit dem Ziel, Ehrenamtlichenarbeit zu koordinieren und Öf­
fentlichkeitsarbeit zu betreiben. NACRO hat sich zu einer 
großen und komplexen Organisation entwickelt, die neben 
ihrem Hauptsitz in London AnlaufsteIlen und Projekte im 

ganzen Land unterhält. Heute ist sie nicht mehr nur an Pro­
jekten beteiligt, die Straffälligenhilfe betreiben, sondern 
auch an solchen, die Alternativen zu Freiheitsstrafen anbie­
ten. NACROs erklärtes Ziel ist "die Betreuung von Straffälli­
gen sowie Kriminalitätsprävention" . NACROs ursprüngli­
cher Auftrag, der auf die Entlassung von Menschen aus der 
Haft bezogen war, hat sich beträchtlich erweitert. Inzwi­
schen befaßt NACRO sich "eher mit grundsätzlichen Fragen 
des Strafjustizsystems, insbesondere mit der Suche nach 
Möglichkeiten, weniger Gebrauch von Freiheitsstrafen zu 
machen. So hat NACRO eine Reihe von Projekten ins Leben 
gerufen, einschließlich betreuter Unterbringung, Tagesstät­
ten, Erziehungsgruppen und Arbeitsbeschaffungspro­
gramm. " Seit jeher ist NACRO auf der praktischen Ebene 
sehr erfolgreich gewesen. Sie verfügt über Teams, die spe­
ziell ausgebildet sind für den Aufbau und die Leitung von 
Projekten, wie zum Beispiel der Schaffung von Wohnmög­
lichkeiten, Arbeitsbeschaffung, Erziehungskursen, Tages­
stätten, gemeinnütziger Arbeit für Junge Straffällige, Krimi­
nalitätsprävention und Schulung der Leiter von Wohngrup­
pen. 

In Ergänzung dieser praktischen Arbeit befaßt sich NA­
CRO aber auch mit Kriminalpolitik. Durch den großen Anteil 
öffentlich bekannter Personen im Vorstand wie auch hohe 
Summen, die von der öffentlichen Hand in NACROs Kassen 
fließen, könnte man zu dem Schluß kommen, daß die Orga­
nisation hinsichtlich der Formulierung politischer Forderun­
gen starken Beschränkungen unterliegt. Jedoch trägt NA­
CRO in vielerlei Hinsicht zur Konzeption von Kriminalpolitik 
bei, nicht zuletzt durch die indirekte Wirkung ihrer Praxispro­
jekte. NACRO organisiert auch Seminare, Tagungen und 
Konferenzen zu aktuellen kriminalpolitischen Themen, ist 
stark auf dem Gebiet der Forschung engagiert und veröf­
fentlicht Stellungnahmen und Positionspapiere. NACRO un­
terhält einen hervorragenden Informationsdienst und unter­
stützt ihrerseits auch andere darin, gemeindenahe Einrich­
tungen für Straffällige zur Verfügung zu stellen: sie trug we­
sentlich zur Einrichtung der National Association of Victim 
Support Schemes bei. 

NACROs Identität ist der der Howard League sehr ähn­
lich, nämlich die des altruistisch gesonnenen und besorgten 
Liberalen. Ihre tragenden Säulen sind ihr Erfolg mit Praxis­
projekten und ihr Informations- und Publikationsdienst. Je­
doch stellt sie weder eine direkte Gefahr für den status quo 
im Strafvollzug dar, noch ist sie von großer Bedeutung für 
den Gefangenen in seiner Zelle. Man könnte darüber strei­
ten, ob NACRO durch ihre Bemühungen, das System ak­
zeptabler zu gestalten, nicht bloß dazu beiträgt, es zu stabili­
sieren. Dann wäre sie auf lange Sicht kontraproduktiv ge­
genüber dem Anliegen durchgreifender Reformen. Diejeni­
gen, die NACRO vor dem Gefängnis bewahrt hat und denen 
NACRO nach der Entlassung beigestanden hat, mögen da 
anderer Ansicht sein. 

RAP (Radical Alternatives to Prison) 
Die Welle politischen Bewußtseins, die, von Frankreich 

kommend, in den späten 60er Jahren unser Land erfaßte, 
führte zu einer grundsätzlichen Infragestellung der traditio­
nellen Kriminologie. Taylor, Walton und Young haben es so 
formuliert: 



.. Unseren Antrieb bezogen wir aus der Unzufriedenheit 
nicht nur mit der Enge, dem Puritanismus und dem Nur-Bes­
sern-Wollen der Kriminologie, sondern auch aus der Ohn­
macht hinsichtlich unserer Möglichkeiten, die Gesellschaft 
zu beeinflussen, die sozialdemokratische Politik und natür­
lich die Politik der orthodoxen Linken selbst zu erreichen. ,,27) 

Akademiker, Praktiker aus dem Mittelstand und sogar die 
Delinquenten selbst änderten ihre politische Orientierung. Es 
entstanden radikale Interessengruppen. Gruppen wie Red 
Rate (Psychologen), die Claimants Union (Arbeitslose), Gay 
Liberation (Homosexuelle) wie auch RAP und PROP (Straf­
gefangene) wurden gegründet, um den bis dahin Schweigen­
den in der Öffentlichkeit eine Stimme zu verleihen. 

RAP wurde 1970 von einer Gruppe von Leuten gegründet, 
die mit dem Strafvollzug zu tun hatten. Man war nicht nur 
höchst unzufrieden mit dem Strafvollzug, sondern auch mit 
der bestehenden Reformbewegung. Von den traditionellen 
Reforminitiativen hatte man den Eindruck, daß sie nicht 
.. daran interessiert seien, über die Frage der Vollzugsbedin­
gungen hinaus auch die eigentlichen Grundlagen für das 
Einsperren von Menschen zu hinterfragen". RAP selbst war 
der Auffassung, daß Inhaftierung keine .. rationale, humane 
oder effektive Möglichkeit sei, mit gesellschaftsschädlichem 
Verhalten oder zwischenmenschlichen Konflikten umzuge­
hen". Man war der Ansicht, Gefängnisse funktionierten .. auf 
eine repressive und diskriminierende Weise, die allein den 
Interessen der herrschenden Klasse innerhalb einer Gesell­
schaft von Ungleichen dient, - sei sie nun kapitalistisch oder 
sozialistisch" . 

RAP wurde gegründet, um auf die Abschaffung von Ge­
fängnis hinzuarbeiten. Sie verstand sich selbst nicht als eine 
Initiative für eine Reform des Strafvollzugs, verkündete viel­
mehr, daß in unserer Gesellschaft für Gefängnisse kein 
Platz sei. Außerdem war RAP - ungeachtet ihres Namens­
keine alternative Initiative, wenn sie auch ursprünglich für Al­
ternativen zum Strafvollzug eingetreten war und einiges da­
für getan hatte, diesen Ansatz stärker ins Blickfeld zu rük­
ken. Man erkannte jedoch bald, daß die vorgeschlagenen 
Alternativen genutzt wurden als .. billige und leicht zu verwal­
tende Formen von Bestrafung oder Abschreckung, konzi­
piert und vorgesehen für dieselben Leute, die unsere Ge­
fängnisse füllen - also überwiegend diejenigen am Fuße der 
sozialen Leiter". Da solche Maßnahmen auf die gleichen 
Leute abzielen wie der bisherige Strafvollzug und auf des­
sen Prinzipien fußen, behauptet RAP, daß sie keine "ech­
ten" Alternativen sind, sondern zusätzliche Methoden der 
Bestrafung und Kontrolle. RAP verweist auf die Tatsache, 
daß Alternativen, die eine Reduzierung von Gefangenen­
zahlen zum Ziel hatten, gescheitert sind. Sowohl dem Anteil 
wie auch den absoluten Zahlen nach stieg zum Beispiel 
nach Einführung der Community Service Order die Zahl der 
Inhaftierten. 

RAP widersetzt sich Alternativen nicht grundsätzlich, son­
dern verlangt, daß diese flankiert sein müssen von "Maß­
nahmen, die sicherstellen, daß von ihnen anstelle von Ge­
fängnis Gebrauch gemacht wird, zum Beispiel die Ausdiffe­
renzierung geschlossener Unterbringung Jugendlicher so­
wie die Abschaffung von Gefängnis für leichte Eigentumsde­
likte". 
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Die Schaffung dessen, was RAP .. radikale Alternativen" 
nennt, gehört zum Kern des ursprünglichen Programms. Sie 
sind außerhalb des Systems staatlicher Kontrolle angesie­
delt. Sie aufzubauen, ist mit äußersten Schwierigkeiten ver­
bunden: Dies liegt zum einen an der Finanzierung (sie sollen 
keine staatlichen Mittel annehmen), zum anderen an 
Schwierigkeiten mit dem Strafjustizsystem (denn sie sollen 
Angebotscharakter haben und weder Zwang ausüben noch 
strafen). Das Newham Alternatives Project, das in Ost-Lon­
don von 1973 bis 1983 bestand und das Brighton Alternati­
ves to Prison Project gelten als seltene Beispiele echter "ra­
dikaler Alternativen". Während RAP solche Initiativen noch 
immer stark favorisiert, fehlen der Organisation aber für wei­
tere derartige Projekte die Mittel. Sie gesteht sich aber auch 
ein, daß derartige Projekte aus sich heraus nur begrenzte 
Wirkung entfalten. Die Abschaffung der Gefängnisse würde 
einen fundamentalen Wandel der Gesellschaft erfordern. 
Ein solcher, so gibt RAP selbst zu, zeichne sich jedoch nicht 
ab. RAP arbeitet nun in Richtung auf Abolition, die vollstän­
dige Abschaffung der Freiheitsstrafe. Sie spürt, daß sie die 
schlimmsten Auswüchse nicht ignorieren kann und drängt 
nun auf gewisse Reformen - Reformen des Typs, den Ma­
thiesen als negative Reformen bezeichnet. 28) Beispiele hier­
für sind die Lockerungen von Geheimhaltungsvorschriften 
und der Zensur, Beendigung von Zwangsarbeit, der Stop 
von angeblichen Verabreichungen von Pharmaka zum 
Zweck der Ruhigstellung sowie die Abschaffung sowohl von 
Einzelhaft wie auch von Hochsicherheitstrakten. RAP weist 
auf den Sondertrakt des Barlinnie Gefängnisses hin, um zu 
zeigen, was man mit einem weniger autoritären und restrikti­
ven Vorgehen erreichen kann. 

Als radikaler Kritiker des Vollzugssystems unterliegt RAP 
keinerlei Zwängen hinsichtlich Finanzplanung, bestimmter 
Zusammensetzung der Mitgliederschaft und auch keinem 
Zwang, an einmal eingenommenen Positionen festzuhalten. 
Auch hat RAP im Hinblick auf die Beschränkungen, die sich 
aus der Annahme des Status eines gemeinnützigen Vereins 
ergeben, nie beantragt, als solcher eingetragen zu werden. 
Sie ist eine kleine Organisation mit ungefähr 250 Mitglie­
dern. Schon bald nach ihrer Gründung von der Christian Ac­
tion finanziert, blieb sie bis heute ein Projekt dieser Organi­
sation. Diese Finanzierung lief 1978 aus, und zwar entspre­
chend den Grundsätzen der Christian Action, kleine Initiati­
ven in der Aufbauphase zu unterstützen, um dann aber zu 
erwarten, daß sie finanziell unabhängig werden. Seit 1978 
ist RAP nun auf Mitgliedsbeiträge, Spenden und Verkäufe 
angewiesen. 

RAPs Haupttätigkeit besteht heute in der Verbreitung ih­
res neuen Programms. 29) In groben Zügen richten sich die 
Bestrebungen auf negative Reformen, ein Gefängnisneu­
bau-Moratorium, eine Politik in Richtung auf Abolution in 
Form einer massiven Zurückdrängung der Verhängung von 
Freiheitsstrafen sowie eine Überprüfung des Konzepts vom 
..Mehrfachtäter" , verbunden mit einem erneuten Blick auf 
Schadensersatz und Wiedergutmachung. Oder wie RAP es 
formuliert: "Wir sind insbesondere darum bemüht, unsere 
Ideen denjenigen nahezubringen, die in politischen Parteien 
arbeiten, die sich beruflich mit Straffälligen beschäftigen, 
oder die Positionen innehaben, in denen günstige Voraus­
setzungen gegeben sind, um auf einen Wandel hinzuarbei­
ten; wir glauben, daß dies für Gruppen wie uns eine aus-
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sichtsreichere Strategie darstellt, als an die gerade Regie­
renden oder (via Medien) an die Öffentlichkeit im allgemei­
nen zu appell ieren - obwoh I wir auch von diesen Möglichkei­
ten Gebrauch machen - und wir freuen uns darüber, vor Je­
dem Auditorium zu sprechen, das uns zuhören wilL" (RAP. 
1982) 

Einen Großteil seiner Arbeit verwendet RAP auf die Veröf­
fentlichung der Zeitschrift "The Abolitionist" , dieses Maga­
zin ist inzwischen zum zentralen Organ der radikalen Re­
formbewegung geworden. Heute stehen neben Beiträgen 
von RAP auch solche von PROP, Inquest und der Initiative 
"Women in Prison". 

PROP (Preservation of the Rights 
of Prisoners) 

PROP - Die Nationale Gefangenenbewegung PROP -
wurde auf dem Gefängnishof der Anstalt Dartmoor von einer 
kleinen Gruppe Gefangener ins Leben gerufen. Die treiben­
de Kraft hierzu war Dick Pooley, der etwa 20 Jahre dort ver­
bracht hatte. Mit seiner Enllassung 1972 wurde PROP mit 
Pooley als nationalem Organisator geboren. Fitzgerald be­
schreibt PRO Ps öffentliches Debul folgendermaßen: 

"Am 11. Mai 1972 versammelten sich Medienvertreter des 
ganzen Landes in einem kleinen Wirtshaus, dem Prince Ar­
thUf inder Caledonian Road dem Gefängnis gegenü ber von 
Pentonville. Man vernahm Dick Pooley, als er die Forderun­
gen der Preservafion of Me Rights of Pfisoners, der neu ge­
gründeten Gefangenenbewegung skizzierte."30) 

In dieser Keimzelle hatten alle Gefängniserfahrung. 
PROP beabsichtigte eine Ergänzung der "weitgehend er­
lolglosen Bemühungen der Liberalen aus der Mittelklasse. 
Haftbedingungen zu verbessern, ohne jedoch die Gefange­
nen selbst einzubeziehen oder ihnen auch nur Gehör zu 
schenken" PROP versuchte in die Tat umzusetzen, was 
Mathiesen als den Ansatz von unten beschrieben hatte -
aufzufassen als konsequente Antwort auf den Druck von 
oben. 3 \) Große Teile der Ideologie und der Stoßrichtung von 
PROP entsprechen der von RAP. So haben die beiden 
Gruppen denn auch eine enge Zusammenarbeit praktiziert. 
Der Unterschied zwischen ihnen besteht darin, daß PROP 
eine (Ex-)Gefangenenbewegung ist, wenn auch die Mit­
gliedschaft nicht dahingehend beSChränkt ist. Während 
PROP sich ausschließlich auf Gefängnisse konzentriert, be­
zieht RAP stärker das ganze Strafvollzugssyslem ein; RAP 
befaßt sich hauptsäChlich mit pOlitischen Fragestellungen. 
während PROP sich eher um aktuelle Vorkommnisse in den 
Gefängnissen kümmert. 

Von Anfang an nahm PROP eine Funktion ein. die ihr bis 
heute noch fast ausschließlich vorbehalten ist - nämlich In­
formationen aus den Gefängnissen selbst zu beziehen. Bei­
spiele hierfür kann man den Recherchen zu den Unruhen in 
den Anstallen von Hull und Scrubs entnehmen. 32J In dieser 
Hinsich1 ist PROPs Arbeit ohne Beispiel, und ganz im Ge­
gensatz zu alldem. was der Mann auf der Straße von einer 
Gruppe Ex-Gefangener erwartet haben mag, hat sich die 
Organisation aufgrund ihrer Aufrichtigkeit und Integrität ei­
nen guten Ruf erworben - und das sehr zum Erstaunen des 
Innenministeriums bei mehr als nur einer Gelegenheil. 33) 

PROPs ist schon gewe-
sen. und wenn man es auch immer irgendwie geschafft hatte 
zu überteben, hat man doch keine ausreichende finanzielle 
Grundlage. Die Mittel der Organisation belaufen sich ge­
wöhnlich auf nicht mehr als einen Angestellten, unterstützt 
von ein paar freiwilligen Mitarbeitern und einem Telefon. Be­
denkt man seine Größe und finanziellen Möglichkeiten, so 
hat PROP in der Vergangenheit einen wichtigen Beitrag für 
die Strafvollzugslobby geleistet - und tut dies noch. 

Der Prison Reform Trust (PRT) 
PRT, gegründet im Herbst 1981, wollte am Konsens der 

Meinungen über Strafvollzugsreform anknüpfen. Erklärtes 
Ziel war die Förderung einer "breiten Debatte über Haftbe­
dingungen durch Mobilisierung von Bürgern. Sich In der Ge­
fängnisarbeit zu engagieren, und durch Betreiben von Straf­
vollzugsreform-Politik sowie allgemeiner Kriminalpolitik" . 
Grundidee ist, daß es einen Katalysatorgeben muß, um eine 
Reform auszulösen, von der man sagt. daß ihre Zeit gekom­
men sei. Der Vorsitzende des Trusts hat erklärt, daß seine 
Arbeit nicht das kopieren wi", was andere Organisationen 
bereits im Vorfeld der Strafvollzugsreform geleistet ha­
ben. J ") 

PRT unternimmt gemeinsame Anstrengungen, um die 
Probleme in den Gefängnissen im öffentlichen Bewußtsein 
zu verankem und ein breites Verständnis dafür zu schaffen, 
"daß eine grundlegende Reform des Vollzugswesens not­
wendig ist, so daß es sich kein Innenminister leisten kann, 
davon keine Notiz zu nehmen oder die für die Durchsetzung 
solcher Reformen nötige öffentliche Unterstützung entbeh­
ren muß". Zu diesem Zweck scheinl man einflußreiche Ver­
treter der Gesellschaft zu mobilisieren: Honoratioren, Ge­
schäftsleute und Slandesvertreter. In verschiedenen Anstal­
ten veranstaltet man sogenannte Gefängniswochen. Dazu 
lädt man lokale Größen ein, die Anstalten zu besichtigen, 
sorgt für Presseöffentlichkeit und versucht ganz allgemein, 
das Gefängnis von der Hinterbühne ins Rampenlicht zu rük­
ken. Die bloße Veranstaltung dieser "Gefängniswochen" ist 
für sich allein noch kein zentraler Erlolg von PRT; und ob 
diese Veranstaltungen einen langfristigen Effekt haben, ist 
ebenfalls offen. 

Die Mitgliederschaft des Trusts spiegelt dessen Philoso­
phie wider. sich zwar an die nicht-fachkundige, aber einfluß­
reiche Öffentl ichkeit zu wenden. Du rch ihre Kontakte und die 
Öffentlichkeit, die sie auf sich aufmerksam gemacht hai, hat 
die Organisation die Realität des Lebens im Gefängnis in die 
Köpfe vieler Leute gebracht, die davon vorher keine oder nur 
wenig Vorstellung hatten. Ob man mit dieser Arbeit die ge­
steckten Ziele erreichen wird. bleibt abzuwarten. 

Während die Tätigkeit des PRT von den meisten, die mit 
dem Strafvollzug zu tun haben, begrüßt worden ist. ein­
schließlich - so scheint es - vom Innenministerium und den 
Anstaltsleilern, hat die Organisation Jedoch die Feindselig­
keit der Prison Officers Association (POA, die Organisation 
der Vollzugsbedienstelen) geweckt. Der Vorsitzende des 
PRT unternahm einen tapferen, wenn auch vielleicht zu opti­
mistiSChen Versuch, der POA seine Position vorzutragen. 35) 

provozierte damit jedoch eine äußerst feindselige. obgleich 
verfehlte Antwort a51 Im POA-Magazin wurde PRT spöttisch 



als " .. .Ioad 01 double dyed Wallies" bezeichnet. die "Geiäng­
niswochen" als "Stephen Shaw Road Show" apostrophiert 
Der Regionalvertreter der POA-Leeds schrieb: "Vorsicht vor 
P AT! Das ist ein Haufen reicher, langweil iger Würdenträger, 
die sich herablassen, ihre Zeit und Kraft dafür zu verwenden, 
all das an die große Glocke zu hängen, was immer gerade 
ihre Phantasie beschäftigt. Sie sind Wölfe im Schafspelz. 
Wenn Lord Astar, Sir Monly Finniston und der unverwüstli­
che Dr. Stephen Shaw überhaupt irgendetwas bewirken, 
dann nur, dem Vollzugsdienst zu schaden".37) 

In seiner Erwiderung äußerte PRT Überraschung und zu­
gleich Bestürzung über diese Antwort, fuhr aber sogleich 
fort, die Kluft zwischen sich und Teilen der POA zu vertiefen, 
indem man erklärte, daß die Gelängniswochen wohl eher 
von den Anstaltsleitern getragen worden seien und es je­
denfalls nicht der Fehler des Trusts sei, daß der Vollzugs­
dienst sich daran nicht beteiligt habe.38) 

Bei seiner Gründung setzte sich PRT genau definierte 
Ziele, die innerhalb von drei Jahren erreicht sein sollten. 
Dies waren eine Reduzierung der Gelangenenzahlen, die 
Abschaffung des .. short, sharp, shock"-Experiments und die 
Ausdehnung der in Nordirland gellenden Mindestbedingun­
gen auf alle Gefangenen. Die drei Jahre sind um. PRT hat 
sich finanziell abgesichert und produziert viel nützliche lite­
ratur. Abgesehen von POA hat man die Organisation dank­
bar als zusätzlichen Rufer für eine Straivollzugsreform be­
grüßt. 

Die Initiative" Wamen in Prison" (WI P) entstand als Sproß 
der Arbeilsgruppe "Violence against Women" des GLC 
Frauenkomitees. Früh schloß sie sich mit anderen auf dem­
selben Gebiet engagierten Frauen zusammen und ist heute 
eine ausschließliche Fraueninitiative.39) WIP, 1983 gegrün­
det, wirbt für ähnliche Ziele wie PAOP, beschränkt sich da­
bei jedoch auf die Gruppe weiblicher Gefangener. 

fnquest wurde 1981 ins Leben gerufen. Es belaßt sich 
ausschließlich mit Todesfällen in Haft und der Art und Weise, 
in der geWÖhnliCh mit solchen Vortällen verfahren wird. Seit 
Oktober 1982 erhält Inquest von GLC Zuschüsse, um die 
Umstände von Todesfällen in polizeilichem Gewahrsam zu 
überprüfen und untersucht Todesfälle in Londoner Gefäng­
nissen. Inquest hai verschiedene Informationspapiere her­
ausgegeben4()} und scheint ein wertvoller außenstehender 
Beobachter für derartige Todes/älle in Haft geworden zu 
sein. 

Out of Court wurde 1981 gebildet. um die Arbeit der ver­
schiedenen Gruppen zu koordinieren, die sich mit Inhaftie­
rung bei Trunkenheitsdelikten befassen. Man will die ÖHent­
lichkeitsarbeit auf diesem Gebiet leiten und politischen 
Druck erzeugen für das einzige Ziet, nämlich die SchaHung 
von Alternativen für Alkoholtäter. 

Das National Council tor Civi! Liberties (NCCL) befaßt sich 
nicht allein mit Gefängnissen, sondern mit allen Aspeklen 
der Einschränkung von Bürgerrechten. hat allerdings bei 
zahlreichen Gelegenheiten Fragen des Vollzugs Aufmerk­
samkeit gewidmet. NCCL hat spezielle Kampagnen. wie 
2.B. diejenige gegen Hochsicherheilslrakte, gestartet, Ta­
gungen organisiert und Schriften herausgegeben. Die Orga-
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nisation ist wohlelabliert und hochangesehen und hat 1984 
ihr 50jähriges Bestehen gefelen. In diesen 50 Jahren hat 
NCCL stets ein gespanntes Verhältnis zum Innenministe­
rium gehabt. insbesondere in der lelzten Zelt, als NCCL zu 
recht radikalen Ansichten tendierte. Es hat den Anschein, 
daß NCCL unter seinem neuen Generalsekretär zur politi­
schen Mitte zurückfindet. 

Fazit 
Es gibt eine ganze Bandbreite fachkundiger Meinungen in 

bezug auf Straivollzug, und wenn so viele Positionen in so 
verschiedene Richtungen stoßen, kann es nicht überra­
schen, daß ein Wandel so schwierig zu bewirken ist. Viele 
Gruppen haben es versäumt, sich darauf zu verständigen, 
was ihnen eigentlich letztlich gemeinsames Anliegen ist. Oft 
sind gegenseitiger Argwohn und Feindseligkeitgeradezu of­
fensichtlich, wie man einer Äußerung des Innenministers 
entnehmen kann: 

,.Es gibt einen bedeutenden Unterschied zwischen denje­
nigen. die eine Reform des Strafvollzugs unterstützen wol­
len und jenen, die danach trachten, Unzufriedenheit und 
Disziplinlosigkeit in den Gefängnissen zu schÜren."41) 

Der Gegensatz, der in dieser Aussage benannt wird. ist in 
der Tat vorhanden, und bei einem Beobachter der Straivoll­
zugslobby mag dies durchaus Verwirrung auslösen. An­
scheinend existiert eine Schere, eine Polarisierung der 
Gruppen in solche wie die POA und die Police Federation ei­
nerseits und solche wie LAG, PROP und RAP andererseits­
wobei jene mit Nachdruck einen "harten" Kurs und die Bei­
behaltung des status quo verfolgen, während diese ebenso 
nachdrücklich für einen radikalen Wandel eintreten. 

Der Rest der Strafvollzugslobby sitzt ungemütlich zwi­
schen diesen Stühlen: Sie übernehmen Teile der jeweiligen 
Konzepte, und jeder versucht. die Risse zu kitten, versucht, 
die nicht gerade beneidenswerte Aufgabe zu erfüllen, so vie­
len Menschen zu gelallen, wie dies gleichzeitig möglich ist. 
Diese Krise des Gefängnisses verschlimmert sich derweil. 
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Hinweis der Schriftleitung 

In Heft 1/1986, S. 11-17, der Zeitschrift 
wurde ein Beitrag über den südafrika­
nischen Strafvollzug (von Walter T. 
Haesler) kommentarlos veröffentlicht. 
Dies wurde in verschiedenen Zuschrif­
ten an die Schriftleitung zu Recht kriti­
siert. Soweit der Beitrag - über die 
bloße Berichterstattung hinaus - For­
mulierungen und Wertungen enthält, 
die mit unseren verfassungsrechtli­
chen Grundvorstellungen von einem 
menschenwürdigen Strafvollzug un­
vereinbar sind oder im Lichte dieser 
Vorstellungen zumindest problema­
tisch oder mißverständlich erscheinen 
könnten, weist die Schriftleitung dar­
auf hin, daß sie sich solche Formulie­
rungen und Wertungen in keiner Wei­
se zu eigen machen kann. Sie würde 
es sehr bedauern, wenn der kommen­
tarlose Abdruck des Beitrags in dieser 
Hinsicht zu Mißverständnissen Anlaß 
gegeben hätte. Zu dieser Feststellung 
hält sich die Schriftleitung ungeachtet 
des Umstandes für verpflichtet, daß 
namentlich gekennzeichnete Beiträge 
-wie ja auch im Impressum vermerkt­
allemal die Auffassung des Verfas­
sers, nicht aber die der Schriftleitung 
oder des Herausgebers wiedergeben. 

Im übrigen bedauert es die Schriftlei­
tung, daß die für dasselbe Heft vorge­
sehen gewesene Besprechung des 
Buches von Breyten Breytenbach 
"Wahre Bekenntnisse eines Albino­
Terroristen" , das gleichfalls den süd­
afrikanischen Strafvollzug zum Ge­
genstand hat, aus technischen Grün­
den nicht mit abgedruckt werden 
konnte. Diese Besprechung war in ge­
wisser Weise als Kontrapunkt zum Be­
richt über die Studienreise gedacht ge­
wesen. 



10 Jahre Strafvollzugsanstalt 
Wien-Simmering * 

Reiner Gandolf 

Die STVA Wien-Simmering ist eine Anstalt des gelockerten 
Vollzuges (§ 126 StVG). In 9 Wohngruppen werden bis zu 128 
Strafgefangene angehalten. Dem Anstaltsleiter stehen 51 Mit­
arbeiter zur Verfügung davon 3 Beamte im Leitenden Dienst, 
zwei Sozialarbeiter und 46 im Erziehungs-, Werkstätten- und 
Verwaltungsdienst; dazu kommen je ein teilzeitbeschäftigter 
Psychologe, Arzt und Zahnarzt und 4 Kanzleikräfte. 

Die Gründungsgeschichte des Gebäudekomplexes in dem 
die Anstalt untergebracht ist, geht bis in's 13. Jahrhundert zu­
rück. Ursprünglich als Jagd- und Lustschloß für den Hochadel 
erbaut und benützt, diente das Haus dann im Laufe der Jahr­
hunderte den verschiedensten Verwendungszwecken. Die 
letzte Änderung in der Verwendung dieser Anlage trat vor 10 
Jahren im Zuge der großen Strafrechtsreform ein, als für die 
Justiz-Erziehungsanstalten im neuen Strafrechtssystem keine 
Notwendigkeit mehr bestand, es aber galt, die funktionierende 
Infrastruktur dieser ehemaligen Erziehungsanstalt zu nützen. 
Die bisher der Anhaltung von erziehungsverwahrlosten Bur­
schen dienende Anstalt wurde umgewidmet in eine allgemeine 
Strafvollzugsanstalt für erwachsene männliche Straftäter im 
gelockerten Strafvollzug. Die Umstellung erfolgte fließend. 

Die einzige Berechtigung das Bestehen einer Strafanstalt 
(während des vergangenen Dezenniums) noch dazu in feierli­
cher Form zu begehen, scheint mir darin zu liegen, daß durch­
aus in Erfüllung gesetzlicher Aufträge zumindest in Teilberei­
chen versucht wurde - vielleicht anderswo bewährte - aber für 
Österreich neue Wege zu gehen. 

Das Grundkonzept der Anstalt lag vor. Die drei Grundpfeiler 
der Bemühung um die Eingliederung gerichtlich Verurteilter in 
diesem Sozialpädagogischem System sind an möglichen kri­
minogenen Faktoren orientiert auf die gezielt eingegangen 

. werden soll: 

1) Die Anhaltung in 9 Wohngruppen (v. 10 -16 Gefangenen je 
Gruppe) soll dem Lernen des Lebens in Gemeinschaft und 
Rücksichtnahme auf die Bedürfnisse anderer dienen unter 
verantwortlicher Leitung von Gruppenbetreuern. 

2) Soll durch ein entsprechendes Angebot die Möglichkeit ge­
boten werden, zu lernen, sinnvoll mit der in unserer Zeit ja 
immer reichlicher zur Verfügung stehenden Freizeit umzu­
gehen. 

3) Das Angebot von sinnvoller Arbeit und die Anhaltung dazu, 
aber auch ganz besonders die Möglichkeit einen Berufsab­
schluß zu erreichen, bieten eine wichtige Voraussetzung. 
sich nach der Haft zurechtzufinden. Unsere Bemühungen 
auf dem Gebiet der Berufsausbildung haben dazu geführt, 
daß in diesen Tagen der 250. Gefangene seit 1975 seine 
Lehrabschlußprüfung ablegen wird, etwas mehr als die 
Hälfte von diesen haben im Rahmen der Facharbeiterin­
tensivausbildung während der Haft von Vollzugsbedienste­
ten aber auch von anstaltsfremden Lehrern unterrichtet, 
den Beruf eines Bäckers, Malers u. Anstreichers, Tischlers, 
Bauspenglers oder Maurers erlernt, die übrigen, die bereits 
Vorlehrzeiten hatten, haben in ihrem Beruf in oder außer-

• Überarbeitete Fassung eines am 21. Mai 1985 gehaltenen Vortrages an­
läßlich des 10jährigen Bestandes der Anstalt Wien-Simmering, verbunden 
mit der Einweihung der renovierten Anstaltskapelle. 
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halb der Anstalt eine Prüfungsvorbereitung erfahren und 
dann die Prüfung ablegen können. Darüberhinaus werden 
die Möglichkeiten externer Schulungsmaßnahmen ge­
nützt. Gerade bei den Maßnahmen der Aus- u. Fortbildung 
ist es gelungen zu zeigen, daß die Rehabilitation von 
Rechtsbrechern nicht nur Anliegen der Justiz, sondern der 
Gesellschaft insgesamt ist. Die Mittel für diese Maßnah­
men kommen auch zu einem wesentlichen Teil aus der Ar­
beitsmarktförderung, die Ausbildung wird von den Fortbil­
dungsinstituten getragen, das Gelingen ist durch entspre­
chende Zusammenarbeit und durch das Engagement auch 
der außerhalb der Justiz liegenden Institutionen, insbeson­
dere der Arbeitsmarktverwaltung möglich. 

In der wegen der praktisch fehlenden technischen Sicher­
heitseinrichtungen mit 2 Jahren (Strafdauer oder Strafrest) zu 
begrenzenden Anhaltezeit in der Anstalt wird auch durch eine 
zunehmende Lockerung eine Hinführung auf das Leben in 
Freiheit durch fortschreitende Lockerungen erreicht, in der 
letzten Phase der Anhaltung soll der Insasse nach Möglichkeit 
als Freigänger außerhalb der Anstalt beschäftigt werden. 

Eine große Sorge gilt auch einer besonderen Gruppe von 
Straftätern, für welche die Strafvollzugsanstalt Wien-Simme­
ring im Oberlandesgerichtssprengel Wien ausschließlich zu­
ständig ist. Es sind dies die wegen Verkehrsunfällen zu Frei­
heitsstrafen Verurteilten, die etwa die Hälfte der Kapazität der 
Anstalt auslasten. Wenn man die Bilanz der Verkehrsunfälle 
betrachtet: Etwa 1600 Tote, 60.000 Verletzte und 22 Milliarden 
Schilling Schaden für die Volkswirtschaft jährlich, wird man 
beipflichten, daß hier gezielte Maßnahmen notwendig sind. Es 
wurden im Rahmen eines Forschungsprojektes des Bundes­
ministeriums für Wissenschaft und Forschung, des Bundesmi­
nisteriums für Justiz und mit Unterstützung des Jubiläums­
fonds der Nationalbank vom Kuratorium für Verkehrssicherheit 
Kurse entwickelt, die dem einzelnen Autofahrer einen Anstoß 
zur Änderung seines Fahrverhaltens geben sollen. Diese Kur­
se werden seit 1976 durchgeführt. Bisher haben über 500 Ge­
fangene daran teilgenommen, und die bisherigen Untersu­
chungen lassen den Schluß zu, daß die Rückfallhäufigkeit be­
sonders bei Trunkenheit am Steuer durch die Teilnahme an 
dieser Veranstaltung erheblich gesenkt werden konnte, aber 
auch daß der Zeitraum bis zu einem neuerlichen Rückfall 
durch diese Kursteilnahme wesentlich verlängert wird. 

Angesichts der Unfall bilanz auf unseren Straßen muß ja die 
Wirksamkeit der Freiheitsstrafe für sich alleine überhaupt be­
zweifelt werden. Durch den gezielten Einsatz von ausgereiften 
Nachschulungs- und Behandlungsprogrammen läßt sich eine 
mögliche und vielleicht effiziente Alternative zur unbedingten 
Freiheitsstrafe erkennen. 

Wir haben uns natürlich auch Gedanken gemacht über den 
Erfolg unserer Arbeit und zu diesem Zweck jeweils 5 Jahre 
nach der Entlassung eine detaillierte Rückfallstatistik ge­
macht. Ich bin mir der Problematik solcher .. Erfolgserhebun­
gen" bewußt, zumal ja schon der Begriff des Rückfalls unter 
den Experten nicht unbestritten ist. Viele auch internationale 
Untersuchungen haben ja auch Anhaltspunkte dafür gefun­
den, daß die Art des Strafvollzuges ohne Auswirkung auf die 
neuerliche Delinquenz ist. Wir glauben jedoch bei aller Vor­
sicht die - wie gesagt - bei der Beurteilung von statistisch er­
hobenen Rückfallzahlen angebracht erscheint, Anlaß zu vor­
sichtigem Optimismus herauslesen zu können . 

Einige Zahlen hierzu: Von den 663 Entlassungen in den Jah­
ren 1975 bis 1. Juli 1980 blieben 402 straffrei, weitere 109 
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muß~@n zwar neuerliqt1 verurteilt werden, aber nicht mehr zu 
unb~!:Iin~ten Freiheitsstrafen, so daß die Zahl derer, die wieder 
in str~frechtlichen Freiheitsentzug kamen, 152 beträgt. Oder in 
Prozent ausgedrückt: 77% der Entlassenen kamen nicht mehr 
,ns Gefängnis. 

ß@i !:Iel1 wegen eines Fahrlässigkeitsdeliktes seinerzeit Ver­
uneilten betrug die Zahl derer die nicht mehr verurteilt werden 
mUrJten, 98%, bei den Ersttätern mit Vorsatzdelikten 65%. 
Aber ~I.lch von den Entlassenen, die vor ihrer Anhaltung in der 
Anstalt schon mehrere Verurteilungen aufgewiesen haben, 
beträgt der Prozentsatz derer, die nicht mehr in den strafrecht­
lichen Freiheitsentzug kamen, 55% bzw. die Zahl derer, die 
neuerlich inhaftiert werden mußten, 45% (bei dieser Gruppe 
beträgt die Rückfallwahrscheinlichkeit europaweit 70 - 80%). 
Bei den mehrfach vorbestraften Entlassenen die neuerlich zu 
Freiheitsstrafen verurteilt werden mußten, haben wir aber 
!!luch fest$1ellen können, daß sich die Zeitabstände zwischen 
den eil1lell1en Verurteilungen wesentlich verlängerten, näm­
lich von durCl'l3chnittlich 11 V2 vor der Anhaltung in Wien-Sim­
mering auf 17 Monate, also urn die Hälfte (bezüglich der Rück-
1allzahlQn wirc:lluf die angeschlossene Tabelle verwiesen). 
In§ge~mt glayben wir also eine Ermutigung herauslesen zu 
könl1en, den ~onnenel1 Weg grOßtrnöglichster kontrollierter 
Ffe'tu:~it im S.trafvollzug weitel1:ugehen. Ich bin mir aber auch 
al1gerer~~it!!l. garüber im Klaren, daß eine Anstalt mit gelQcker­
tem Regime um fuflktionieren zu können, sicher derzeit einer 
Einricht4f19 mit strengerem Regime im Hil1tefgFuncl bedarf, als 
unabdingbare Möglichkeit solche Gefangenen @nll,lhalten, die 
nicht in der Gemeinschaft oQer nicht mit clen {lQbotenen Locke­
rungen leben ki:i.nnen. 

Wenn es aber auch gelingen könnte, durch unsere Art des 
Strafvollzuges einen kleinen Beitrag zur Entemotionalisierung 
der Strafrechts pflege beizutragen, also einen kleinen Schritt in 
Richtung auf eine rationelle, d.h. vernunftgesteuerte Betrach­
tung der Probleme wenigstens mitzuverursachen, wäre dies 
eine große Anerkennung. Ich meine damit, daß beim Vollzug 
gerichtlich angeordneter Strafen nur solche Maßnahmen ge­
troffen werden sollen, die die Rückfallwahrscheinlichkeit ver­
ringern und damit die allgemeine Sicherheit erhöhen. 

Zum Abschluß dieses Berichtes möchte ich, auch inspiriert 
von dem Raum in dem wir uns befinden - als kleinen Apell an 
uns alle, besonders an uns, die wir hier tätig sind, Christian 
Morgenstern zitieren. Er meinte in seinen "Gedanken über die 
Todesstrafe" unter anderem: "Viele Menschen fühlen sich in 
ihrer Sicherheit und Ruhe gestört und fordern laut nach stren­
gen strafrechtlichen Maßnahmen gegen die Verbrecher. Das 
ist verständlich, aber es zeigt auch woran es noch viel mehr als 
an gesetzgeberischen Bestimmungen fehlt: An dem Bewuß­
tein, an der Ahnung wenigstens, was man selbst und was der 
sogenannte Verbrecher ist. Der Verbrecher und ich sind nichts 
wesentlich Getrenntes, wir stehen im engsten menschlichem 
Zusammenhang; er kann uns nichts tun, was er nicht auch sich 
selbst täte und wir können ihm nichts tun, was wir nicht auch 
uns selber täten." 

Und weiter unten: "Wie gesagt es kann ihnen nicht verdacht 
werden, wenn sie einer gewissen Sicherheit genießen wollen, 
aber sie müßten dafür, daß sie mit der einen Hand nehmen, 
nämlich Freiheit oder gar Leben von Mitmenschen, mit der an­
deren Hand geben, nämlich doppelte, dreifache Liebe." 

Erhebungen von neuerlichen Verurteilungen der von 1975 bis Juli 1980 aus der Strafvollzugsan­
stalt Wien-Simmering entlassenen Strafgefangenen aufgrund der vom Strafregisteramt jeweils 

5 Jahre nach Entlassung eingeholten Strafregisterauszüge 

~n,lassung straffrei gering (= ohne Nachverurteilung Durchschnitt des Deliktintervalls der wegen 
Freiheitsentzug zu unbedingtem Vergehens I Verbrechens nachverurteilt Freiheitsentzug Nachverurteilten Geld- oder bed. 
Freiheitsstrafe) vor nach vor nach 

in§gesamt 633 
402 I 109 152 (22,9%) -- - -

511 (77,1 %)~) 

Fahrl~siQkeits-
322 

263 I 53 
6 (1,9%) - - - -

Erstvollzug 316 (98,1%)x) 

Erstvollzug 88 
46 I 11 

31 (35,2%) - - - -
57 (64,8%)X) 

Normaler Vollzug 253 
93 1 47 

113 (44,7%) 
11 18 12 16xx) 

140 (55,3%)x) Monate Monate Monate Monate 

mit Lehrabschluß 
46 

22 I 4 
20 (43,5%) - - - -

in der Haftzeit 26 (56,5%)x) 

im vorher erlernten Beruf 33 
18 I 2 

13 (39,4%) - - - -
20 (60,6%)") 

nach Intensivausbildung 
13 

4 I 2 
7 (53,9%) - - - -

in der Haft 6 (46,1%) 

x), xx) Da die Wahrscheinlichkeit, nach verbüßter Haftstrafe neuerlich zu einer unbedingten Haftstrafe verurteilt zu werden, bzw. rascher als 
vorher rückfällig zu werden international gesehen sehr groß ist, wurden die zu anderen als unbedingten Haftstrafen Nachverurteilten den 
erfolgreich Wiedereingegliederten zugerechnet und das Zeitintervall zwischen den Verurteilungen vor und nach der Anhaltung in der An­
stalt erhoben (Abschwächung der Deliktswahrscheinlichkeit). 

xxx) Eine prognostisch ungünstig zu beurteilende Gruppe von meist mehrfach vorbestraften 21- bis 35jährigen Tätern ohne (begonnene) 
Ausbildung. 



Sozia/therapie: 
Wie soll es weitergehen? 
Karl Peter Rotthaus 

Mitte der siebzig er Jahre bildete sich eine Arbeitsgemein­
schaft aus Leitern und Mitarbeitern fast aller in der Bundes­
republik Deutschland bestehenden Sozialtherapeutischen 
Anstalten. In ihr waren nicht nur Fachdienste vertreten, son­
dern auch die Angehörigen des allgemeinen Vollzugsdien­
stes. Daneben spielten Universitätslehrer in der Gruppe von 
etwa 50 Teilnehmern eine wichtige Rolle. Zwei von ihnen, 
ein Psychiater, Professor Dr. Specht, Göttingen, und ein 
Strafrechtler und Kriminologe, Professor Dr. Schüler-Sprin­
gorum, übernahmen die Leitung. Das "Zentrum für interdis­
ziplinäre Forschung (ZiF)" der Universität Bielefeld gewähr­
te der Arbeitsgruppe gastfreundliche Unterbringung und gu­
te Arbeitsmäglichkeiten. Die Arbeit verdichtete sich schließ­
lich zu einem zweijährigen Forschungsprojekt. In diesen 
Jahren arbeitete eine Anzahl von Mitgliedern der Arbeits­
gruppe hauptberuflich im ZiF an Fragen der Sozialtherapie. 
Die Ergebnisse liegen teilweise in Buchform vor. Im An­
schluß an Driebold (Hrsg.), Strafvollzug. Erfahrungen, Mo­
delle, Alternativen, Göttingen 1983 (vgl. ZfStrVo 1984/357) 
sollen hier zwei weitere Werke besprochen werden. 

Rudolf Egg beschreibt in seiner Monographie 1) zunächst 
die ,,'Klassischen' Konzepte der Sozialtherapie", wie sie 
sich auf der Grundlage ihrer dänischen (Herstedvester) und 
niederländischen (v.d.Hoeven Kliniek, Utrecht) Vorbilder in 
der Bundesrepublik entwickelt haben. Er setzt sich mit dem 
konservativ-straforientierten und mit dem sozialkritischen 
Ansatz der Kritiker sozialtherapeutischer Arbeit auseinan­
der. Im Ergebnis tritt der Verlasserfür eine Fortentwicklung 
und für den Ausbau der Sozialtherapeutischen Anstalten 
ein. Er ist der Auffassung, daß die konservative Kritik, weil 
sie nur einen dürftigen rationalen Kern enthält, unberück­
sichtigt bleiben kann. Demgegenüber nimmt er die Einwän­
de des sozialkritischen Ansatzes ernst, ist aber überzeugt, 
daß sie bei der weiteren Ausgestaltung der Sozialtherapie 
berücksichtigt werden können. Stichwortartig lassen sich 
diese Forderungen wie folgt andeuten: 

1. Absage an nur individuumsbezogene Hilfen zugunsten 
von Maßnahmen zur Verbesserung sozialer Bedingun­
gen. 

2. Absage an das medizinische Denkmodell, das aus­
schließlich an Defiziten der Betroffenen anknüpft zugun­
sten der Entdeckung und Förderung ihrer positiven Merk­
male. 

3. Keine Verschlechterung der Rechtsstellung der Betroffe­
nen durch Aufnahme in die Sozialtherapie im Vergleich 
zu den Verurteilten, die Freiheitsstrafen verbüßen. 

4. Keine zwangsweise Vermittlung bürgerlicher Normvor­
stellungen, sondern Förderung der Autonomie der Be­
troffenen. 

In einem vierten Kapitel werden die in der Bundesrepublik 
und in Berlin-Tegel gewonnenen "Erfahrungen mit Sozial­
therapeutischen Anstalten" knapp, aber anschaulich be­
schrieben. Eine Betrachtung über die "Entwicklungstenden-
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zen im Ausland" (Dänemark, Niederlande, Österreich, USA) 
schließt sich an. Die Untersuchung mündet in "Vorschläge 
zur f=ortentwicklung der Sozialtherapie im Justizvollzug" . 
Der Verlasser empfiehlt die Ausweitung der Sozialtherapie 
von den heute so behandelten kleinen Gruppen von weni­
gen hundert Gefangenen auf vier- bis fünftausend Verurteil­
te, denen - die Entwicklung der Praxis weiterführend - eine 
breite Palette von Trainingsmäglichkeiten bis hin zur thera­
peutischen Behandlung anzubieten ist. Besondere Bedeu­
tung mißt er - ebenso im Einklang mit der Praxis - den mit­
menschlichen Kontakten und dem therapeutischen Klima 
der Anstalt zu. Der Behandlungsablauf muß, was auch mei­
nen Erfahrungen entspricht, klar strukturiert und mit dem Be­
troffenen abgestimmt sein. Der Verlasser glaubt dabei im 
Regelfall mit einer kurzen Verweildauer von 6 bis 9 Monaten 
in der geschlossenen Mutteranstalt auszukommen, an die 
sich die Verlegung in eine weniger gesicherte oder offene 
Abteilung, am besten eine Art Wohnheim für 10 -15 Betrof­
fene, anschließt. Auf diese Weise erhofft er sich eine intensi­
ve Behandlung unter Bedingungen, die dem Leben in der 
Freiheit bereits weitgehend angenähert sind. 

Das Werk bietet auf schmalem Raum einen vorzüglichen 
Überblick über den Stand der Diskussion. Beschreibung und 
Wertung sind in gleicher Weise abgewogen. Die praktischen 
Vorschläge sind realitätsbezogen, wenn auch oft recht opti­
mistisch. Das gilt besonders für die Hoffnung, die Behand­
lung im geschlossenen Bereich zeitlich so eng begrenzen zu 
können. Zwar halte auch ich nichts von der Erzwingung der 
Therapiebereitschaft durch Freiheitsentzug, doch habe ich 
immer wieder erlebt, daß für therapiemotivierte Insassen mit 
dem Beginn der Lockerungen die Anforderungen der Frei­
heit (Arbeitsplatz, Partnerin, Freizeitvergnügungen) so in 
den Vordergrund traten, daß an sich noch dringend notwen­
dige Behandlungshilfen (Gruppengespräche, psycho-thera­
peutische Maßnahmen) nicht mehr wahrgenommen wur­
den. Auch darf man m.E. von der Fähigkeit zu autonomer 
Lebensgestaltung von einem großen Teil der Betroffenen mit 
schweren Verwahrlosungserscheinungen nicht zu viel er­
warten. Viele von ihnen haben von den zur Auswahl stehen­
den Normen, mit denen man ohne Konflikte mit der Gesell­
schaft bestehen kann, einfach zu wenig internalisiert. 

Wer sich mit begrenztem Aufwand einen verlässlichen 
Überblick über die Grundlagen und die Entwicklung der So­
zialtherapie verschaffen möchte, dem kann das Buch eine 
zuverlässige Hilfe sein. Ein Sachregister erleichtert die Be­
nutzung als Nachschlagewerk. Äußerlich besticht das Buch 
durch seine gute graphische Gestaltung und den - heute 
selten gewordenen - Leineneinband. Seine Anscha.ffung 
kann uneingeschränkt empfohlen werden. 

Als der Gedanke der Sozialtherapie im Strafgesetz (§ 65 
StGB) Eingang fand, waren die Voraussetzungen für die 
Einrichtung dieser Sonderanstalten günstig. Es herrschte ei­
ne allgemeine Aufbruchstimmung in der Gesellschaft und 
Übereinstimmung darüber, daß den sozial Benachteiligten 
- mehr als bisher - Hilfen gegeben werden sollten. Die Kas­
sen der öffentlichen Haushalte waren gut gefüllt, zumindest 
glaubten wir, reichlich Mittel zur Verfügung zu haben. Ande­
rerseits gab es unerwartete Schwierigkeiten bei der prakti­
schen Umsetzung der Reform-Idee. Die Behandlungswis­
senschaften, die den Ruf nach Sozialtherapie erhoben hat-
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ten, konnten den Anstalten unmittelbar verwendbare Be­
handlungsmethoden und Organisationsformen nicht zur 
Verfügung stellen. Außerdem fehlte es damals an Fachleu­
ten, die bereit gewesen wären, in den Sozialtherapeutischen 
Anstalten zu arbeiten. Heute wissen wir, wie eine Sozialthe­
rapeutische Anstalt methodisch richtig arbeiten kann. Es 
stehen auch genügend gründlich ausgebildete Fachkräfte 
zur Verfügung, die gern in der Sozialtherapie arbeiten wür­
den. Doch hat sich die Stimmung geändert. Das Interesse, 
Randgruppen zu helfen, ist schwächer geworden. Vor allem 
aber fehlt es an Geld, besonders um zusätzlich Personal 
einzustellen. Die hauptamtlichen Mitglieder der 1980 für ei­
nen Zeitraum von zwei Jahren gebildeten Forschungsgrup­
pe 2) stellen in ihrem Werk das Modell einer unter den heuti­
gen Bedingungen praktisch in Wirklichkeit umsetzbaren So­
zialtherapeutischen Anstalt dar. Es handelt sich um eine 
gründliche Detailbeschreibung der Modellanstalt, die von 
Egg in seinem Werk nur knapp skizziert ist. Ein Auszug aus 

, der Gliederung des Werkes möge einen Eindruck von der 
Fülle des Gebotenen geben: 

Zur Organisation: 

- Das System sozialtherapeutische Anstalt 
Die Zentral anstalt 
Die Tochterinstitutionen 

- Einbeziehung Gemeinde - Anstalt 
- Vernetzung im Gesamtsystem 
- Leitung 
- Entscheidungs- und Konferenzssystem 
- Kommunikation 
- Supervision/Beratung 
- Bauliche Gegebenheiten 
- Zusammenarbeit mit den Aufsichtsbehörden 

Klienten/Insassen 

- Zur Beschreibung der Klienten/Insassen 
- Auswahl der Klienten/Insassen 

Aufnahme, Diagnostik, Programmplanung 
sowie Rückverlegung 

- Die Zeit vor der Aufnahme 
- Aufnahme: Die ersten 14 Tage 
- Programm: Der Behandlungskontrakt 
- (Rück-)Verlegung 

Behandlungs- bzw. Interventionsstrategien 

- Von der individuen-zentrierten (Psycho-)Therapie zur 
Soziotherapie 

- Aspekte der Freiwilligkeit und der Strukturierung des 
Behandlungsprogramms 

- Zur Problematik der Beziehungen von Insassen 

Programme: 
- Ausbildung und Arbeit 
- Schule, Kurse, Sport und Therapie 
- Soziale Hilfen 
- Krisenintervention und Sanktionen 
- Lebensverhältnisse in der Institution 

Mitarbeiter/Personal 

- Kooperation und Aufgabenverteilung 
- Dienst- und Personaleinteilung 
- Psychohygiene des Personals 

- Zur Aus- und Fortbildung der Mitarbeiter 
- Karriere der Mitarbeiter 
- Personalausstattung 

So wie das Federal Bureau of Prisons, die Zentrale des 
Bundesstrafvollzugs in den USA, den Vereinigten Staaten 
auf der Grundlage des Buchs von N. Morris "The Future of 
Imprisonment (Chicago 1974)" die Vollzugsanstalt Butner 
(North Carolina) einrichtete, so könnte das vorliegende 
Werk als Handlungsanweisung für die Vollzugsverwaltung 
benutzt werden. Für diesen Zweck und überhaupt zur ins 
einzelne gehenden Unterrichtung über alle wesentlichen 
Fragen der Sozialtherapie kann das Werk zur Anschaffung 
empfohlen werden. 

1) Rudolf Egg, Straffälligkeit und Sozialtherapie - Konzepte, Erfahrungen, 
Enlwicklungsmöglichkeiten, earl Heymanns Verlag, Köln 1984, XI/207 5., 
Leinen, DM 115,-. 

2) Rolf Driebold, Rudolf Egg, Lothar Nellessen, Stephan Quensel, Günter 
Schmitt, Die sozialtherapeutische Anstalt - Modell und Empfehlungen für den 
Justizvollzug, Verlag für medizinische Psychologie im Verlag Vandenhoeck 
und Ruprecht, Göttingen 1984, kart., 300 5., DM 49,-. 

Neu auf dem Büchermarkt 

Georg Wagner: Das absurde System. Strafurteil und Straf­
vollzug in unserer Gesellschaft. 2., durchgesehene Auflage 
(Recht - Justiz - Zeitgeschehen 43). C. F. Müller Juristi­
scher Verlag. Heidelberg 1985. VIlI/184 S. DM 24,-

Ignatz Kerscher: Sozialwissenschaftliche Kriminalitäts­
theorien. Beltz Verlag. Weinheim und Basel 1985. 189 S. 
DM 18,-

Matthias M. Weber: Katamnesen psychisch auffälliger 
Straftäter unter Führungsaufsicht (Neue Kriminologische 
Studien 2). Wilhelm Fink Verlag. München 1985. 141 S. DM 
32,-

Sieg'fried Lamnek: Wider den Schulenzwang. Ein sekun­
däranalytischer Beitrag zur Delinquenz und Kriminalisierung 
Jugendlicher (Neue Kriminologische Studien 1). Wilhelm 
Fink Verlag. München 1985. 480 S. DM 78,-

Helga Cremer-Schäfer: Biographie und Interaktion. 
Selbstdarstellung von Straftätern und der gesellschaftliche 
Umgang mit ihnen. Minerva Verlag. München 1985. Ca. 350 
S. Kart. DM 42,-



Ehe- und familienfreundliche 
Vollzugsgestaltung* 

Rüdiger Wulf 

1. Auftrag und Aufgabe 
Gemäß Artikel 6 Absatz 1 des Grundgesetzes stehen Ehe 

und Familie unter dem besonderen Schutz der staatlichen 
Ordnung. Damit hat das Verfassungsrecht Gesetzgebung 
und Verwaltung beauftragt, zu einer ehe- und familienfreundli­
chen Gesellschaft beizutragen und entsprechende staatliche 
Hilfen zu gewähren;l) die Gerichte sind damit zu einer verfas­
sungskonformen ehe- und familiengerechten Gesetzesaus­
legung aufgerufen. Eine solche Vorgabe beschränkt sich 
nicht auf die Familienpolitik und das Familienrecht im engeren 
Sinne. Sie strahlt auch auf den Strafvollzug aus und muß dort 
vollzugsorganisatorisch, -rechtlich und -praktisch umgesetzt 
werden. 2) Ungeachtet der praktischen Schwierigkeiten läßt 
sich zum Leitgedanken einer ehe- und familienfreundlichen 
Vollzugsgestaltung in der Vollzugspolitik, in der Vollzugswis­
senschaft und in der Vollzugspraxis eine breite Zustimmung 
erkennen. Dies ist nicht bei allen Grundsätzen, die im Vollzug 
beachtet werden sollten, in demselben Maß der Fall. 

Trotz zahlreicher Beiträge zu einzelnen Aspekten fehlt bis­
lang ein in sich einigermaßen geschlossenes Gesamtkonzept 
einer ehe- und familienfreundlichen Vollzugsgestaltung. Die 
vorliegenden grundsätzlichen Überlegungen sollen diese 
Lücke schließen helfen. Sie gehen von der Lebens- und Voll­
zugswirklichkeit aus (s.u. 2.) und bauen auf familienfreundli­
chen Ansätzen im Strafvollzugsrecht auf (s.u. 3.), auf einer 
familiennahen Vollzugsorganisation in Baden-Württemberg 
(s.u. 4.) und auf erfreulichen Initiativen in einzelnen Vollzugs­
anstalten (s.u. 10.). Auf dieser Grundlage und unter Berück­
sichtigung bestimmter Grenzen und Gefahren (s.u. 7.) sollen 
hier die Grundzüge einer ehe- und familienfreundlichen Voll­
zugsgestaltung herausgearbeitet werden. 

Die Einbeziehung der Angehörigen von Gefangenen in 
die Vollzugsgestaltung und Familienarbeit im Vollzug kann 
vor allem schädlichen Folgen des Freiheitsentzuges auf bei­
den Seiten entgegenwirken und damit zu einem humanen 
Strafvollzug beitragen. Wenn es bei aller Skepsis vor einer 
unangebrachten Selbsthilfeeuphorie gelänge, die in der Fa­
milie grundsätzlich liegenden Kräfte zu stärken und - wo sie 
versunken sind - zu wecken, so wäre ein Stück Eingliede­
rungshilfe verwirklicht. Selbst wenn dem Konzept einer ehe­
und familienfreundlichen Vollzugsgestaltung im Zielkonflikt 
konkurrierender Aufgaben manches geopfert werden müß­
te, so fordert der bisher nicht eingelöste verfassungsrechtli­
che Auftrag dennoch einen Perspektivenwechsel und eine 
ganzheitliche Betrachtung. 

2. Lebens- und Vollzugswirklichkeit 
Nicht zuletzt vor dem Hintergrund des verfassungsrechtli­

chen Menschen- und Gesellschaftsbildes wird für den Straf­
vollzug vielfach die stabilisierende und resozialisierende 

• Erweiterte Fassung eines Rückblicks auf die Fortbildungstagung für Sozial­
arbeiter im baden-württembergischen Strafvollzug am 21. und 22. Novem· 
ber 1985 in Löwenstein-Altenhau. 
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Funktion von Ehe und Familie beschworen. Vor solchen von 
der Praxis teilweise nicht einzulösenden Bekenntnissen ist 
daher ein Blick in die Realität und in die Lebenswelt der wie­
derholt Straffälligen notwendig. 

Aufgrund der umfangreichen intensiven Untersuchung 
von 200 inhaftierten Jungerwachsenen in der Vollzugsan­
stalt Rottenburg im Vergleich zu 200 zum Teil vorbestraften 
Männern aus der gleichaltrigen Durchschnittsbevölkerung 
hat die Tübinger Jungtäter-Vergleichsuntersuchung - abge­
sehen von sozio-ökonomischen und familialen Sozialisa­
tionsbedingungen 3) - im Bereich der Herkunftsfamilie bzw. 
der eigenen (Prokreations-)Familie der Probanden ein­
drucksvolle Unterschiede im Sozialverhalten ergeben. Bei 
einer Gegenüberstellung idealtypischer Verhaltensweisen 
im Familien- und Erziehungsbereich fallen bereits signifi­
kante Ausprägungen auf:4) 

» H-idealtypisch 
Schon im Kindesalter führt das 
Verhalten und Taktieren des 
Probanden zu Konflikten zwi­
schen den Erziehungsperso­
nen mit der Folge gestörter fa­
miliärer Beziehungen auch un­
ter den anderen Familienmit­
gliedern. 

Keinerlei Einordnung in die Fa­
miliengemeinschaft. 

Ablehnung oder Indifferenz ge­
genüber der Elternfamilie 
oder 
je nach Gutdünken oder auch 
zur Rechtfertigung des eige­
nen Verhaltens Wechsel zwi­
schen Anschwärzen der Fami­
lie und (insbesondere wenn es 
sich um "asoziale" Verhältnis­
se handelt) völlig unkritischer 
Einstellung gegenüber der Fa­
milie (und den Verhältnissen) 
sowie uneingeschränkter Iden­
tifizierung mit einzelnen Fami­
lienmitgliedern und gegebe­
nenfalls auch deren kriminellen 
Praktiken. 

Frühzeitige Loslösung von den 
Eltern und Geschwistern und in 
der Folgezeit keine engeren 
Kontakte mehr zur Herkunfts­
familie. 

In späteren Jahren in (finan­
ziellen) Notsituationen (rück­
sichtsloses) Ausnutzen der 
Herkunftsfamilie um eigener 
(materieller) Vorteile willen. 

V-idealtypisch 
Schon im Kindesalter werden 
Zugehörigkeit der eigenen Per­
son zur Herkunftsfamilie und 
(altersgemäße ) Verantwortung 
für die Familie erkannt. 

Selbstverständliche Einord­
nung in die Familiengemein­
schaft, wobei es geradezu ein 
Bedürfnis ist, mit der Familie 
zusammen zu sein. 

Inschutznehmen und Verteidi­
gen der Elternfamilie und der 
Familienehre sowie Abschir­
men der Familie nach außen. 

Auch nach Auszug aus dem El­
ternhaus und äußerlicher Los­
lösung von der Herkunftsfami­
lie wird die Verbindung zu ihr 
und zur weiteren Verwandt­
schaft mehr oder weniger in­
tensiv durchgängig aufrechter­
halten, zu einzelnen Personen 
bestehen weiterhin ausgespro­
chen tragende Bindungen. 

Auch in späteren Jahren wer­
den Füreinandereinstehen und 
gegenseitige Hilfeleistung als 
selbstverständlich angese­
hen." 

Die ausgeprägte Vernachlässigung üblicher familiärer 
Pflichten kann damit als Symptom und Frühwarnzeichen für 
eine allgemeine Bindungslosigkeit und Dissozialität gelten, 
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die eine (Re-)Sozialisation sicherlich nicht erleichtert. Ähnli­
che Befunde hat die Tübinger Jungtäter-Vergleichsuntersu­
chung dann auch für die eigene (Prokreations-)Familie der 
Probanden erbracht:5l 

» H-idealtypisch 
Entsprechend der grundsätz­
lich ablehnenden HaHung ge­
genüber einer festen Bindung 
auch nur geringe Bereitschaft, 
eine Ehe einzugehen 
oder 
falls dennoch Heirat erfolgt, 
dann in jungem After (als Her­
anwachsender) und schon we­
nige Wochen nach dem Ken­
nenlernen. 

Entschluß zur Eheschließung 
(fast) ausschließlich aufgrund 
einer nicht geplanten Schwan­
gerschaft. 

Wesentlich jüngere, ebenfalls 
sozial auffällige Ehefrau. 

Beide Ehepartner bringen Kind 
mit in die Ehe bzw. sind einem 
nicht aus der Ehe stammenden 
Kind unterhaltspflichtig. 

Keinerlei (materielle) Vorberei­
tungen für die Ehe; beide Part­
ner bringen bereits Schulden in 
die Ehe ein; eine Absicherung 
durch regelmäßige Berufstätig­
keit besteht nicht, ebensowe­
nig sind Wohnung, Wohnungs­
einrIchtung und Aussteuer vor­
handen. 

Auch nach der Eheschließung 
keine Änderung des früheren 
Verhaltens in den einzelnen 
Lebensbereichen; jeder der 
Ehepartner geht seinen eige­
nen Weg; keinerlei Gemein­
samkeiten; keine Verantwor­
tung für Partnerin bzw. für die 
Kinder; die eigenen Bedürfnis­
se stehen bei beiden Ehepart­
nern weiterhin im Vordergrund 
zu Lasten der Versorgung ge­
meinsamer Kinder; Beibehal­
ten des spezifischen Lebens­
stils mit unregelmäßiger Ar­
beitsleistung, Ausweitung der 
Freizeit durch außerhäusige, 
unstrukturierte, .milieu"-orien­
tierte Freizeitgesteltung ein­
schließlich außerehelicher Se­
xualkontakte. 

Schon wenige Monate nach 
der Eheschließung wird die 
Scheidung betrieben, nach­
dem bereits zuvor häufige, 
lautstarke, auch tätlich und 01-

V-idealtypisch 
Grundsätzliche Bereitschaft, 
eine feste Bindung einzugehen 
und entsprechende Verantwor­
tung zu übernehmen; Heirat je­
doch erst nach längerer Be­
kanntschaft der Partner oder 
nach längerer Verlobungszeit 
in einem Alter, in dem auch auf­
grund einer gewissen Reife 
und der beruflichen Absiehe­
rung die mit einer Heirat ver­
bundenen Verpflichtungen er­
fIlllt werden können. 

Auch bei ungeplanter Schwan­
gerschaft bestanden bereits 
zuvor Heiratsabsichten, wenn­
gleich fIlr einen späteren Zeit­
punkt. 

Sozial unauffällige, etwa 
gleichaltrige Ehefrau. 

Vor der Eheschließung keine 
Kinder von anderen Partnern. 

Ehe wird erst nach Erfüllung ei­
ner ganzen Anzahl von Bedin­
gungen und nach intensiven 
Vorbereitungen geschlossen; 
abgesehen von gegenseitiger 
Zuneigung, gemeinsamen In­
teressen usw. wird Wert darauf 
gelegt, daß der Ehepartner von 
der Familie akzeptiert wird; da­
neben haben materielle Absi­
cherung der Ehe in Form einer 
abgeschlossenen Ausbildung 
im Hinblick aof berufliche und 
finanzielle Sicherheit sowie 
das Vorhandensein einer Woh­
nung usw. große Bedeutung. 

Heirat stellt einen deutlichen 
Einschnitt in das Leben dar; die 
eigenen Ansprüche werden in 
der Folgezeit zugunsten der 
Familie eingeschränkt und das 
gesamte Leben wird auf die Fa­
milie ausgerichtet; für Partnerin 
und Kinder wird Verantwortung 
übemommen und durch ent­
sprechenden Arbeitseinsatz 
für den Unterhalt der Familie 
Sorge getragen; die Freizeit 
konzentriert sich auf die Fami­
lie und wird zusammen mit ihr 
verbracht; der jeweilige Be­
kanntenkreis des einzelnen 
Ehepartners wird weiter einge­
schränkt bzw. verändert sich 
zugunsten eines gemeinsa­
men (neuen) Bekanntenkrei­
ses. 

Keine gravierenden Meinungs­
verschiedenheiten der Ehe­
partner und keine größeren 
Auseinandersetzungen, insbe­
sondere aber keine Tätlichkei-

H-idealtypisch 
fentlich (d.h. vor der gesamten 
Nachbarschaft) ausgetragene 
Auseinandersetzungen - ins­
besondere unter Alkoholein­
fluß beider Ehepartner - an der 
Tagesordnung waren. 

V-idealtypisch 
ten und kein Hinaustragen von 
Problemen zu irgendwelchen 
Dritten, sondern Errichten ei­
nes gewissen "Schutzwalls" 
um die Familie.« 

Unter Berücksichtigung dieser und weiterer Befunde 
reicht der "Faktor" Ehe im Rahmen einer prognostischen 
Beurteilung, etwa hinsichtlich einer Strafaussetzung zur Be­
währung Qder der Aussetzung eines Strafrestes zur Bewäh­
rung, allein nicht aus, um einen günstigeren Verlauf der Be­
währungszeit erwarten zu lassen.6l Dies gilt vor allem für 
Ehen, die in Erwartung einer vorzeitigen Entlassung ohne 
vorherige Bekanntschaft während der Haft geschlossen 
werden, denn bei einer empirischen Untersuchung von 67 
"Vollzugsehen" mußte durchweg das Scheitern derartiger 
Beziehungen festgestellt werden?l 

Diesen Erhebungen kann nicht entgegengehalten wer­
den, die darin enthaltenen Aussagen würden wegen eines 
zwischenzeitlichen Wertewandels nicht mehr zutreffen. Je­
der Vollzugspraktiker wird die skizzierten Verläufe und Er­
gebnisse aufgrund eigener Erfahrung im Umgang mit Ge­
fangenen bestätigen. Außerdem ist der Wertewandel im Be­
reich von Ehe und Familie weitaus weniger einschneidend 
als vielfach unterstellt, wenn man nicht nur auf bestimmte 
Bevölkerungsgruppen, sondern auf die Gesamtheit abhebt, 
spricht man doch schon zuweilen wieder von einem "Rück­
zug der jungen Generation ins Privatleben". 

Ferner dürfen die genannten kriminologischen Fakten 
nicht als "Schwarz-Weiß-Malerei" mißverstanden werden, 
zumal es sich um idealtypische Verdichtungen handelt. In 
Einzelfällen gibt es selbstverständlich intakte eheliche und 
familiäre Bindungen von Straffälligen, die einem Inhaftierten 
dann wirklichen Halt bedeuten. In der Behandlungsuntersu­
chung müssen diese Bindungen erkannt und mit einer ent­
sprechenden Vollzugsgestaltung gestützt werden (s.u. 9.). 
Gewarnt werden soll lediglich vor überzogenen Erwartun­
gen an die Angehörigen der Gefangenen. Angesichts der 
oftmals problematischen Ehen, Familien und Partnerschaf­
ten der Gefangenen darf sich auf der anderen Seite im Voll­
zug keine Resignation breitmachen, weil alle Förderung an­
geblich doch keinen Sinn habe. Dies wäre mit dem eingangs 
erwähnten verfassungsrechtlichen Auftrag nicht zu verein­
baren und im Ergebnis nicht zutreffend. Der Vollzug ist auf­
gerufen, in diesen schwierigen Fällen seine Anstrengungen 
organisatorisch, personell, methodisch und inhaltlich zu ver­
stärken. 

Unabhängig davon, ob die Kontakte zu Bezugspersonen 
intakt, zerrüttet oder gestört sind, bringt eine Inhaftierung, 
namentlich der erste Gefängniskontakt, für den Gefangenen 
und für seine Angehörigen vielfältige psycho-soziale und so­
zio-ökonomische Belastungen mit sich. Sie sind vielfach be­
schrieben und zu Recht beklagt worden,8l wenngleich viele 
Straffällige ihre Familien in Freiheit vernachlässigen, sich 
bei Deliktsbegehung nicht um deren Schicksal für den Fall 
der Entdeckung kümmern und sie erst bei der Inhaftierung 
wieder "entdecken". Trotzdem müssen Frauen und Kinder 
von Inhaftierten und Gefangenen noch immer als "mitbe­
straft" gelten.9) Neben wirtschaftlichen Einbußen, dem 



Beziehungsverlust und dem Zwang der alleinstehenden 
Ehefrau, die Familie ernähren zu müssen, ergeben sich aller­
dings auch Intervalle der Ruhe vor Mißhandluing, Vernach­
lässigung und Nichtachtung sowie die Chance für neue so­
ziale Rollen. Umgekehrt sehen sich die inhaftierten Männer 
plötzlich in einer hilflosen Situation. Diese Situation kann der 
Ehe-, Familien- und Partnerschaftsberatung gewisse Mög­
lichkeiten eröffnen. Jedenfalls zeigen vollzugswissenschaft­
liche Untersuchungen, daß die Sorge um Angehörige bei Ge­
fangenen in der "Hierarchie" der Streßfaktoren ganz oben 
steht. So ergab eine Erhebung an einhundert Langzeitgefan­
genen in der Vollzugsanstalt Bruchsal, daß sich die familiären 
Bindungen trotz haftbedingten Abbruchs mancher Kontakte 
noch immer am tragfähigsten erweisen: ihr Stellenwert liegt 
weit vor anderen extramuralen und anstaltsinternen Kontak­
ten. Aus der Sicht der befragten Gefangenen waren Ehe, Fa­
milie und Partnerschaft auch für die Entiassungssituation 
stabilisierende Faktoren. Dies alles erfordert den Ausbau von 
Kontaktmöglichkeiten für Angehörige (s.u. 4. und 10.) und ei­
ne familiengerechte Lockerungspraxis (s.u. 11.). 

3. Familienfreundliche Ansätze im 
Strafvollzugsrecht 

Vor fünfundzwanzig Jahren hat man noch eingehend dis­
kutiert, ob ein Gefangener heiraten darf.10) Heute ist man im 
Strafvollzugsrecht ein gutes Stück weiter, denn das Straf­
volizugsgesetz (StVollzG), die dazu ergangenen bundesein­
heitlichen Verwaltungsvorschriften und die Rechtsprechung 
in Vollzugsfragen weisen zahlreiche Regelungen und Ent­
scheidungen auf, die dem Verfassungsauftrag einer ehe­
und familienfreundlichen Volizugsgestaltung entsprechen 
(dazu die folgenden Leitsätze). 

Bei der Behandlungsuntersuchung sind nach § 6 Abs. 1 
StVollzG die Lebensverhältnisse des Gefangenen zu be­
rücksichtigen. Hierzu gehören die Herkunftsfamilie, zumin­
dest soweit der Gefangene zu ihr noch Kontakt pflegt, und 
- soweit bereits gegründet - die eigene (Prokreations-)Fa­
milie des Gefangenen. Diesen Anspruch muß die Vollzug­
spraxis durch eine bislang vernachlässigte Einbeziehung 
der Familienangehörigen in die Vollzugsgestaltung erfüllen 
(s.u. 9.). Außerdem sind nach § 7 Abs. 2 Nr. 5 StVollzG be­
sondere Hilfs- und Behandlungsmaßnahmen in den Voll­
zugs plan aufzunehmen. Im vorliegenden Zusammenhang 
kommen insoweit in Betracht: Gesprächs- und Trainings­
gruppen mit familienbezogenen Themen; Ehe-, Familien­
und Partnerschaftsberatung; Familientherapie; Ehe- und 
Familienseminare bzw. -freizeiten (s.u. 10.); auch an der 
Steuerung der Familienarbeit über den Vollzugsplan fehlt es 
vielfach noch. 

§ 8 Abs. 1 Nr. 1 StVollzG sieht die Verlegung eines Gefan­
genen abweichend vom Vollstreckungsplan aus Behand­
lungsgründen vor; zu solchen beachtenswerten Gründen 
sollte auch die Familiennähe zählen. 11 ) In Baden-Württem­
berg werden derartige Verlegungsanträge jedenfalls groß­
zügig behandelt, wobei freilich eine zu fördernde Familien­
nähe von einer nicht förderungswürdigen Milieunähe unter­
schieden werden muß (s.u. 4.). Im übrigen erwähnt die bun­
deseinheitlich geltende Verwaltungsvorschrift Nr. 1 Abs. 1 a) 
zu § 8 StVolizG Besuchsüberstellungen, die in der Praxis vor 
allem ehelichen und familiären Kontakten zugute kommen. 
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Die gesamten Vollzugslockerungen nach den §§ 11 ff. 
StVollzG haben einen ehen- und familienstärkenden Cha­
rakter, wenn Ausführungen, Ausgänge und Urlaub aus der 
Haft familiäre Bindungen unterstützen sollen. Allerdings darf 
der Gefangene gemäß W Nr. 5 Abs. 1 zu § 13 StVollzG in 
der Regel nicht in eine soziale Umgebung oder zu Personen 
beurlaubt werden, von denen aufgrund tatsächlicher An­
haltspunkte zu befürchten ist, daß sie seiner Eingliederung 
entgegenwirken. Daher ist die Vollzugsbehörde vor der Ent­
scheidung über die Gewährung von VOllzugslockerungen 
berechtigt und verpflichtet, die Eignung von Bezugsperso­
nen der Gefangenen zu überprüfen. Dies gilt grundsätzlich 
auch für die Überprüfung von nahen Angehörigen des Ge­
fangenen. 12) Liegen aber keine Anhaltspunkte - aufgrund 
früherer Stra.ftaten oder sonstiger konkreter Vorkommnis­
se - dafür vor, daß die Angehörigen den GefangenEin in sei­
nem kriminellen Tun bestärken oder sonst in unlauterer Wei­
se auf ihn einwirken, kann bei der Tragweite und der Bedeu­
tung der verfassungsmäßig garantierten Rechte der Familie 
nicht verlangt werden, daß der Gefangene nach dem Prinzip 
einer umgekehrten Beweislastregel den Nachweis der Eig­
nung seiner nächsten Angehörigen als Bezugspersonen er­
bringt oder daß diese sich ihre Eignung durch Vollzugsbe­
dienstete attestieren lassen; 13) insoweit muß die Vollzugsbe­
hörde also einen großzügigen Maßstab anlegen. Darüber 
hinaus kann Urlaub aus wichtigem Anlaß ohne Anrechnung 
auf den Regelurlaub aus familiären Gründen geboten sein, 
erwähnt § 35 Abs. 1 StVollzG doch namentlich den Tod oder 
eine lebensgefährliche Erkrankung eines Angehörigen (zur 
familiengerechten Lockerungspraxis insgesamt s.u. 11.). 

Angehörige, die einen schädlichen Einfluß auf den Gefan­
genen ausüben, dürfen nach § 25 Nr. 2 StVollzG im Gegen­
satz zu anderen Personen nicht vom Besuch ausgeschlos­
sen werden. Mit ihnen kann der Anstaltsleiter im Hinblick auf 
§ 28 Abs. 2 Nr. 2 StVollzG auch nicht grundsätzlich den 
Schriftwechsel untersagen. Auch bei der Einzelkontrolle ein­
und ausgehender Schreiben sind Familienangehörige privi­
legiert. So ist bei der Briefkontrolle zu berücksichtigen, daß 
dem freien brieflichen Kontakt mit dem Ehegatten im Hin­
blick auf das verfassungskräftige Gebot der Achtung der In­
timsphäre besondere Bedeutung zukommt. Daher und we­
gen der Meinungsfreiheit im Bereich der ehelichen Privats­
phäre ist es in der Regel nicht vereinbar, den Brief eines Ge­
fangenen an seine Ehefrau wegen einer darin enthaltenen 
unsachlichen Kritik an einem gegen ihn anhängigen Straf­
verfahren und den in diesem Verfahren tätigen Richter an­
zuhalten; 14) für grob unrichtige oder entstellende Darstellun­
gen von Anstaltsverhältnissen dürfte entsprechendes gei­
ten. Ebenso geschützt wie die eheliche Lebensgemein­
schaft ist der Schriftverkehr zwischen erwachsenen Kindern 
und ihren Eltern, da der Gemeinschaft von Eltern und Kin­
dern gerade in Krisensituationen eine ähnliche Aufgabe zu­
kommt. 15) Bei einer rein faktischen Betrachtungsweise mag 
für eine nichteheliche Lebensgemeinschaft Vergleichbares 
gelten; allerdings besteht insoweit kein verfassungsrechtli­
ches Gebot zum Schutz derartiger Lebensgemeinschaften. 

So kann es in besonders gelagerten Ausnahmefällen ge­
boten sein, für Besuche von Ehegatten und Kindern Be­
suchsgelegenheiten auch außerhalb der allgemeinen Be­
suchstage zu schaffen.16) Zum Zwecke des Besuchs eines 
inhaftierten Ehepartners steht einem Sozialhilfeberechtigten 



84 

ein Anspruch auf Übernahme der Fahrtkosten aus den Mit­
teln der Sozialhilfe zu und zwar unabhängig von der Zumut­
barkeit von Besuchsüberstellungen.17) Außergewöhnliche 
Besuchsmöglichkeiten und kostspielige Anreisen lassen 
sich freilich durch eine familiennahe Vollzugsorganisation 
verringern (s.u. 4.). Und weil es in § 27 Abs. 1 StVollzG heißt: 
"Besuche dürfen aus Gründen der Behandlung oder der Si­
cherheit oder Ordnung der Anstalt überwacht werden", dann 
sind innerhalb dieser Grenzen unüberwachte Besuche von 
Angehörigen zulässig. Dabei besteht keine vollzugliehe Ver­
pflichtung, Intimitäten unter Eheleuten zu verhindern, weil 
dies den Wesensgehalt des Grundrechts auf Schutz der Ehe 
verletzen würde. 18) 

Ferner ist den VOllzugsanstalten in § 32 StVollzG bei der 
Zulassung von Ferngesprächen ein Ermessensspielraum 
eingeräumt. Fernmündliche Gespräche zur Kontaktaufnah­
me mit Familienangehörigen sollten bevorzugt zugelassen 
werden, weil sie dem Gefangenen manche Sorge nehmen 
können. Allerdings muß verhindert werden, daß Gefangene 
ihre Ehefrauen über anstaltseigene Fernsprecher kontrollie­
ren oder gar drangsalieren. 

Offener Vollzug und Freigang mit freiem Beschäftigungs­
verhältnis ermöglichen die Erfüllung finanzieller Pflichten für 
die Familie (s.u. 4.). Im Verwendungsplan der Gefangenen­
bezüge sind daher auf Antrag des Gefangenen gemäß VV 
Nr. 2 Abs. 3b) zu § 39 StVollzG Unterhaltspflichten zu be­
rücksichtigen. Auch das Überbrückungsgeld dient nach § 51 
Abs. 1 StVollzG mit zur Unterhaltssicherung von Angehöri­
gen und kann mit Zustimmung des Gefangenen gemäß § 51 
Abs. 2 StVollzG dorthin überwiesen werden. 

Außerdem bezieht die gesamte Regelung der sozialen 
Hilfe bei der Aufnahme, während des Vollzuges, zur Entlas­
sung und nach der Entlassung gemäß den §§ 71 ff. StVollzG 
und § 72 Bundessozialhilfegesetz die Angehörigen des Ge­
fangenen bzw. Entlassenen ein, denn bei ihnen handelt es 
sich nicht selten um Personen, bei denen besondere soziale 
Schwierigkeiten der Teilnahme am Leben in der Gemein­
schaft entgegenstehen und die zur Überwindung dieser 
Schwierigkeiten Hilfe benötigen. Der Vollzug muß dazu ge­
mäß § 154 Abs. 2 StVollzG u.a. mit den Trägern der Sozialhil­
fe zusammenarbeiten; sie sollen ihrerseits gemäß § 72 Abs. 
4 Bundessozialhilfegesetz mit den Vollzugsbehörden zu­
sammenarbeiten und darauf hinwirken, daß sich die zustän­
digen Hilfeeinrichtungen wirksam ergänzen. In geeigneten 
Fällen ist zur Durchführung der erforderlichen Maßnahmen 
ein Gesamtplan aufzustellen (zu den Ausführungsbestim­
mungen Ayass in: Bewährungshilfe 1981, S. 163 ff.). 

Nimmt man diese Aspekte zusammen, so hebt das Straf­
vollzugsrecht der Natur der Sache nach zwar individuell auf 
den Gefangenen zum Teil aber auch auf die Familie ab (vgl. 
ferner die §§ 80, 142 StVollzG über die Unterbringung noch 
nicht schulpflichtiger Kinder in Mutter-Kind-Abteilungen des 
Frauenstrafvollzuges). Daraus folgt die Forderung nach ei­
ner ehe- und familienfreundlichen Vollzugsgestaltung. Im 
Verbund mit vollzugsorganisatorischen Maßnahmen und mit 
entsprechender Familienarbeit kann sich ein solches Kon­
zept aber ergeben und Beschränkungen in anderen Berei­
chen des Vollzuges ausgleichen. 

4. Familiennahe Vollzugsorganisation 
in Baden-Württemberg 

In einem aufwendigen und im Ergebnis nicht befriedigen­
den Verfahren hatte die Einweisungskommission in der Voll­
zugsanstalt Stuttgart bis zum 31. Dezember 1981 die Gefan­
genen des Langzeitvollzuges nach günstiger bzw. ungünsti­
ger Prognose auf die verschiedenen Vollzugsanstalten in 
Baden-Württemberg verteilt. Mit der Neuregelung des Ein­
weisungsverfahrens 19) wurde die familiennahe Einweisung 
neben Behandlungsgründen ein wichtiges Kriterium. Frei­
lich sind Familiennähe und Nähe zum sozialschädlichen Mi­
lieu voneinander zu trennen. Es darf milieuorientierten Ein­
weisungsgefangenen durch nicht einfache Behauptung ir­
gendwelcher familiärer Kontakte nicht gelingen, in eine Voll­
zugsanstalt eingewiesen zu werden, aus der sie leicht Ver­
bindung zur angestammten Drogen- oder Zuhälterszene 
aufrechterhalten. Von diesen Schwierigkeiten in Einzelfällen 
abgesehen hat sich die Familiennähe als Einweisungskrite­
rium gut bewährt. Den Besuchern werden so Anfahrtswege 
erleichtert und den beurlaubten Gefangenen Reisezeiten 
verkürzt. Die Fachdienste im Vollzug können zu den Fami­
lien der Gefangenen rascher Kontakt aufnehmen, sich von 
der familiären Situation einen unmittelbaren Eindruck ver­
schaffen und auf kurzem Wege Hilfe gewähren. Parallel 
zur Neuregelung des Einweisungsverfahrens für Gefange­
ne mit einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr und 
drei Monaten wurden die Untersuchungshaft und der Kurz­
strafenvollzug regionalisiert, so daß der Vollstreckungsplan 
heute ein flächendeckendes Netz von ca. 35 Einrichtungen 
ausweist, in denen die Untersuchungshaft und die kurze 
Freiheitsstrafe familiennah vollzogen werden. Soweit der 
Vollstreckungsplan im Einzelfall nicht zu einem familienna­
hen Vollzug führt, werden Anträge auf Verlegung - wie be­
reist erwähnt - großzügig behandelt (s.o. 3.). 

Bei alledem hat die Regionalisierung auch gewisse Nach­
teile. Im Interesse der Familiennähe besticht der Gedanke 
besticht, wenn etwa in jedem Landkreis eine Vollzugsanstalt 
mit einem Mischvollzug bestünde. Je größer und damit je 
zentraler eine Vollzugsanstalt aber ist, desto umfassender 
kann das vollzugliche Angebot im Bereich von Bildung, Aus­
bildung, Arbeit, Betreuung und Behandlung sein. Deshalb 
setzte man gerade in Zeiten, in denen zum Teil mit überhöh­
ten Ansprüchen vom Behandlungsvollzug die Rede war, auf 
große, zentrale Vollzugsanstalten mit spezialisiertem Perso­
nal. Nachdem man zunehmend auf Selbsthilfemöglichkei­
ten in der Familie vertraut, auf ehrenamtliche und externe 
Hilfen sowie auf eine Öffnung des Vollzuges, tragen diese 
Gegenwartsströmungen dazu bei, daß sich die Regionali­
sierung und Gemeinwesenarbeit in den Vordergrund schie­
ben, so daß die Betroffenen in ihren räumlichen und sozialen 
Bezügen angesprochen und belassen werden, um die be­
stehenden sozialen Netze zu aktivieren.20) 

Familienfreundliche Elemente enthält auch das am 1. Fe­
bruar 1982 landesweit eingeführte Programm zur Gestal­
tung des Kurzstrafenvollzuges in Baden-Württemberg, das 
wegen seines Erfolges zum 1. Januar 1983 auf Freiheitsstra­
fen bis zu einem Jahr augedehnt werden konnte. Selbst­
steIler mit einem geregelten Arbeitsverhältnis werden im 
Rahmen des Kurzstrafen-Freigänger-Modells bereits eine 
Woche nach Strafantritt als Freigänger an ihrer bisherigen 



Arbeitsstelle zugelassen. Das Arbeitsverhältnis und die Ver­
wendung des Lohns bleiben durch die Inhaftierung völlig un­
berührt. So konnten bislang über 1.200 Gefangene ihre lau­
fenden sozialen Verpflichtungen, nicht zuletzt gegenüber ih­
ren Angehörigen, erfüllen und wichtige Kontakte für die Wie­
dereingliederung aufrechterhalten. In all diesen Fällen der 
"Halbgefangenschaft" wurde das Ziel einer kurzen Frei­
heitsstrafe ohne soziale Desintegration erreicht.21 ) Wenn 
unlängst eine bundeseinheitliche Verwaltungsvorschrift zu § 
11 StVollzG gefordert wurde, damit inhaftierte Frauen im 
Wege des Freigangs ihre Kinder betreuen und ihren Haus­
halt versorgen können,22) so gehört dieses berechtigte An­
liegen in Baden-Württemberg bereits zur Vollzugswirklich­
keit, weil das Kurzstrafen-Freigänger-Modell auch für 
(Haus-)Frauen mit unversorgten Kindern gilt. 

Wirksamer als jede noch so familiennahe Vollzugsorgani­
sation ist - sofern dies möglich ist - die Vermeidung des 
Freiheitsentzuges. Daher ist die Tilgung uneinbringlicher 
Geldstrafen durch freie Arbeit anstelle der Ersatzfreiheits­
strafe eine zu begrüßende Alternative. Ein seit zwei Jahren 
in Baden-Württemberg laufender Modellversuch hat zu er­
mutigenden Ergebnissen geführt, so daß diese Tilgungs­
möglichkeit zur Zeit in einem Stufenplan landesweit ausge­
dehnt wird.23) Gegenüber Geld- und Freiheitsstrafen hat die 
gemeinnützige Arbeit ganz allgemein für die Angehörigen 
der Verurteilten Vorteile, da das Familieneinkommen nicht 
beeinträchtigt und der Ernährer nicht aus der Familie her­
ausgerissen wird.24) 

5. Ziele und Fernwirkungen 
vollzuglicher Familienarbeit 

Schlagwortartig lassen sich die unmittelbaren Ziele der 
Familienarbeit wie folgt umreißen: 

- Klären. Hier liegt die erste und sicherlich nicht die leichte­
ste Aufgabe. Erst wenn die ehelichen und familiären Ver­
hältnisse und Beziehungen einigermaßen geklärt sind, 
können dem Gefangenen und seinen Angehörigen die 
richtigen Hilfen angeboten werden. Den Beteiligten muß 
auch verdeutlicht werden, wo Beziehungsstörungen lie­
gen. Diese umfassende Klärung muß Teil der Behand­
lungsuntersuchung sein (s.u. 9.). 

- Erhalten und stützen. Zeigt die Behandlungsuntersu­
chung tragfähige wechselseitige Bindungen, so ist es vor­
nehmste Aufgabe des Vollzuges, diese in der Ehe, Fami­
lie oder Partnerschaft liegenden Selbsthilfemöglichkeiten 
zu fördern und auf diese Weise sozialer Entwurzelung 
entgegenzuwirken. Dieses Ziel sollte auch unter den ge­
genwärtigen Arbeitsbedingungen im Vollzug stets er­
reichbar sein. 

- Vermitteln. Viele wiederholt Straffällige und ihre Angehö­
rigen können Beziehungsprobleme aufgrund sozialer 
Hilflosigkeit oder aus anderen Gründen nicht allein lösen. 
Sie brauchen einen Vermittler. Findet sich während des 
Vollzuges ein professioneller oder ehrenamtlicher Helfer, 
dann eröffnet die Zeit der erzwungenen Trennung Chan­
cen, die sich unter Umständen in Freiheit nicht ergeben. 

- Behandeln. Schwieriger als die Erhaltung intakter familiä­
rer Bindungen oder der Vermittlung bei zerrütteten Ver­
hältnissen ist die Behebung tiefgreifender Beziehungs-

85 

störungen, zumal mit der Inhaftierung neue psycho-sozia­
le Probleme auf die Betroffenen zukommen. Besonders 
schwierig wird es, wenn die Beziehungsstörung beim Ge­
fangenen Symptom einer allgemeinen Bindungslosigkeit 
und Dissozialität ist. Hier ist eine fachliche Therapie erfor­
derlich. 

- Schützen. Jeder Vollzugspraktiker kennt Gefangene, die 
ihre Angehörigen materiell und emotional ausnutzen. Vor 
einem inadäquaten Anspruchsniveau und einer parado­
xen Anpassungserwartung des Gefangenen müssen die­
se Angehörigen geschützt werden. Diese Aufgabe gehört 
in den vorliegenden Zusammenhang. Wer Familienarbeit 
im Vollzug betreiben will, darf sich nicht einseitig als Helfer 
des Gefangenen sehen, sondern muß sich auch um des­
sen Angehörigen verbunden fühlen und sich daher um ei­
ne "Allparteilichkeit" bemühen. Wer seine Aufgabe so 
versteht, muß manches Ansinnen zurückweisen. Dies 
kann aufreibender sein als nachzugeben. 

Über eine ehe- und familienfreundliche Vollzugsgestal­
tung, insbesondere auch bei einer Familienarbeit für Be­
dienstete (s.u. 12.), läßt sich die Atmosphäre in einer Voll­
zugsanstalt verbessern. Hierin liegt eine nicht zu unterschät­
zende Fernwirkung. Gerade Angehörige der Fachdienste 
behaupten zuweilen, erst müßten sich bestimmte Strukturen 
im Vollzug verändern, bevor diese oder jene Aufgabe lösbar 
sei. Strukturen verändern sich nicht von allein; man kann 
sich a.uch nicht zusammensetzen und unmittelbar "Struktu­
ren" verändern wollen. Sie verändern sich nur über einzelne 
ganz konkrete Initiativen, die in ihrer Gesamtheit dann zu 
neuen Verhältnissen führen. Eine ehe- und familienfreundli­
che Vollzugsgestaltung kann einen solchen Beitrag zur 
"Strukturverbesserung" leisten. 

6. Richtungen und Schwerpunkte eines 
familienfreundlichen Vollzugs 

Familie, Partnerschaft und Ehe entwickeln sich dyna­
misch oder - mit anderen Worten - der Jugendliche von 
heute ist der Ehemann von morgen, der Vater von übermor­
gen und der Großvater von überübermorgen. Lebensalter 
und Lebensphase der Betreffenden sollten daher die Rich­
tungen und Schwerpunkte der Familienarbeit prägen. 

Dementsprechend wird die Einbeziehung der Herkunfts­
familie im Jugendstrafvollzug im Vordergrund stehen, um 
diese gleichsam schicksalhaft vorgegebenen Kontakte und 
Bindungen zu fördern, soweit sie noch bestehen oder zu­
mindest wieder geknüpft werden können. Die Sozialpäd­
agogik im Jugendstrafvollzug sollte verstärkt dazu beitra­
gen, daß sich Eltern und ihre straffällig gewordenen Kinder 
während dieser Zeit wieder besser verstehen lernen.25) 
Führt der Vollzug zu einer verbesserten Kommunikation,26) 
so kann die Haft nach einem jahre- oder gar lebenslang fehl­
gelaufenen Kommunikationsprozeß eine -letzte (?) - Chan­
ce für beide Seiten bedeuten. Diese Chance sollte zur Ein­
beziehung der Bezugspersonen und einem anstalts- und 
haftübergreifenden Resozialisierungskonzept für den Ju­
gendstrafvollzug veranlassen.27) Nachdem sich der Jugend­
strafvollzug immer mehr zu einem Vollzug an Heranwach­
senden verschiebt, tritt eine weitere Aufgabe gleichberech-
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tigt hinzu. Im Vergleich zu den Heranwachsenden in der 
Durchschnittsbevölkerung sind bei straffälligen Heranwach­
senden frühzeitige Partnerbindungen und Eheschließungen, 
zum Teil während des Jugendstrafvollzuges, festzustellen, 
die ohne Vorbereitungen zum Scheitern verurteilt sind. Der 
Vollzug kann und darf derartige Heiraten nicht verhindern; er 
kann aber durch lebenspraktische Veranstaltungen im Rah­
men des Sozialen Trainings darauf hinweisen, daß Partner­
schaft, Ehe und Familie zusätzliche Pflichten mit sich bringen 
und daß eine verantwortungsvolle Planung der Ehe sowie ein 
partnerschaftliches Verhalten in der Ehe zu der sozialen Ver­
antwortung gehört, die Teil des Vollzugszieles ist. Entspre­
chendes gilt für Partnerscha.ften "ohne Trauschein". 

Wo Gefangene im Erwachsenenvollzug bereits eine eige­
ne Familie haben, sind die sozialen Beziehungen zu Ehefrau 
und Kindern für die Familienarbeit richtungsweisend. Im 
Vollzug an alternden Gefangenen ist demgegenüber nicht 
selten eine Vereinsamung festzustellen, sei es daß sie keine 
Familie (mehr) haben oder daß sich die Angehörigen abge­
wendet haben. In diesen Fällen sollte-wenn sich keine neu­
en Bezugspersonen finden lassen - der Gefangene auf ein 
Leben bzw. einen Lebensabend ohne Familie vorbereitet 
werden. 

Schwerpunkt einer Familienarbeit in der Untersuchungs­
haft muß die Krisenintervention sein, wobei die psycho-so­
zialen und sozio-ökonomischen Folgen der Inhaftierung bei 
dem Untersuchungsgefangenen und bei seinen Angehöri­
gen aufzufangen sind. Mehr können die Bediensteten und 
die ehrenamtlichen Mitarbeiter in den Untersuchungshaft­
anstalten nicht leisten. Weniger sollten sie sich aber auch 
nicht vornehmen, denn dadurch leisten sie zugleich einen 
wichtigen Beitrag zur Suizidverhütung.28) 

Geschlechtsspezifische Besonderheiten stehen bei der 
Familienarbeit im Frauenstrafvollzug im Vordergrund.29) 

Hier geht es vor allem darum, die Trennung eines Kindes von 
der inhaftierten Mutter im Rahmen des sog. Hausfrauenfrei­
gangs (s.o. 4.), in einer Mutter-Kind-Abteilung30) oder auf 
sonstige Weise zu überbrücken. 

7. Grenzen und Gefahren überzogener 
Familienarbeit 

Familienarbeit ohne Mitwirkung des Gefangenen und sei­
ner Angehörigen ist nicht möglich und nicht wünschenswert. 
Ein Mindestmaß an Kooperationsbereitschaft muß bei den 
Beteiligten vorhanden sein. Hierzu muß sich der Vollzug im 
Rahmen seiner gesetzlichen Motivationspflicht bemühen 
und alles tun, um familiäre Kontakte zu erhalten oder zu er­
neuern. Im Zweifel hat eine familienfreundliche Entschei­
dung Vorrang ("in dubio pro familiam"). Nur ein ausdrückli­
cher, ernsthafter und unumstößlicher Wille des Gefangenen 
oder seiner Angehörigen, familiäre Kontakte nicht fortzuset­
zen oder nicht wieder aufnehmen zu wollen, setzt der Fami­
lienarbeit im Vollzug Grenzen. Ein hier nicht näher zu erör­
terndes Sonderproblem besteht insoweit wegen des verfas­
sungsmäßigen Elternrechts bei minderjährigen Gefange­
nen. 

Mißverstandene Familienarbeit birgt Gefahren. Um ihnen 
vorzubeugen, sollen sie zumindest erwähnt werden. Familien-

arbeit im Vollzug sollte sich ausschließlich als soziale Hilfe 
verstehen. Eine falsch verstandene Einbeziehung von An­
gehörigen in die Behandlungsuntersuchung und in die Voll­
zugsplanung darf nicht zu einer Ausweitung sozialer Kon­
trolle über die Betreffenden führen. Sie würden dies auf­
grund entsprechender Sensibilität rasch merken und sich 
zurückziehen. Dann hätte der Vollzug eine Gelegenheit ver­
spielt, den Gefangenen und ihren Angehörigen näherzu­
kommen. 

In gewissem Zusammenhang damit steht die Gefahr sub­
jektiver Wertungen und Bewertungen familiärer Verhältnisse 
und damit eines Moralisierens, wo Verständnis für eine an­
dere Lebenswelt am Platz ist. Die ehelichen und famliären 
Verhältnisse wiederholt Straffälliger unterscheiden sich von 
denen in der Durchschnittsbevölkerung in mancherlei Hin­
sicht (s.o. 2.). Familienarbeit im Vollzug muß zunächst ein­
mal von der Lebenswirklichkeit der Betroffenen ausgehen, 
um einen Zugang zu ihnen zu finden. Hierzu gehört eine 
möglichst wertneutrale Beschreibung der sozialen Wirklich­
keit von Ehe und Familie. Erst in einem zweiten Schritt kann 
es darum gehen, den Gefangenen und ihren Angehörigen 
eigene Wertvorstellungen vorzuleben und zu vermitteln, mit 
denen man in sozialer Verantwortung für sich und andere le­
ben kann. Dies kann nur ein Angebot bedeuten, bei dem ei­
ne gewisse Zurückhaltung geboten ist. 

Weil wiederholt Straffällige erst an soziale Verantwortung 
gewöhnt werden sollen, darf eine überzogene Familienar­
beit im Vollzug schließlich nicht zu unvorbereiteten, zum bal­
digen Scheitern verurteilten "Vollzugsehen" beitragen (s.o. 
2.). Wer sozial verantwortlich lebt, wird für vollzug liehe Er­
leichterungen und die Hoffnung auf eine vorzeitige Entlas­
sung wohl kaum eine derartig weitreichende Entscheidung 
mit all ihren persönlichen, sozialen und wirtschaftlichen Fol­
gen treffen; bei Strafgefangenen ist diese Gefahr aktuell. Fa­
milienarbeit muß daher maßvoll sein. Sie darf vor allem nicht 
zu einer ungerechtfertigten Benachteiligung von Gefange­
nen führen, die keine Angehörigen haben oder keine Familie 
gründen wollen. Im Rahmen pflichtgemäßen Ermessens 
und unter Berücksichtigung erfahrungswissenschaftlicher 
Erkenntnisse muß es dem Vollzug bei der Familienarbeit 
auch möglich sein, zwischen förderungswürdigen und weni­
ger förderungswürdigen Beziehungen zu differenzieren. 

8. Beteiligte an der Familienarbeit 
für Gefangene 

Familienarbeit im Vollzug gibt es nicht zum "Nulltarif". Sie 
ist - wie es bereits der Begriff andeutet - mit Arbeit verbun­
den. Schon diese vollzugspraktische Überlegung führt an­
gesichts knapper personeller Ressourcen dazu, den mit der 
Familienarbeit verbundenen organisatorischen, personellen 
und zeitlichen Aufwand auf verschiedenen Schultern zu ver­
teilen. 

Hinzu kommen grundsätzliche Erwägungen. Der griffige 
Begriff "Familienarbeit" könnte dazu verleiten, sie als einen 
abgrenzbaren Bereich psycho-sozialer Hilfe zu verstehen. 
Dies mag mit Abstrichen für die ambulante Familienarbeit 
zutreffen, würde aber die vollzug liehe AufgabensteIlung un­
zulässig verkürzen. Familienarbeit im Vollzug ist Teil der ge­
samten "Beziehungsarbeit" , d.h. Arbeit an allen sozialen 



Beziehungen der Gefangenen. Sie sind nicht nur in den 
schicksalhaft vorgegebenen Bindungen zur Herkunftsfami­
lie oder zur selbst gegründeten eigenen Familie vielfach ge­
stört, sondern auch in den mehr oder weniger intensiven 
selbst gewählten Kontakten, auch sexueller Art. Nur bei ei­
nem umfassenden, über die Familie hinausgehenden An­
satz kann es gelingen, Beziehungsstörungen zu beheben. 
Deshalb darf Familienarbeit im Vollzug nicht isoliert werden. 
Aus demselben Grund sollte es auch keine spezialisierten 
"Familienarbeiter" im Vollzug geben. Vielmehr muß eine 
ehe- und familienfreundliche Vollzugsgestaltung ein durch­
gängiges Prinzip sein, dem sich alle Bediensteten verpflich­
tetfühlen. 

Aus dieser Position folgt weiterhin, daß Familienarbeit im 
Vollzug nicht auf den Sozialdienst begrenzt sein darf. Ar­
beitsteilung und Zusammenarbeit lautet auch bei der Fami­
lienarbeit im Vollzug die Devise. Die Schlüsselfunktion des 
Sozialdienstes liegt dabei in der sozialen Hilfe, d.h. in Bemü­
hungen zur Verbesserung von sozialen und wirtschaftlichen 
Lagen der Betroffenen. Diese Funktion hat zumindest den­
selben Stellenwert wie eine Familienberatung oder eine Fa­
milientherapie.31 ) Was nützen die besten "therapeutischen" 
Erfolge in der Beziehungsarbeit, wenn die sozio-ökonomi­
schen Grundlagen für ein geordnetes Familienleben fehlen? 
Außerdem liegt nicht schon dann Familientherapie vor, 
wenn ein Sozialarbeiter eine ganze Familie einbestellt und 
mit ihr spricht. Nicht alle Sozialarbeiter im Vollzug teilen die 
hier vertretene Position. Vor dem Hintergrund einer Thera­
peutisierung der sozialen Arbeit drängen manche in eine wie 
auch immer geartete oder nur so bezeichnete Therapie, 
wobei dann die unmittelbaren sozialarbeiterischen Aufga­
ben leicht in Vergessenheit geraten.32) 

Wo es im Sinne der Prophylaxe darum geht, Menschen 
auf ein Leben in Partnerschaft, Ehe und Familie vorzuberei­
ten und die Weichen für ein erfülltes Familienleben zu stei­
len, ist soziales, lebenspraktisches Lernen notwendig. Da­
mit ist die (Erwachsenen-)Pädagogik im Vollzug aufgerufen, 
methodisch und didaktisch gelungene Unterrichtseinheiten 
zu entwickeln.33) Den Lehrern im Vollzug bleibt die nicht min­
der schwere Aufgabe, derartige Vorschläge in der jeweiligen 
Gefangenengruppe einzusetzen (zu einem gelungenen Bei~ 
spiel s.u. 10.). 

Ehe- und Partnerschaftsberatung bei individuellen Pro­
blemen sowie Familientherapie im eigentlichen Sinn sollte 
dem Psychologen vorbehalten bleiben, wenngleich die 
Grenzen zwischen sozialer Hilfe, lebenskundlichem Unter­
richt und psychologischer Betreuung fließend sind; auch der 
wertvolle Beitrag der Anstaltsgeistlichen im Rahmen der Ge­
fangenenseelsorge zur Bewältigung von Partnerschaftspro­
blemen, Ehekrisen und familiären Sorgen darf nicht uner­
wähnt bleiben. Wenn Eheberatung und Familientherapie 
dennoch das Arbeitsfeld des Psychologen bleiben,34) dann 
sind neben den Anstaltspsychologen auch externe Ehebe­
rater und Familientherapeuten gefordert. Mit ihnen muß eng 
zusammengearbeitet werden, weil sie als externe Fachkräf­
te nicht so leicht mit der Institution "Strafvollzug" identifiziert 
werden und eher einen Zugang zur Privat- und Intimsphäre 
der Gefangenen finden, die in diesem Zusammenhang nicht 
ausgeklammert werden kann. Dem Anstaltspsychologen 
sollte es aber aufgrund seiner Kenntnis des Gefangenen 
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möglich sein, ihn an den externen Kollegen zu vermitteln 
und in der Anstalt besonderen Problemen des Gefangenen 
Rechnung zu tragen. 

Kooperation mit externen Stellen empfiehlt sich auch im 
sozialpädagogischen Sektor der Familienarbeit im Vollzug. 
Sie folgt zunächst aus der Zusammenarbeitsklausel des § 
154 Abs. 2 Satz 1 StVolizG. Ihr tieferer Grund liegt in Be­
schränkungen bei einer aufsuchenden, nicht an die Voll­
zugsanstalt gebundenen Sozialarbeit. Außerdem können 
externe Behörden und Institutionen die Familienarbeit nach 
der Entlassung fortsetzen. So läßt sich schrittweise eine in­
tegrative Familienhilfe aufbauen, die weder bei einem aus­
schließlich ambulanten sozialen Dienst in der Justiz noch bei 
einer rein vollzuglichen Sozialarbeit möglich wäre.35) Fami­
lienarbeit ist damit auch eine Aufgabe für freie Träger und für 
die Wohlfahrtsverbände (auch hinsichtlich einer Kostenbe­
teiligung). 

Zu den Beteiligten an einer Familienarbeit gehören 
schließlich - aber nicht zuletzt - ehrenamtliche Betreuer und 
Mitarbeiter in Gruppen. Damit man auf dem sensiblen Ge­
biet der Familienhilfe nicht gegeneinander oder aneinander 
vorbei arbeitet, ist eine enge Zusammenarbeit zwischen 
haupt- und ehrenamtlichen Kräften zu fordern. Wegen der 
erwähnten Schwierigkeiten bei einer aufsuchenden Sozial­
arbeit wäre es wünschenswert, Wenn den Sozialarbeitern im 
Vollzug ehrenamtliche Familienhelfer zur Seite stünden. Al­
lerdings haben manche ehrenamtliche Helfer Schwierigkei­
ten, sich als Helfer von Helfern zu verstehen. Auf der ande­
ren Seite neigen Angehörige der Fachdienste - teilweise 
aus berufsständischen Gründen - dazu, uneingeschränkte 
Professionalität in der Familienarbeit zu fordern, wo ehren­
amtliches Engagement gleichberechtigt neben Fachlichkeit 
stehen sollte. Betreuung von Gefangenen unter Einbezie­
hung ihrer Familien ist ein dankbarer Ansatz ehrenamtlicher, 
zusammenführender Familienhilfe. Verdienstvoll ist auch 
die Organisation von Selbsthilfegruppen von Frauen inhaf­
tierter Männer durch ehrenamtlich tätige Frauen (in Stuttgart 
gibt es eine solche Selbsthilfegruppe im Rahmen einer Tee­
stube). Selbsthilfe hat ihrerseits freilich Grenzen, wo die An­
gehörigen eigene psycho-soziale Auffälligkeiten aufweisen. 

9. Behandlungsuntersuchung und 
Vollzugsplanung 

Der Strafvollzug sieht meist nur den Gefangenen. Da­
durch geht der notwendige Blick auf seine sozialen Bezüge 
leicht verloren, etwa hinsichtlich Familie und Tatopfer.36) 

Ehepartner und Familienangehörige dürfen aber nicht aus­
gegrenzt werden, wenn das Vollzugsziel- eine verantwortli­
che Lebensführung ohne weitere Straftaten - erreicht wer­
den soll. 

In der gegenwärtigen Vollzugspraxis beschränkt sich die 
Behandlungsuntersuchung weitgehend auf die Angaben 
des Gefangenen und auf eine Aktenauswertung. Dies be­
einträchtigt ein wirklichkeitsgerechtes Bild von der Persön­
lichkeit des Gefangenen und von seinen Lebensverhält­
nissen. Sicherlich sind die Angaben von Angehörigen in 
Richtung einer sozialen Erwünschtheit gefärbt. Dennoch er­
öffnen sich im Gespräch mit ihnen neue Sichtweisen des 
Gefangenen in seinen sozialen Bezügen. Gerade im Lang-
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strafenvollzug ist es unerläßlich, die Bezugspersonen zu ei­
nem Gespräch in die Anstalt zu bitten. Hierzu können sie 
nicht verpflichtet werden. Erklärt der zuständige Bedienstete 
aber Sinn und Zweck der Anhörung, so dürften die Angehöri­
gen hierzu überwiegend bereit sein, insbesondere wenn 
gleichzeitig Hilfe für die Familie angeboten wird. Aber nicht 
nur aus diagnostischen Gründen ist die Einbeziehung von 
Angehörigen in die Vollzugsgestaltung geboten. Sie müssen 
die Behandlungsbemühungen der Anstalt unterstützen und 
den Gefangenen zur Mitwirkung an der Erreichung des Voll­
zugszieles motivieren. Andernfalls können sie vieles zerstö­
ren, was in mühsamer Arbeit aufgebaut wurde. 

Ergeben sich aus der Analyse des Familienbereichs im 
Rahmen der Behandlungsuntersuchung Konsequenzen für 
die Vollzugsplanung, so sollten sie - im Gegensatz zur über­
wiegenden Vollzugspraxis - im Vollzugsplan des Gefange­
nen berücksichtigt werden. Die Teilnahme an Veranstaltun­
gen mit familienbezogenen Themen und besondere Hilfs­
und Behandlungsmaßnahmen wie Partnerschafts-, Ehe­
oder Familienberatung oder Familienseminare und -freizei­
ten sind ebenso wichtig wie Angaben zum Arbeitseinsatz 
oder über Lockerungen des Vollzuges. Zumindest sollte re­
gelmäßig geprüft werden, ob Hilfen für die Familie angezeigt 
sind. Insoweit ist die Forderung nach einer Familienarbeit 
als Regelmaßnahme zu unterstützen.37) 

Bei der Einbeziehung der Angehörigen in die Vollzugsge­
staltung sind gewisse datenschutzrechtliche Grenzen zu be­
achten. Für Auskünfte über den Aufenthalt in der Vollzugs­
anstalt besteht bei ihnen - vorausgesetzt ihre Identität steht 
fest - regelmäßig ein berechtigtes Interesse. Bei sonstigen 
Auskünften, etwa über Vorstrafen, Einzelheiten von Strafta­
ten oder über psycho-soziale Auffälligkeiten, bedarf es der 
Einwilligung des Gefangenen. Ihre Erteilung deutet dann 
auch ein gewisses Vertrauen gegenüber den Angehörigen 
an. Umgekehrt können die Vollzugsanstalten über Bezugs­
personen von Gefangenen für Zwecke der Behandlungsun­
tersuchung und Vollzugsplanung unbeschränkte Auskünfte 
aus dem Zentralregister bzw. aus der Erziehungskartei an­
fordern. Für weitergehende Erhebungen bei Behörden und 
freien Trägern bedarf es wegen des Rechts auf informatio­
neIle Selbstbestimmung und angesichts einer fehlenden ge­
setzlichen Ermächtigungsgrundlage eines Einverständnis­
ses der Betroffenen. 

10. Methoden und Initiativen der Familien­
arbeit in einzelnen VOllzugsanstalten 

Unabhängig voneinander und mehr oder weniger bewußt 
am Konzept einer ehe- und familienfreundlichen Vollzugs­
gestaltung ausgerichtet haben sich in einzelnen Vollzugsan­
stalten, auch in Baden-Württemberg, erfreuliche Initiativen 
entwickelt, die zusammengenommen ein weitgehend ge­
schlossenes System von Hilfen für Ehe und Familie bilden. 
Es setzt sich aus eher organisatorischen Besuchsregelun­
gen mit familienfreundlichen Wirkungen und aus sozialpäd­
agogischen bzw. psychologischen Hilfen zusammen. 

Zunächst zu den Besuchsregelungen. Aufgrund einer un­
befriedigenden Auslastung der Besuchsräume zu bestimmten 
Zeiten und anderer Mängel bei der Besuchsabwicklung hat 
die Vollzugsanstalt Bruchsal im Jahre 1984 nach sorgfältiger 

Erhebung der bevorzugten Besuchszeiten ein Anmeldever­
fahren eingeführt, das mit demselben Personal aufwand zu 
einer erheblichen Ausweitung der Besuche auf monatlich 
vier Stunden geführt hat. Danach meldet nun jeder Gefange­
ne - etwa wie vor einem Arzttermin - seinen Besuchs­
wunsch für einen bestimmten Zeitpunkt verbindlich an, so 
daß nur für die tatsächlichen Besuchszeiten Beamte zur Be­
suchskontrolle benötigt werden. Der Gefangene kann sich 
auf den Besuch vorbereiten und erhält ein Stück Mitverant­
wortung für den Ablauf übertragen. Dieses Verfahren wurde 
von den Gefangenen und ihren Besuchern wegen der offen­
sichtlichen Vorteile rasch angenommen und zwischenzeit­
lich auch in der Vollzugsansta.lt Mannheim eingeführt. Eine 
andere sinnvolle Einrichtung sind Besuchsnachmittage für 
Familien und andere Bezugspersonen. Derartige Gruppen­
besuche werden meist am Wochenende organisiert und von 
Sozialarbeitern im Vollzug betreut. Sie finden in der Sozial­
therapeutischen Anstalt und im Vollzugskrankenhaus auf 
dem Hohenasperg statt sowie in den VOllzugsanstalten 
Mannheim und Karlsruhe (versuchsweise auch in der Voll­
zugsanstalt Freiburg). Gerade bei Familien mit Kindern ist 
diese Form des Besuchs beliebt. Eine Besonderheit sind die 
in der Vollzugsanstalt Bruchsal seit September 1984 mögli­
chen unüberwachten Langzeitbesuche für Ehefrauen und 
sonstige nahe Familienangehörige von Langstrafengefan­
genen ohne Berechtigung zu Lockerungen des Vollzuges. In 
ansprechend gestalteten Besuchsräumen, denen auf dem 
Anstaltsgelände ein Kinderspielplatz angegliedert ist, kön­
nen die Betreffenden bis zu vier Stunden unüberwachte Ge­
spräche im Sinne von § 27 Abs. 1 StVollzG führen; es kön­
nen auch kleinere Mahlzeiten zubereitet werden. 

Weil die Besuche soziale und nicht sexuelle Kontakte för­
dern sollen, macht die Vollzugsanstalt die Zulassung zum 
Langzeitbesuch von einer vorherigen Vorstellung der Ehe­
frau in der Anstalt abhängig. Die Vollzugsanstalt hat bei der 
Zulassung einen gewissen Ermessensspielraum und kann 
die Zulassung von der Tragfähigkeit der Beziehung abhän­
gig machen.38) Sie wird bei Ehefrauen, Kindern und nahen 
Angehörigen im Regelfall unterstellt, so daß insoweit eine 
Vorauswahl getroffen ist. Eingehender geprüft wird bei 
Ehen, die während des Vollzuges ohne vorhergehende Be­
kanntschaft geschlossen werden (s.o. 2.), und bei Ehepart­
nern aus dem Milieu der Drogenabhängigen und Prostitu­
ierten. Bei den bisher über 250 abgewickelten Langzeitbe­
suchen ist nichts Negatives vorgefallen. Die erweiterten Be­
suchsmöglichkeiten werden von den Betreffenden dankbar 
angenommen und haben das Klima in dieser Vollzugsan­
stalt mit hohem Sicherheitsgrad positiv beeinflußt. 

Familienarbeit im engeren Sinn setzt ein bei vollzugsbe­
gleitenden Gruppenveranstaltungen mit familienbezogenen 
Themen und bei einem lebenspraktischen Lernen der Kom­
munikationsfähigkeit im Rahmen von Partnerschaft, Ehe 
und Familie.39) 

Die landesweite Einführung des Sozialen Trainings in den 
baden-württembergischen Strafvollzug im Jahr 1983 hat 
den Trainingsbereich "Soziale Beziehungen" gestärkt. Ehe, 
Familie und Erziehung der Kinder spielen dabei eine wichti­
ge Rolle. Über ein gelungenes Beispiel einer solchen Trai­
nigsgruppe in der Vollzugsanstalt Freiburg hat der Trainer, 
ein Sonderschullehrer im Vollzug, eindrucksvoll berichtet: 



»Das allgemeine Trainingsziel ist es, mit Gefangenen, die 
eine noch bestehende Ehe nach der Entlassung weiterführen 
oder eine neue Partnerscha.ft eingehen wollen, grundlegende 
Muster einer guten Beziehung zu erarbeiten. Die Ehe soll da­
bei als ein Lernprozeß erkannt werden (dazu als Trainingsma­
terial empfehlenswert Lederer/Jackson: Ehe als Lernprozeß. 
Wie Partnerschaft gelingt, München; Pfeiffer: - Leben lernen 
5 -). Techniken der Kommunikation in Ehe und Familie sollen 
eingeübt werden. Obwohl es in diesem Training in erster Linie 
um die Partnerbeziehung geht, wurden Familie und Erzie­
hung aufgenommen, um zu verdeutlichen, daß die Ehe in eini­
gen Aspekten nicht ohne den weiteren Bezugsrahmen der 
Familie verstanden werden kann. Die besondere Situation 
des abwesenden Ehepartners und Vaters während der Haft 
wurde nicht in einer eigenen Trainingssitzung angesprochen, 
weil dieses Thema immer wieder in die Diskussionen einge­
bracht wurde. Bereits bei dem ersten Trainingskurs zeigte 
sich, wie angstbeladen der Trainingsbereich ist. Man wollte 
sich nicht persönlich einbringen. Obwohl die meisten Trai­
ningsteilnehmer eine oder mehrere gescheiterte Ehen hinter 
sich oder keinerlei tragenden Beziehungen erlebt hatten, wur­
de die Ehe nicht als lösbares Problem, sondern allenfalls als 
Schicksal anerkannt ( .. entweder man hat Glück oder nicht"). 
So war es während der gesamten dreimonatigen Trainings­
zeit notwendig, die Ehe als Lernprozeß darzustellen, in dem 
man die gemeinsame Beziehung verbessern und das eigene 
Verhalten in der Ehe kontrollieren kann. Dabei mußten Vorur­
teile und eingeschliffene Muster abgebaut werden. Die Pro­
blematisierung und Konkretisierung des Themas machte das 
.. Beziehungswirrwarr" deutlicher und faßbarer. Es entstand 
erhebliche Neugier, die am Schluß fast bei allen neun Trai­
ningsteilnehmern zu intensiver Mitarbeit führte. Am Thema 
Ehe, Familie und Erziehung wurde deutlich, daß viele Gefan­
gene bei der Gestaltung sozialer Beziehungen .. Analphabe­
ten" sind und insoweit dringend Hilfe benötigen. Der Trai­
ningskurs gliederte sich im einzelnen wie folgt: 

1. Sitzung: 
- Einführung und Vorstellung des Themas. 
- Gruppendynamische Übungen zum Kennenlernen 

und zum Verhalten in der Gruppe. 
- Erwartungen der Teilnehmer. 
- Anlegen einer Arbeitsmappe 

(wichtig für die Arbeitshaltung). 

2. Sitzung: 
- Ehe zwischen Abhängigkeit und Freiheit 
. (Egoismus - Altruismus). 

- Versuch, persönliche Erfahrungen in größerem 
Zusammenhang zu sehen. 

- Betroffenheit auslösen, um Mitarbeit zu fördern. 
- Darstellung der Problematik. Gruppengespräch. 

3. Sitzung: 
- Gängige Vorstellungen von der Ehe (1. Teil). 
- Liebe, Romantik und Schwärmerei und deren 

Bedeutung für Schwierigkeiten in Ehe und Partnerschaft. 
- Gruppengespräch. Modellhafte Gliederung 

(Folie, Arbeitsblatt). 

4. Sitzung: 
- Gängige Vorstellungen von der Ehe (2. Teil). 
- Besserung einer zerrütteten Ehe durch Geburt 

eines Kindes? 
- Kann eine Ehe Einsamkeit beseitigen? 
- Zur Bedeutung des Verhaltensrepertoires. 
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5. Sitzung: 
- Kommunikation in der Ehe. 
- Training in vorgegebenen Situationen. 
- Selbstkontrolle, Gruppengespräch, Rollenspiel. 
- Kommunikationsmodell (Folie, Arbeitsblatt). 

6. Sitzung: 
- Vertrauen in der Ehe. 
- Glaubwürdigkeit, Zuverlässigkeit, Loyalität, Redlichkeit. 
- Gruppengespräch. Arbeit mit der Arbeitsmappe. 

7. Sitzung: 
- Sexualität in der Ehe. 
- Voraussetzungen für eine befriedigende Sexualität. 
- Einführung durch den Trainer, Gruppengespräch. 

8. Sitzung: 
- Sexualkunde. 
- Referat und Gruppengespräch. 
- Informationsblätter für die Arbeitsmappe. 

9. Sitzung: 
- .. Wunder des Lebens". 
- Videoaufzeichnung über die Entwicklung des Menschen 

von der Zeugung bis zur Geburt. 

10. Sitzung: 
- Zerstörende Elemente in der Ehe. 
- Sensibilisierung an konkreten Beispielen. 

11. Sitzung: 
- gemeinsame Erziehung der Kinder. 
- Die intakte Ehe als beste Grundlage der Kindererziehung. 
- Gruppengespräch und Rollenspiel. 

12. Sitzung: 
- .. Wie man eine gute Ehe erreichen kann". 
- Ehe als Lernprozeß. 
- Abschlußgespräch anhand der Arbeitsmappe.« (Sprehe) 

Bei der Gestaltung derartiger wissens-, verhaltens- und 
einstellungsvermittelnder Trainingskurse kann der Trainer 
auf empfehlenswertes Trainingsmaterial aus der Literatur40) 

zurückgreifen, um anregende Trainingssitzungen anzubie­
ten. Ihm bleibt dann immer noch die schwierige Aufgabe, die 
Trainingsinhalte auf die spezielle Lebenswelt der Straffälli­
gen und Gefangenen zu übertragen. Hierfür ist neben einer 
längeren Vollzugspraxis nicht zuletzt eigene Lebenserfah­
rung notwendig, um die Themen glaubwürdig vertreten und 
einen Beitrag zur Werterziehung im Vollzug leisten zu 
können. 

Ähnlich verhält es sich bei der Ehe-, Familien- und Part­
nerschaftsberatung in Einzelfragen ... Eheberatung ist die 
psychologische Arbeit mit Personen, die an Beziehungsstö­
rungen verschiedener Art leiden. Ziel ist die Aufhebung die­
ser Störungen, d.h. die Verbesserung der Kommunikation 
der Partner. Eheberatung und Partnerschaftsberatung sind 
Teil der psychosozialen Lebensberatung. Innerhalb der Fa­
milienberatung hat sie eine zentrale Stellung, da beide Be­
reiche psychodynamisch verbunden sind. ,,41) Diese Defini­
tion hat auch tür die vollzugliche Ehe-, Familien- und Part­
nerschaftsberatung Gültigkeit. Ebenso wie Eheberatung in 
der Bewährungshilfe42) unterscheidet sie sich von einer 
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Eheberatung unter "normalen" Bedingungen in mehrfacher 
Hinsicht; insbesondere geht es um eine Beratung für Ange­
hörige einer bestimmten Bevölkerungsgruppe mit speziellen 
Problemen. Aus der Situation des freien bzw. des inhaftier­
ten Partners folgen ebenso besondere Rahmenbedingun­
gen für die Beratung wie aus dem Verhältnis des Beraters 
zur Anstalt. Der Erstkontakt mit den beteiligten Personen, 
die Wahl des Beratungsortes und Kinder während der Bera­
tung prägen die Familienarbeit außerdem. Während des Ge­
sprächs müssen die unterschiedlichen Erlebnisbereiche der 
Partner, mangelnde Verbalisierungsmöglichkeiten und Miß­
trauen berücksichtigt werden. Schließlich muß eine Partner­
beratung von Straffälligen spezifische Themen aufgreifen 
(Vertrauen, Macht, Sexualität, Umgang mit Konflikten 
u.a.m.).43) 

Gern werden Themen aus den Bereichen Partnerschaft, 
Ehe und Familie angenommen, wenn die Gruppenarbeit in 
Form von Seminaren außerhalb der Vollzugsanstalt durch­
geführt wird. Hierzu gibt es zahlreiche Berichte aus der Voll­
zugspraxis44) und Beispiele aus baden-württembergischen 
Vollzugsanstalten, u.a. aus den Vollzugsanstalten Bruchsal, 
Heilbronn, Freiburg, Pforzheim und Ludwigsburg. Wegen 
der damit verbundenen Kosten bemühen sich die Vollzugs­
ansta.lten meist um eine Unterstützung durch kirchliche Stei­
len und von Institutionen der Wohlfahrtspflege (in Nieder­
sachsen gibt es nach einer Richtlinie des dortigen Sozialmi­
nisteriums vom 21. Februar 1985 dazu eigens staatliche Zu­
schüsse). Angesichts der sonstigen Aufgaben und Möglich­
keiten einer vollzug lichen Familienarbeit wäre es aber ver­
fehlt, Familienarbeit im Vollzug mit diesen 'personal- und 
kostenträchtigen Maßnahmen gleichzusetzen. Sie sind nur 
ein kleiner, gleichsam "exclusiver" Ausschnitt aus der ehe­
und familienfreundlichen Vollzugsgestaltung insgesamt. Fa­
milienseminare außerhalb der Vollzugsanstalten eröffnen 
jedoch besondere Chancen für eine erfolgreiche Arbeit, in­
dem sie den beteiligten Familienangehörigen Gelegenheit 
zum Zusammensein in einer entspannten Atmosphäre ge­
ben, zu Problembewußtsein beitragen und - dies sollte nicht 
unterschätzt werden - den begleitenden Bediensteten un­
mittelbare diagnostische Hinweise über die Partner- und Fa­
milienbeziehungen vermitteln. 

In Bayern hat man mit anstaltsübergreifenden Ehe- und 
Familienseminaren gute Erfahrungen gemacht,45) weil sich 
die Gefangenen an den Gruppengesprächen eher und offe­
ner beteiligen, wenn sie nach dem Seminar in verschiedene 
Vollzugsanstalten zurückkehren und nicht befürchten müs­
sen, daß über ihre Privat- und Intimsphäre in der Anstalt ge­
sprochen wird. Bei diesem Ansatz gehen allerdings die dia­
gnostischen Hinweise weitgehend verloren, weil sich das 
begleitende Team ebenfalls anstaltsübergreifend zusam­
mensetzt. 

Zwischen den erwähnten Ehe- und Familienseminaren 
und den im folgenden skizzierten Familienfreizeiten stehen 
themenbezogene staatsbürgerliche Seminare mit Beteili­
gung von Gefangenen und ihren Angehörigen, die von Stif­
tungen politischer Parteien für einzelne Vollzugsanstalten 
ausgerichtet werden. Weil es nicht einfach ist, Gefangene 
und ihre Angehörigen aus den räumlichen Bezügen heraus­
zunehmen und mit ihnen einige Tage konzentriert "Familien­
arbeit" zu betreiben, hat auch dieser Ansatz seine Berechti-

gung. Es ist eben leichter möglich, ein "neutrales", weniger 
konfliktträchtiges Thema in d.er Gruppe zu bearbeiten und 
die eigentliche Familienarbeit eher informell und am Rande 
der Veranstaltung zu betreiben. 

Ähnliche Überlegungen liegen erlebnis- und handlungs­
pädagogischen Familienfreizeiten für Strafgefangene und 
deren Angehörige zugrunde, denn möglicherweise kommt 
es für den Erfolg einer familienbezogenen Gruppenarbeit 
weniger auf die Inhalte irgendwelcher Gesprächsgruppen 
als vielmehr auf die im Kreis der Familie verbrachte, sozial­
pädagogisch angeleitete Zeit und auf ein in Alltagssituatio­
nen bewiesenes Verständnis des Gefangenen für seine 
Frau und seine Kinder an. Auch hierfür gibt es vollzugsprak­
tische Beispiele, die jedoch mit dem unberechtigten Gegen­
argument eines "Hotelvollzuges" zu kämpfen haben. Eine 
eindrucksvolle Variante ist irt diesem Zusammenhang eine 
Familienfreizeit ausschließlich für Frauen von Inhaftierten 
mit ihren Kindern, die im Jahr 1978 von einem Katholischen 
Sozialdienst in Zusammenarbeit mit einer Fachhochschule 
für Sozialpädagogik durchgeführt und von den inhaftierten 
Ehemännern bzw. Vätern der Teilnehmer(innen) durch den 
Erlös aus eigenen kunsthandwerklichen Arbeiten finanziert 

. wurde.46) 

11. Familiengerechte Lockerungspraxis 
Lockerungen des Vollzuges haben in der Praxis nicht im­

mer den vielfach beschworenen Behandlungscharakter. Sie 
erschöpfen sich teilweise noch immer in Hafterleichterun­
gen. Wenngleich auch sie schädlichen Folgen des Freiheits­
entzuges entgegenwirken und das Anstaltsklima entkramp­
fen, so ist die Vollzugspraxis dennoch aufgerufen, die Voll­
zugslockerungen zu echten Resozialisierungsmaßnahmen 
aufzuwerten. Eine familiengerechte Lockerungspraxis kann 
hier ansetzen und auf breite Zustimmung hoffen. 

Ausführungen, Besuchsausgänge und Urlaub aus der 
Haft sollten daher verstärkt dazu eingesetzt werden, um 
eheliche und familiäre Bindungen aufrechtzuerhalten, zu 
stärken und - wo sie abgebrochen oder zerrüttet sind - neu 
zu orden. Diese Ziele sollten auf der Ermessensebene be­
sonders berücksichtigt werden.47) So kann aus dem Ge­
sichtspunkt einer ehe- und familienfreundlichen Vollzugsge­
staltung eine Abweichung von §13 Abs. 2 StVollzG gerecht­
fertigt sein, wonach der Urlaub in der Regel erst gewährt 
wird, wenn sich der Gefangene mindestens sechs Monate 
im Vollzug befunden hat. Bei schwerwiegenden familiären 
Problemen kann ferner in Ausnahmefällen über Sonderur­
laub nach § 35 StVollzG die Höchstdauer von 21 Tagen Re­
gelurlaub überschritten werden. In besonders gravierenden 
Fällen, in denen die vollzuglichen Lockerungsmöglichkeiten 
des Regel- oder Sonderurlaubs nicht mehr ausreichen, mag 
die Vollzugsbehörde auch einmal bei der Vollstreckungsbe­
hörde eine Strafunterbrechung beantragen, sofern durch die 
weitere VOllstreckung der Familie des Verurteilten erhebli­
che, außerhalb des Strafzwecks liegende Nachteile erwach­
sen. Alle Lockerungen bedürfen gerade bei problemati­
schen Familienverhältnissen gründlicher Vor- und Nachbe­
reitung, wenn die Vollzugslockerung dem Gefangenen hel­
fen und ihn nicht überfordern soll. Von Ausnahmen abgese­
hen scheint hier im Regelvollzug noch ein erheblicher Nach­
holbedarf zu liegen. 



12. Exkurs: Familienarbeit tür Bedienstete 
Von Familienarbeit in der Straffälligenhilfe ist - wie ein 

Blick auf die zitierte Literatur zeigt - vielfach die Rede. Von 
den Belastungen, denen die Familien der Strafvollzugsbe­
diensteten durch Wechselschicht, Wochenenddienst und 
psychische Beanspruchung des Beamten ausgesetzt sind, 
spricht bislang niemand.48) Daher soll am Schluß dieses Bei­
trags zumindest der Gedanke einer Familienarbeit für Be­
dienstete stehen. Sie liegt auf einer ganz anderen Ebene. Es 
geht keineswegs um eine Therapeutisierung der Angehöri­
gen des öffentlichen Dienstes, sondern schlicht um das Ge­
fühl der Beamten und ihrer Angehörigen, angenommen, be­
achtet und verstanden zu werden. In Polizeikreisen hat man 
bereits erkannt, daß sich dienstliche Überlastung und indivi­
duelle familiäre Probleme verhängnisvoll auf die Arbeit aus­
wirken können; im Vollzug sieht dies ähnlich aus. Aus Für­
sorge des Dienstherrn und im Rahmen einer der Aus- und 
Fortbildung gleichberechtigten psycho-sozialen Betreuung 
könnte manches abgefangenen werden. Hier sollen nicht 
entsprechende Konzepte vorgestellt werden. Zu denken ist 
aber an Familiennachmittage, an Führungen durch die An­
stalt, an Gesprächs-, Freizeit- und Sportgruppen für Ange­
hörige der Bediensteten. Anstaltsleiter, Personalvertretun­
gen und Anstaltsbeiräte wären aufgerufen, geeignete Maß­
nahmen zu entwickeln und - auch unter Beteiligung der 
Fachdienste - durchzuführen, die eine Trennung von Fami­
lie und Beruf beheben und Identitätsbewußtsein schaffen. 
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Berichte aus der praktischen Arbeit 

DLRG-Rettungswache mit 
jugendlichen Strafgefangenen 

Erhard Michael Hucht 

1. Ein Projekt gewinnt Gestalt 
Im Sommer 1984 war die Idee entstanden, eine DLRG­

(Deutsche Lebensrettungsgesellschaft) Ausbildung, und als 
deren Ziel und krönenden Abschluß einen Rettungswacht­
dienst an der Nord- oder Ostseeküste zu arrangieren. Zu­
sammen mit einem Kollegen des allgemeinen Vollzugsdien­
stes, Hans Deeg, hatte ich dieses Projekt geplant und durch­
geführt. Als Inhaber des DLRG-Lehrscheines war er ver­
antwortlich für die Ausbildung, meine Zuständigkeit betraf 
die Organisation der Maßnahme. 

Als ideelle Grundlage sahen wir bei einem solchen Ret­
tungswachteinsatz einen Beitrag zur Wiedergutmachung, 
wenn Jugendliche, die bei ihren Straftaten Leben oder Ge­
sundheit von Menschen gefährdeten oder schädigten, einen 
Dienst an Gesundheit oder Leben von Mitmenschen leisten 
können. 

Das Projekt wurde in der Folgezeit sowohl dem DLRG­
Landesverband Schleswig-Holstein als auch der Anstaltslei­
tung vorgestellt. Auf beiden Seiten erfuhr ich spontane Zu­
stimmung und Unterstützung. Die Teilnehmerzahl der 
Schwimmgruppe wurde auf zehn festgelegt, so daß wir mit 
relativer Sicherheit von einer Einsatzgruppe von sechs In­
sassen ausgehen konnten. Die Auswahl unter den Gefange­
nen geschah auf Vorschlag von und in enger Zusammenar­
beit mit den zuständigen Hauskonferenzen (Betreuerteam). 
Teilnahmekriterien waren außer schwimmerischen Fähig­
keiten und Interesse an einer solchen Ausbildung: Straftaten 
im obengenannten Bereich, ein gewisses Maß an Zuverläs­
sigkeit und Einsatzfreude, Genehmigung zum Daueraus­
gang und nach damaliger Einschätzung auch für die Ret­
tungswache, frühestmögliche Entlassung nicht vor Herbst 
1985. 

2. Die Ausbildung * 
Im Februar dieses Jahres ging es endlich los: Wer sich ei­

nen vergnüglichen Schwimmausgang erwartete, wurde da­
hingehend enttäuscht, daß Herr Deeg uns ein ganz schön 
strapazierendes Training zumutete. Beißende Augen (we­
gen des Chlors) und Muskelkater waren zumindest in den 
ersten Wochen keine Seltenheit. 

Zu einem Rettungswachteinsatz gehören natürlich auch 
Kenntnisse an lebensrettenden Sofortmaßnahmen (Erste 
Hilfe); was nützt es im Ernstfall, einen Menschen aus dem 
Wasser zu ziehen, um dann zusehen zu müssen, wie er 
möglicherweise erstickt, nur, weil man nicht weiß, wie ihn 
wieder zum Atmen zu bringen. 

• Die Abschnitte 2 und 3 entsprechen einem Beitrag für unsere Gefangenen­
zeitschrift »experiment«. Um der Lebendigkeit der Darstellung willen wurde 
der Stil weitgehend beibehalten. 

So mußte die Gruppe acht Wochen lang an einem weite­
ren Abend einen Rot-Kreuz-Kurs belegen, den uns ein darin 
kompetenter Kollege gehalten hat. Nicht jeder freut sich, 
wenn er lernen muß. Es war viel an theoretischem Wissen, 
was wir uns aneignen sollten. Für manchen war es nur der 
Gedanke an die Ostsee, der ihn bei all den Schwierigkeiten 
durchhalten ließ. Darüberhinaus hat sich jeder bemüht, kei­
ne Lockerungssperren zu bekommen, um diesen Rettungs­
wachteinsatz ja nicht zu gefährden. 

Im Mai und Juni wurden die Prüfungen zum DLRG-Lei­
stungsabzeichen in Silber abgenommen. Verschiedene Ein­
zelprüfungen mußten wiederholt werden, da sie nicht auf 
Anhieb gelangen, 2 Teilnehmer haben die Prüfung nicht ge­
schafft. 

Auf Anfrage des Bademeisters des Schwimmbades von 
Adelsheim ging im Juni und Juli abwechselnd je ein Teilneh­
mer der DLRG-Gruppe über die Mittagszeit in das 
Schwimmbad, um dem Bademeister eine Mittagspause zu 
ermöglichen. Dieser zwar nur einstündige Dienst war ein 
kleiner Vorgeschmack auf das, was uns an der Ostsee er­
warten würde. 

3. Die Rettungswache in Heiligenhafen 
Am 5. Juli war es soweit; wir, d.h. sechs Insassen und zwei 

Bedienstete, starteten zum Ostsee-Heilbad Heiligenhafen. 
Kurz zuvor gab es noch einige Aufregung, da man es dort 
plötzlich mit der Angst zu tun bekam, wenn sechs "gewalttä­
tige Schwerverbrecher" kommen und die Gegend unsicher 
machen. Mit viel Überredungskunst mußten diese Ängste 
abgebaut werden. Nachher konnte niemand von der übrigen 
DLRG-Mannschaft glauben, daß so nette Jungs aus dem 
Gefängnis kommen. Das war, wenn auch ungewollt, eine 
andere Art Resozialisierungsarbeit, nämlich Vorurteile ge­
genüber Strafgefangenen abbauen. 

In Heiligenhafen mußten wir einen längeren Strand ab­
schnitt überwachen von drei Türmen aus, die zueinander in 
Sichtkontakt standen. Mit der Zentrale waren wir durch Funk 
verbunden. 

Wir waren täglich von 9.00 Uhr bis 18.00 Uhr im Einsatz, 
mit einer Stunde Mittagspause, die in zwei Schichten geteilt 
war. Die Abende dienten teilweise einem Gruppenpro­
gramm: Tauchen, Besuch des Meerwasserhallenbades, Be­
such der zentralen DLRG-Einsatzleitung der Nord- und Ost­
see küste SChleswig-Holsteins, der internationale Fähren­
bahnhof Puttgarden; einmal waren wir gemeinsam mit allen 
Rettungsdienstlern zusammen bei einem gepflegten Abend­
essen in einem guten Lokal. An den anderen Abenden blieb 
Raum zur persönlichen Gestaltung, mancher ging am Strand 
spazieren, andere gingen in die benachbarte Disco. 

Für die Hin- und Rückfahrt waren insgesamt drei Tage vor­
gesehen. So hatten wir Zeit, auch einiges zu besichtigen: 
Das große Marine-Ehrenmal Laboe, mit einem echten Un­
terseeboot aus dem Zweiten Weltkrieg. In Hamburg freuten 
wir uns an einer Hafenrundfahrt; die Stadtbesichtigung war' 
nicht so attraktiv, weil am Sonntag dort sehr wenig los ist. Am 
Abend besuchten wir einen Film und eine Disco. In der Ham­
burger Jugendvollzugsanstalt Hahnöfersand fanden wir 
Quartier. 



4. Aufwand und Preis des Projektes 
Vom Februar bis Ende Juni 1985 fanden 18 Ausgänge 

zum Schwimmtraining statt, die einschließlich Fahrt dreiein­
halb Stunden dauerten, davon zwei Stunden Trainingszeit. 
Innerhalb der Mauern fanden acht Abende statt mit zwei 
Stunden Erste-Hilfe-Kurs, dazu nochmals vier Abende mit 
etwa zwei Stunden Besprechungen und DLRG-theoreti­
scher Unterricht. Entsprechend der allgemeinen Regelung 
unserer Freizeitgruppen wird die aufgewendete Zeit mit zwei 
Stunden auf die Dienstzeit angerechnet. Während der Ret­
tungswache gilt jeder Tag als Dienst von acht Stunden. 

Finanziell wurden die Kosten der Ausbildung vom örtli­
chen Verein für soziale Rechtspflege getragen: der Eintritt 
von 2,- DM pro Person und eine kleine Ausbildervergü­
tung. Die Gefangenen leisteten eine Eigenbeteiligung von 
1,50 DM pro Ausgang; mit diesem Betrag, von kirchlicher 
Kasse etwas aufgestockt, wurde eine kleine Stärkung nach 
dem Schwimmen bezahlt. 

Beim Rettungswachteinsatz übernahm die Kurverwaltung 
gemäß den Vereinbarungen mit der DLRG Unterkunft und 
Verpflegung; darüberhinaus erhält jeder Wachtgänger 8,­
DM pro Tag vergütet. Fahrtkosten erhielten wir nicht, da sie 
erst ab zweiwöchigem Einsatz vergütet werden. Allerdings 
erhielten wir vom Caritasverband des Landkreises Mosbach 
kostenlos einen Kleinbus zur Verfügung gestellt. Die War­
tungs- und Treibstoffkosten sowie auch Eintritts- und Ver­
pflegungskosten auf der Hin- und Rückfahrt von insgesamt 
etwa 700 DM wurden aus einem Topf zur Unterstützung der 
Gefängnisseelsorge finanziert. 

Die elf Tage Abwesenheit von der JVA waren mit Sonder­
genehmigung des Justizministeriums Baden-Württemberg 
im Rahmen einer sog. "Besonderen Lockerung" möglich, 
d.h. ohne Strafunterbrechung. 

5. Wertung des Rettungswachteinsatzes 
Da es sich hier, im Unterschied zu anderen "Besonderen 

Lockerungen", um eine neuartige Maßnahme handelte, die 
sich in anderem sozialen Umfeld abspielte, da hier Insassen 
nicht nur Objekt einer Betreuungsmaßnahme waren, son­
dern Subjekt eines verantwortlichen Dienstes in der Öffent­
lichkeit, - für den Vollzug eine ungewohnte Tatsache -, blieb 
es nicht aus, daß mangels Erfahrung auch Fehler gemacht 
worden sind. 

Nun stellt sich natürlich die Frage, hat sich dieses Projekt 
gelohnt, steht das ideelle, das zeitliche und das finanzielle 
Engagement vieler in vertretbarem Verhältnis zum Ergebnis 
unter erzieherischen, resozialisierenden und humanen Ge­
sichtspunkten; oder überwiegen die negativen Erscheinun­
gen, so daß man in Zukunft besser die Finger von einem sol­
chen Projekt läßt. 

@ Negative Gesichtspunkte: 

- Während bisher bei Gruppenmaßnahmen des Vollzugs 
außerhalb der Mauer sich eine Gruppe immer noch in ei­
nem mehr oder weniger geschlossenen Rahmen beweg­
te, war hier als neue Erfahrung eine fast totale Öffnung 
nach außen hin gegeben, bedingt durch die Struktur eines 
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Wachtdienstes. Eine nicht ganz unproblematische Kon­
sequenz dieser Situation waren die verschiedenen 
schnellen Freundschaften mit Mädchen, die sich am 
Strand aufhielten. Einerseits sehe ich darin eine normale 
Reaktion eines jungen Menschen, die allerdings infolge 
aufgestauter Bedürfnisse in dieser Richtung eine eigene 
Dynamik entwickelt hat; andererseits waren für mich die 
Rückkoppelungen auf die Gruppe insofern negativ, als 
die privatisierenden Tendenzen es ungeheuer schwierig 
machten, wenigstens für einige der abends vorgesehe­
nen Gruppenveranstaltungen zu motivieren, ohne dann 
allerdings das gefährliche Gegenteil einer "Null-Bock­
Stimmung" aufkommen zu lassen, die dann die Maßnah­
me als Ganze hätte gefährden können. Der Wachtdienst 
selbst hat darunter nicht gelitten. 

- Nach Beginn des Wachtdienstes wurde für einen Teilneh­
mer eine vorzeitige Rückkehr nötig, da überraschend ein 
Prüfungstermin zur Gesellenprüfung vorverlegt worden 
war. Dieser Vorfall und seine Auswirkungen haben sehr 
heftige Auseinandersetzungen provoziert. Die damit zu­
sammenhängenden Sachfragen sind mittlerweile geklärt 
und haben als Konsequenz dazu geführt, daß für Prüfun­
gen anstehende Prüflinge nicht mehr zugelassen werden, 
um möglichen, damit zusammenhängenden Problemen 
von vornherein aus dem Wege zu gehen. 

lli) Positive Gesichtspunkte: 

- Es war für uns erstaunlich, zu sehen, mit welchem Ernst 
und Eifer der Rettungsdienst übernommen worden ist, vor 
allem auch von Zweien, bei denen ich vorher eher be­
fürchtet hätte, daß sie den Einsatz auf die leichte Schulter 
nehmen würden. In diesem Zusammenhang wurde in der 
Nachbesprechung von jedem sehr intensiv betont, was 
das für ihn bedeutet hatte, wirkliche Verantwortung getra­
gen zu haben; für die meisten Teilnehmer war dies eine 
erste solche Erfahrung dieser Art überhaupt. Ich vermute, 
daß solche Erfahrungen große Bedeutung haben können 
für eine existentielle, persönliche Sinndeutung des eige­
nen Lebens. Ich kann es letztlich nicht abschätzen, aber 
vielleicht müßte einmal untersucht werden, welchen Ein­
fluß echte gesellschaftliche Verantwortung auf die Cha­
rakterbildung und damit wohl auch auf die kriminelle 
Schädigung eines jugendlichen Menschen hat. Aufgrund 
meiner Erfahrungen im Bereich kirchlicher Jugendarbeit 
und dieser singulären Erfahrung an der Ostsee möchte 
ich darin einen sehr gewichtigen Faktor sehen, auch 
wenn ich sagen muß, daß sicher nicht jeder fähig ist für 
echte Verantwortung. 

- Eine wohltuende Erfahrung für uns Verantwortliche wie 
auch für die Gefangenen war die Erprobung gegenseiti­
gen Vertrauens, das letztlich von keinem enttäuscht wur­
de. Dies war in der Nachbesprechung auch von fast allen 
an zweiter Stelle genannt worden als für das Gelingen der 
Maßnahme entscheidende Moment, wohl auch auf dem 
Hintergrund, daß die Erfahrung des Vollzugsalltages vor­
wiegend von Mißtrauen und Kontrolle geprägt ist. Da Ver­
trauen wohl anerkannterweise als wesentliches Moment 
gelingender Erziehung anzusetzen ist, kann der erziehe­
rische Einfluß gerade einer "Besonderen Lockerung" 
nicht hoch genug eingeschätzt werden, die das aus Si­
cherheitsgründen nötige Mißtrauen im Vollzug ergänzen 
kann. 
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Daß bei einer solchen Maßnahme ohne Gefährdung der 
Sicherheit diese Vertrauensqualität verwirklicht werden 
kann, ist begründet in der besonderen Auslese der Teil­
nehmer, meistens auch in einer entsprechenden Vorbe­
reitung, die bei uns sicher optimal gegeben war durch die 
fast halbjährige Ausbildung. 

- Zwei Teilnehmer, die im Lauf dieses Winters wohl entlas­
sen werden, möchten sich im kommenden Sommer als 
freie Bürger wiederum in einem solchen Dienst engagie­
ren, ein Vorhaben, das nur unterstützt werden kann. Da 
dies normalerweise nur möglich ist bei aktiver Mitglied­
schaft in der DLRG, erscheint mir in einem solchen Vorha­
ben eine weitere Chance gegeben, als sich durch die 
DLRG-Mitgliedschaft ein positives Lebensumfeld und ka­
meradschaftlich gute Beziehungen aufbauen lassen, die 
ein Gegengewicht zu kriminellen Neigungen oder Versu­
chungen darstellen. 

- Unsere Jungs, und das haben sie sehr deutlich ausge­
sprochen, haben davon gezehrt, daß sie von der übrigen 
Wachmannschaft unvoreingenommen als Mensch und 
Partner akzeptiert worden sind, daß Vorurteile nicht be­
standen haben. Das muß allen, die damals mit uns in Hei­
ligenhafen Dienst taten, sehr hoch angerechnet werden, 
zumal die kurz vor unserer Hinfahrt aufgebrochenen Äng­
ste, was da alles passieren kann, unseren Wachtdienst 
beinahe verhindert hätten. 

@J Zusammenfassend meine ich, 

das Projekt hat sich gelohnt: die positiven Werte überwiegen 
bei weitem die negativen; diese letzteren müssen natürlich 
vor einer erneuten Maßnahme dieser Art gründlich bedacht 
und durch entsprechende Weichenstellungen von vornher­
ein vermieden werden. 

Eine weitere enge Beziehung zwischen unserer Anstalt 
und der DLRG zu pflegen, erscheint mir sinnvoll: Für unsere 
Gefangenen ergibt sich, wie oben angedeutet, eine echte, 
resozialisierende Chance, die auch langfristige, positive Fol­
gen haben kann. Für die DLRG eröffnet sich damit eine wei­
tere Dimension ihres Dienstes am Mitmenschen, insoweit 
sie vorurteilsfrei auch Straftäter in ihren eigenen Reihen ak­
zeptiert und bereit ist, ihnen Verantwortung zuzumuten. 

Zuletzt möchte ich allen danken, die durch ihren Einsatz 
und ihre Unterstützung das Gelingen dieses Projektes er­
möglicht hatten: dem Justizministerium, der Anstaltsleitung 
und Vollzugsdienstleitung, den Kollegen, die wohlwollend 
und ratend zur Seite standen, dem DLRG-Landesverband 
Schleswig-Holstein, der Kurverwaltung Heiligenhafen, den 
dort eingesetzten Wachtgängern, dem Bezirksverein für so­
ziale Rechtspflege Mosbach, dem Caritasverband Mosbach 
sowie der AG zur Unterstützung der Seelsorge im Strafvoll­
zug im Landesteil Baden; zuguterletzt und dafür besonders 
herzlich meinem Mitstreiter Hans Deeg und den Teilneh­
mern der Schwimmgruppe. 

Gefangene und 
die Regeln des Sports 
Ulrich Hötter 

Seit 1979 besteht die Justizvollzugsanstalt Geldern 
(Nord rhein-Westfalen) als Anstalt des geschlossenen Straf­
vollzugs für erwachsene männliche Strafgefangene stärke­
rer krimineller Gefährdung. Die Anstalt verfügt über 551 
Haftplätze und ist mit einem großen Sportplatz, einem Klein­
platz, einer Sporthalle und einem Kraftsportraum recht gut 
ausgerüstet. Das Sportangebot wird von den Gefangenen in 
erfreulichem Umfang angenommen. Die Beobachtung, daß 
die Gefangenen im sportlichen Bereich stets bemüht waren, 
die Regeln zu beachten und sich fast immer ausgesucht fair 
verhielten, ließ 1980 den Gedanken aufkommen, Fußball­
schiedsrichterlehrgänge anzubieten. Bei dem Gedanken 
spielte auch die Kenntnis eine Rolle, daß Fußballschieds­
richter in den Vereinen rar sind und jemand, der über einen 
Schiedsrichterpaß verfügt, im Vereinsleben eher akzeptiert 
wird, als wenn er als "normales" Mitglied erscheint. 

Der Fußballverband, der für Geldern zuständig ist, erklär­
te sich sofort dazu bereit, eine Lehrkraft für den Kurs abzu­
stellen. Lediglich das Regelbuch mußte von den Kursteil­
nehmern käuflich erworben werden. 

Das Interesse bei den Gefangenen war sehr groß. Das 
zeigte sich daran, daß nur wenige im Laufe des Kurses, der 
sich über mehrere Wochen erstreckte, absprangen. Auch in 
den Folgejahren konnte jährlich mindestens ein weiterer 
Kurs abgehalten werden. Durchschnittlich beendeten 15 
Gefangene erfolgreich den Kurs und erhielten eine offizielle 
Bescheinigung vom Fußballverband über die Teilnahme an 
dem Schiedsrichterkurs. Diese Bescheinigung konnte von 
den Gefangenen bei der Anbindung an einen Verein, der 
vom Vollzug aus in einigen Fällen bewerkstelligt wurde oder 
nach der Entlassung nach Eintritt in einen Verein vorgelegt 
werden. Darauf erfolgte ohne weiteres die Ausstellung eines 
Schiedsrichterpasses. 

Weiterhin sorgte der Oberlehrer, der die Angelegenheit 
organisierte, dafür, daß geeignete Gefangene zu den 
Schiedsrichterbelehrungen regelmäßig ausgeführt wurden 
oder Ausgang erhielten. Die Ausführungen übernahm im 
Regelfall der Oberlehrer. 

Meines Erachtens ist bei den Gefangenen, die den Kurs 
erfolgreich absolviert haben, ein größeres Normenverständ­
nis zu beobachten, aber auch ein stärkeres Durchsetzungs­
bestreben. 

Die bisher damit gemachten guten Erfahrungen haben 
mich veranlaßt, nunmehr auch einen Kursus tür Hallenhand­
ballschiedsrichter anzubieten. Der zuständige Handballver­
band ist bereit, die Unterrichtung zu übernehmen. 

Meine Mitarbeiter und ich hoffen, daß auch durch diese Art . 
der sportlichen Aktivität es gelingen kann, Menschen sozial 
zu reintegrieren. 



95 

Aktuelle Jnformationen 
Bekanntmachung der 
G ustav-Radbruch-Stiftu ng 

Die Gustav-Radbruch-Stiftung dient gemäß ihrem sat­
zungsmäßigen Zweck der Förderung von Forschungsarbei­
ten in bezug auf den Strafvollzug, der Ausbildung von Mitar­
beitern im Bereich des Strafvollzugs sowie der Belohnung 
besonderer Verdienste im Rahmen des Strafvollzugs. Nach 
dem Stiftungszweck können insbesondere auch Praktiker 
für Verdienste im Strafvollzug mit einem Preis bedacht wer­
den. 

Zur Verteilung gelangen die jährlichen Erträgnisse aus 
dem Stiftungsvermögen in Höhe von etwa 10.000,- DM. Ein 
Rechtsanspruch auf Gewährung von Stiftungsmitteln be­
steht nicht. 

Vorschläge und Bewerbungen sind mit den üblichen Un­
terlagen Oe nach Lage des Falles: Arbeits- bzw. For­
schungsplan, zwei Referenzen oder Gutachten von im 
Fachgebiet ausgewiesenen Persönlichkeiten, sonstige Be­
fähigungsnachweise u. dgl.) bis spätestens 30. September 
1986 an den Vorsitzenden der Stiftung Prof. Dr. Arthur Kauf­
mann (Longinusstraße 3,8000 München 60), zu richten. 

gez.: Arthur Kaufmann 

Probeweise Entlassung aus dem 
psychiatrischen Krankenhaus 

In seinem Urteil vom 21. Januar 1985 (2 BvR 1150/80 und 
2 BvR 1504/82) hat der 2. Senat beim Bundesverfassungs­
gericht sich mit der Dauer der Unterbringung eines wegen 
seines Geisteszustandes gefährlichen Täters nach § 63 
StGB befaßt. Danach muß mit zunehmender Dauer der Un­
terbringung gerichtlich geprüft werden, ob die Freiheitsent­
ziehung noch verhältnismäßig ist. Die Stra.fvollstreckungs­
kammer müsse bei dieser überprüfung von Zeit zu Zeit ei­
nen außenstehenden Sachverständigen hinzuziehen, um 
die Gefahr von Routinebeobachtungen zu vermeiden. Eine 
Entlassung zur Probe ist nach dem Urteil nicht nur dann ge­
rechtfertigt, wenn aus den Gutachten sicher hervorgeht, der 
Untergebrachte werde sich in Zukunft "wohlverhalten". Die 
bloße, nicht konkretisierte Möglichkeit künftiger Straftaten 
rechtfertige eine weitere Unterbringung nicht. Denn bei 
langdauerender Unterbringung gewinne das Freiheitsrecht 
des Untergebrachten wegen des sich verschärfenden Ein­
griffs ein immer stärkeres Gewicht für die Entscheidung des 
Richters. Allerdings ende dieser Freiheitsanspruch dann, 
wenn es die vom Untergebrachten drohenden Taten ange­
sichts des staatlichen Schutzauftrags unvertretbar mach­
ten, ihn in die Freiheit zu entlassen. Mit diesem Urteil hob der 
2. Senat Beschlüsse einer Strafvollstreckungskammer und 
eines Strafsenats auf, die einem seit rund achtzehn Jahren 
inhaftierten (zuerst Haft, dann Unterbringung im psychiatri­
schen Krankenhaus) Täter eine Entlassung auf Probe ver­
sagt hatten, obgleich die sog. Anlaßtat seinerzeit nur im 
Diebstahl eines Pelzmantels unter Alkoholeinfluß bestan­
den hatte. Die Strafvollstreckungskammer muß nun unter 
Beachtung der Grundsätze des 2. Senats erneut über die 
bedingte Entlassung des Untergebrachten entscheiden. 

Disziplinarmaßnahmen gegen Beamte des 
Strafvollzugsdienstes 

Im Niedersächsischen Landtag (10. Wahlperiode) richtete 
der Abg. Drechsler (SPD) am 26. 9. 1985 folgende Kleine 
Anfrage an die Landesregierung (LT-Dr. 10/4905): Perso­
nalräte, Gewerkschaften und Bedienstete führen verstärkt 
Klage darüber, daß wegen geringer oder angeblicher 
Dienstvergehen unangemessen viele und hohe Disziplinar­
strafen gegen Beamte des Strafvollzug ausgesprochen wer­
den. So ist z.B. eine Disziplinarstrafe gegen einen Beamten 
durch einen Anstaltsleiter in Höhe von 100 DM ausgespro­
chen worden, weil der Beamte das Wort "Märchenstunde" 
im Zusammenhang mit einer Haftprüfung dem betroffenen 
Gefangenen gegenüber gebraucht haben soll. Außerdem 
sollen zahlreiche verhängte Disziplinarstrafen durch das Ju­
stizministerium abgemildert bzw. aufgehoben worden sein. 
Auch Disziplinargerichte sollen verhängte Disziplinarstrafen 
abgemildert bzw. aufgehoben haben. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Teilt sie meine Ansicht, daß Disziplinarstrafen und insbe­
sondere förmliche Disziplinarverfahren nur als ultima ra­
tio verhängt bzw. eingeleitet werden sollten, wenn ande­
re Mittel erschöpft sind bzw. wegen der Schwere des 
Vergehens solche Strafen unabdingbar sind? 

2. Wie viele Disziplinarverfahren wurden in 1983, 1984 und 
1985 eingeleitet, durchgeführt und abgeschlossen? Wie 
viele waren davon förmliche Verfahren? 

3. Welche Disziplinarstrafen wurden mit welchem Ergebnis 
. in 1983, 1984 und 1985 ausgesprochen? 

4. Welche Verfehlungen lagen den Disziplinarverfahren 
bzw. Disziplinarstrafen - aufgeteilt nach Arten der Ver­
fehlung - zugrunde? 

5. Ist sichergestellt, daß Disziplinarverfahren auf das unab­
dingbar notwendige Maß beschränkt werden und die 
Durchführung solcher Verfahren nur sachkundigen und 
erfahrenen Beamten übertragen wird? 

Die Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage 
(Dr. 10/5283, ausgegeben am 13. 1. 1986) lautet wie folgt: 

Nach § 3 der Niedersächsischen Disziplinarordnung 
(NDO) bestimmt die zuständige Behörde nach pflichtgemä­
ßem Ermessen, ob wegen eines Dienstvergehens nach der 
NDO einzuschreiten ist. Sie hat dabei das gesamte dienstli­
che und außerdienstliche Verhalten des Beamten zu be­
rücksichtigen. Um eine einheitliche Ausübung der Diszipli­
narbefugnisse durch die unmittelbaren Dienstvorgesetzten 
sicherzustellen, werden die Disziplinarentscheidungen der 
unmittelbaren Dienstvorgesetzten vom höheren Dienstvor­
gesetzten und von der obersten Landesbehörde überprüft; 
sie können bei fehlerhafter Ausübung der Disziplinargewalt 
von diesen verschärft, gemildert oder aufgehoben werden. 
Dadurch wird ausgeschlossen, daß Disziplinarmaßnahmen 
wegen geringer Dienstvergehen, die eine solche Maßnah­
me nicht rechtfertigen, verhängt oder ein Verhalten eines 
Beamten disziplinarrechtlich geahndet wird, das kein 
Dienstvergehen darstellt. In dem in der Kleinen Anfrage zi­
tierten Fall ist von diesem Recht Gebrauch gemacht wor­
den. 
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Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Kleine Anfrage 
wie folgt: 

Zu 1: 

Nach § 26 Abs. 2 NDO hat der Dienstvorgesetzte ein Dis­
ziplinarverfahren einzuleiten und die zur Aufklärung des 
Sachverhalts erforderlichen Ermittlungen (Vorermittlungen) 
zu veranlassen, wenn Tatsachen bekannt werden, die den 
Verdacht eines Dienstvergehens rechtfertigen. Die Durch­
führung von Vorermittlungen ist nicht dem Ermessen des 
Dienstvorgesetzten überlassen; er ist hierzu vielmehr auf­
grund des geltenden Legalitätsprinzips verpflichtet. Eine 
Disziplinarmaßnahme ist jedoch nur dann zu verhängen, 
wenn dieses nach der Schwere des Dienstvergehens und 
dem gesamten dienstlichen und außerdienstlichen Verhal­
tens des Beamten erforderlich ist, um ihn dazu anzuhalten, 
seine Pflichten künftig gewissenhaft zu erfüllen. Ein förmli­
ches Disziplinarverfahren ist einzuleiten, wenn dieses Ziel 
durch eine im nicht förmlichen Verfahren auszusprechende 
Disziplinarmaßnahme nicht mehr erreicht werden kann. 

Zu 2: 

Es wurden abgeschlossen: 

1983: 44, davon drei förmliche Verfahren, 
1984: 55, davon drei förmliche Verfahren, 
1985: 39, davon ein förmliches Verfahren 

(Stand: 1. 10. 1985) 

Zu 3: 

1983: 5 Verweise, 
14 Geldbußen, 
25 Verfahren wurden eingestellt. 

1984: 5 Verweise, 
15 Geldbußen, 
2 Gehaltskürzungen für die Dauer von 9 bzw. 

18 Monaten, 
2 Entfernungen aus dem Dienst, 

31 Verfahren wurden eingestellt. 

1985: 4 Verweise, 
14 Geldbußen, 
21 Verfahren wurden eingestellt. 

Zu 4: 

Verfehlungen bzw. Verdacht Zahl der abgeschlosse­
nen Disziplinarverfahren 
(einschließlich der nach 
§ 27 NDO eingestellten 

Verfahren 

alkoholbedingtes Fehlverhalten im 
Straßenverkehr 23 
sonstige Straßenverkehrsdelikte 2 
Eigentums- und Vermögensdelikte 18 
Körperverletzung, Widerstand, Sach­
beschädigung (außerhalb des 
Dienstes) 6 
unentschuldigtes Fernbleiben vom 
Dienst 16 
Verstoß gegen haushaltsrechtliche 
Bestimmungen 4 
Trunkenheit im Dienst 7 
Verfehlungen gegenüber Gefangenen 13 

Verstoß gegen die Dienst- und Sicher­
heitsvorschriften für den Strafvollzug 
und die Bestimmungen der UVolizO 26 
sonstige Dienstvergehen 23 

10 förmliche und 29 nicht förmliche Disziplinarverfahren sind 
z.Z. noch anhängig, und zwar wegen folgender Verfehlun­
gen: 

Verfehlung bzw. Verdacht Zahl der 
Disziplinarverfahren 

alkoholbedingtes Fehlverhalten im 
Straßenverkehr 3 
Eigentums- und Vermögensdelikte 18 
unentschuldigtes Fernbleiben vom 
Dienst 3 
Verfehlungen gegenüber Gefangenen 4 
Verstoß gegen die Dienst- und Sicher­
heitsvorschriften für den Strafvollzug 
und die Bestimmungen der UVolizO 5 
sonstige Dienstvergehen 6 

Zu 5: 

Ja. 

Remmers 

AIDS-Test im hessischen Strafvollzug 
Aus gegebenem Anlaß weist das Justizministerium auf 

seinen Erlaß vom 5.12.1985 hin, in dem u.a. folgende Re­
gelung getroffen wurde: "Bei allen bereits im Vollzug befind­
lichen Gefangenen sowie bei der Erstaufnahme eines Ge­
fangenen im Rahmen der Zugangsuntersuchung ist eine 
Blutuntersuchung auf HTLV III-Antikörper durchzuführen. 
Alle Gefangenen sind zur Teilnahme an der Untersuchung 
verpflichtet. Sollte ein Gefangener eine Untersuchung ver­
weigern, ist er nachdrücklich über die Rechtslage aufzuklä­
ren. Bleibt es bei der Verweigerung, ist von Zwangsmaß­
nahmen abzusehen." 

Die hessischen Justizvollzugsanstalten verfahren nach 
diesem Erlaß. Durch eine Erklärung kann jeder Gefangene 
entscheiden, ob er an der Blutuntersuchung teilnehmen will. 

(Aus: Informationen des Hessischen Ministers der Justiz 
vom 12. 2. 1986) 

20. Deutscher Jugendgerichtstag 
Die Deutsche Vereinigung für Jugendgerichte und Ju­

gendgerichtshilfe e.V. (DVJJ) veranstaltet vom 6. bis 10. 
Oktober 1986 in den Räumen der Universität Köln den 20. 
Deutschen Jugendgerichtstag. Der Kongreß wird sich vor 
allem mit den theoretischen und praktischen, rechtlichen 
und kriminalpolitischen Fragen beschäftigen, die durch die 
absehbare demographische Entwicklung ausgelöst wird. 
Das Tagungsthema lautet: "Und wenn es immer weniger 
werden? - die Herausforderung der geburtenschwachen 
Jahrgänge". Vorgesehen sind Referate und Diskussionen in 
ca. 10 Arbeitskreisen. 

Das Programm kann ab Mitte April über die Geschäfts­
stelle der DVJJ, Veterinärstr. 1,8000 München 22, bezogen 
werden. 



Erste Gefangenengewerkschaft gegründet 
Nach einer Mitteilung von AP wurde am 18. Januar 1986 

von Strafgefangenen, deren Angehörigen und Rechtsan­
wälten in Bielefeld die erste "Gefangenengewerkschaft" der 
Bundesrepublik gegründet. Der Initiator der nach eigenen 
Angaben bundesweit von rund 2000 Mitgliedern getragenen 
Selbsthilfeorganisation, Erwin Remus, sagte, Ziel der neuen 
"Solidarität" genannten Organisation sei, auf Mißstände im 
Strafvollzug aufmerksam zu machen und Strafgefangene 
vor und nach der Entlassung sozial zu betreuen. 

Der Verein werde sich vor allem für die auch Gefangenen 
zustehenden Grundrechte wie Meinungs-, Informations­
und Versammlungsfreiheit einsetzen. Gefordert werde 
überdies ein humanerer Strafvollzug. Denn auch das seit 
1977 geltende reformierte Strafvollzugsgesetz, das die 
deutschen Steuerzahler jeden Tag sechs Millionen Mark 
koste, habe das Leben der Menschen hinter Gittern keines­
wegs verbessert oder erleichtert. Nach wie vor seien viele 
Gefängnisse überbelegt, werde Hafturlaub nur selten ge­
währt, für harte Gefangenen-Arbeit würden keine angemes­
senen Löhne gezahlt. 

Betroffen von der Behandlung vieler Inhaftierter, die ihre 
Straftaten keineswegs verharmlosen wollten und deren So­
lidargemeinschaft in Bielefeld auch der Opfer von Verbre­
chen gedachte, seien überdies deren rund 200.000 Ange­
hörige wie Mütter, Väter, Ehefraue!l und Kinder. 

Das überholte Gefängnis 
Heft 1 des 25. Jahrgangs 1986 (Nr. 79 der gesamten Rei­

he) der im Vorgänge Verlag München erscheinenden Zeit­
schrift "Vorgänge. Zeitschrift für Bürgerrechte und Gesell­
schaftspolitik" hat das in der überschrift genannte Schwer­
punktthema zum Gegenstand. Im einzelnen enthält es fol­
gende Beiträge: 

- Langstrafen und ambulante Alternativen. Zwei Seiten ei­
ner Medaille (Helmut Ortner) 

- Die Ausweitung des staatlichen Strafsystems. Das Bei­
spiel des Gefängnisneubauprogramms in Baden-Würt­
temberg (Karl F. Schumann) 

- Medizinische Versorgung im Gefängnis (Michael Gähner) 

- Disziplinarreaktionen im Gefängnis (Denis Pecic) 

- Forensische Psychiatrie. Die Produktion des "Normalen" 
(Heinz Kammeier) 

- Wohngruppenvollzug: Vorstufe zur Freiheit? (Leonhard 
U.Dronski) 

- Therapeutische Verstrickungen im Gefängnis. Ideologie 
und Realität des Behandlungsvollzuges (Franziska 
Lamott) 

- Die Kapitalisierung abweichenden Verhaltens. Zur Öko­
nomie und Politik der amerikanischen Diversionsalterna­
tiven (Helmut Janssen) 

- Entkriminalisierung und Diversion. Konzepte, Erfahrun­
gen und Kritik (Peter Malinowski/Manfred Brusten) 

- Chancen sozialer Konfliktregelung außerhalb strafrecht­
licher Normierung (Arno Pilgram) 

Angewandte Kriminologie. 
XXXVI. Internationale Kriminologische 
Forschungswoche 
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Vom 1. - 6. September 1986 findet in der Universität Tü­
bingen die XXXVI. Internationale Kriminologische For­
schungswoche statt. Tagungsleiter ist Professor Dr. Dr. 
Hans Göppinger. Themen der Forschungswoche sind: 

- kriminologische Diagnose bei Straffälligen 

- Früherkennung kriminell Gefährdeter 

- Individuelle Kriminalitätsprophylaxe 

Dementsprechend ist Gegenstand der Forschungswo­
che: 

1. Die Darstellung wissenschaftlich fundierter Methoden 
zur kriminologischen Erfassung und Beurteilung des einzel­
nen Straftäters in der Strafrechtspraxis im weitesten Sinne. 
Auf internationaler Basis werden die neuesten Ergebnisse 
und Erkenntnisse aus Ländern mit unterschiedlichen sozia­
len, politischen und rechtlichen Systemen und deren Praxis­
relevanz diskutiert. Zugleich soll die unmittelbare Anwen­
dung der verschiedenen Methoden und Instrumentarien zur 
Erstellung einer kriminologischen Diagnose und Prognose 
bei Straffälligen demonstriert und in kritischem Vergleich 
weiterentwickelt werden. 

2. Die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit Er­
kenntnissen zur Früherkennung krimineller Gefährdung bei 
Menschen, die noch nicht straffällig geworden sind, und die 
Vorstellung bzw. Erarbeitung praxisrelevanter Kriterien zur 
Prophylaxe. 

Vorgesehen ist folgendes Programm: Vormittags finden 
Vorträge von Experten aus verschiedenen Ländern statt. 
Vorgesehen sind Referate von Wissenschaftlem aus Bel­
gien, Canada, Frankreich, Großbritannien, Indien, Israel, 
Italien, Japan, Polen, Schweden, Ungarn, den USA und der 
Bundesrepublik Deutschland. Dabei sollen die verschiede­
nen Standorte und methodischen Zugänge zur Anwendung 
kriminologischer Erkenntnisse in der Strafrechtspraxis vor­
getragen und zur Diskussion gestellt werden. 

Die Vorträge umfassen folgende Problemkreise: 

- Bedeutung und Grundlagen des Einsatzes kriminologi­
scher Instrumente für die Einzelfalldiagnose in der Straf­
rechtspraxis einschließlich Strafvollzug und Bewährungs­
hilfe. 

- Möglichkeiten der Integration kriminologischer Erkennt­
nisse in das Rechtssystem insgesamt, vor allem aber in 
das Stra'frechtssystem. 

_. Probleme der Vereinbarkeit der verschiedenen kriminolo­
gischen Konzepte mit unterschiedlichen Rechtssystemen 
und kriminalpolitischen Auffassungen. 

- Früherkennung krimineller Gefährdung und individuelle 
Kriminalitätsprophylaxe. 

- Ausbildung in praxisrelevanter Kriminologie. 

Nachmittags finden Arbeitskreise statt, bei denen die Teil­
nehmer Gelegenheit haben sollen, sich mit den verschiede­
nen Methoden und Instrumenten zur Einzelfalldiagnose ver­
traut zu machen. 
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Daneben ist mindestens eine Fachexkursion vorgesehen. 
Die wissenschaftliche Forschungswoche endet mit einer 
Podiums- und öffentlichen Diskussion. 

Anmeldungen sind zu richten an das Sekretariat der 
XXXVI. Internationalen Kriminologischen Forschungswo­
che, Institut für Kriminologie der Universität Tübingen, Cor­
rensstr. 34, 7400 Tübingen 1, Tel. (07071) 29 20 01/ 
29 29 31. Das Sekretariat erteilt auch weitere Auskünfte. 

Weißer Ring untersuchte die Lage von 
Verbrechensopfern 

Pro Jahr tragen rund 25.000 Opfer von Verbrechen in der 
Bundesrepublik bleibende Gesundheitsschäden davon. 

Das geht aus einer Untersuchung zur Lage der Kriminali­
tätsopfer hervor, die der Weiße Ring am Donnerstag in Bonn 
Bundeskanzler Kohl überreicht hat. Die Organisation, die 
sich seit 1976 um Verbrechensopfer kümmert, hat dazu 
mehr als 3.000 Einzelschicksale ausgewertet, die nach An­
gaben ihres Vorsitzenden Eduard Zimmermann einen re­
präsentativen Einblick in die Lebensumstände der Opfer von 
Gewaltkriminalität zulassen. 

Demzufolge werden vor allem die sozial schwachen 
Gruppen von den Folgen eines Verbrechens hart betroffen. 
Fast 90 Prozent der untersuchten Fälle seien Personen mit 
unteren Einkommen, drei Viertel der betroffenen Familien 
verfügten über ein monatliches Nettoeinkommen von unter 
2.000 Mark. 

Nach Angaben Zimmermanns ist die staatliche Entschä­
digung für die Opfer immer noch "mehr als ungenügend". 
Nur fünf Prozent erhielten finanzielle Hilfe, oft lediglich als 
einmalige Zahlung. Noch schlechter sei die Lage für verge­
waltigte Frauen, von denen nur etwa jede Zweiundvierzigste 
eine materielle Entschädigung nach dem Opferentschädi­
gungsgesetz durchsetzen könne. Zimmermann kritisierte, 
daß psychische Schäden oder notwendige Mehrausgaben 
eines Verbrechensopfers von den staatlichen Stellen meist 
nicht anerkannt würden. 

(dpa-Meldung vom 30. Januar 1986) 

Opferschutz und Opferberatung 
Auch das Bundeskriminalamt wendet seine Aufmerksam­

keit verstärkt Straftatopfern zu. In der BKA-Forschungsreihe 
ist als Sonderband 1986 die Studie 

Das Mißtrauen gegen vergewaltigte Frauen. Erfahrun­
gen von Vergewaltigungsopfem mit Polizei und Justiz. 
Eine Untersuchung von Polizei beamten an der Hoch­
schule für öffentliche Verwaltung in Bremen. Von Hans 
Fehrmann, Klaus Jakobs, Rolf Junker, Claus Warnke. 
Redaktion: Michael Baurmann 

erschienen. Der Band wird in dieser Zeitschrift gesondert 
besprochen werden. Darüber hinaus hat das Bundeskrimi­
nalamt bereits 1985 eine Bestandsaufnahme zum Thema 

Opferschutz und Opferberatung, von Leo Schuster (Be­
richte des Kriminalistischen Instituts, Wiesbaden 1985) 

vorgelegt. Der 48 Seiten umfassende Bericht stellt die bis­
herigen Initiativen auf diesem Gebiet unter Auswertung der 
einschlägigen Literatur dar (ein 11 Seiten umfassendes Lite­
raturverzeichnis befindet sich am Schluß des Bandes). Er 
unterscheidet zwischen prädeliktischer und postdeliktischer 
Opferprophylaxe und faßt seine Ergebnisse in Form von 
Thesen und Forderungen zusammen. Ein Teil des Berichts 
ist auch dem Thema Täter-Opfer-Ausgleich gewidmet (S. 
34 - 38). Eine den Strafvollzug betreffende Forderung lautet 
(S. 48): "Die Schadensregulierung sollte neben dem Aus­
söhnungsgedanken in den Mittelpunkt der Resozialisie­
rungsbestrebungen gestellt werden. Dies setzt u.a. auch ein 
überdenken der derzeitigen Strafvollzugspraxis voraus, bei 
der die Opferperspektive fast vollständig ausgeblendet ist; 
sie ist zugleich eine Herausforderung für die Bewährungs­
hilfe als konfliktorientierte Sozialarbeit. " 

3. Bundeskongreß der freien Initiativen/ 
Gruppen in der Straffälligen hilfe 

Der 3. Bundeskongreß der freien Initiativen/Gruppen in 
der Straffälligen arbeit tagte in HöchsVOdenw. vom 24. - 26. 
1.1986. 

Gefängniszellen auf Vorrat - für wen? 

Das war eine der Hauptfragen, die über 80 Vertreter der 
freien Initiativgruppen aus den Ländem Schleswig-Holstein, 
Hamburg, Bremen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Baden-Württemberg, Hessen und Bayern, diskutierten. 

Das Referat des Heidelberger Kriminologen Dr. Thomas 
Feltes sorgte für eine überraschung. Die Zahlen der verur­
teilten Strafen gehen zurück. 

Freiheitsstrafen 1984-85 um 9,6% 42.140/38.116 
Jugendstrafe 1984-85 um 20,7% 6.932/ 5.499 
Untersuchungshaft 1984-85 um 23,6% 16.126/12.325 

Dieser Abwärtstrend wird sich in den nächsten Jahren 
noch durch die geburtenschwachen Jahrgänge verstärken. 
Dieses allein ist aber nicht der Grund, sondern auch die zu­
nehmende Skandalisierung der Zustände in den deutschen 
Haftanstalten, scheint Wirkung zu zeigen. 

Demgegenüber stehen bundesweit Planungen von Ge­
fängnisneubauten. Die Mittelbeschaffung von Gefängnis­
neubauten erfolgt insbesondere durch Umverteilung aus 
den Bereichen Jugendhilfe und Bildung. 

Dieser Trend dürfte auch in den Justizministerien bekannt 
sein. Die Frage stellt sich dann hier einfach, für wen werden 
diese geplanten Zellen benötigt? 

Es ist immer wieder die Erfahrung gemacht worden, daß 
neue Haftplätze eine Sogwirkung ausüben und zu einem 
starken Anstieg von Inhaftierungen führen und somit eine 
enorme Ausweitung der Kriminalisierung schaffen. 

Auch im Vorfeld und in der Nachbetreuung des Strafvoll­
zuges wird die soziale Kontrolle durch Ausweitung der Be­
währungshilfe und neue, sogenannte "altemative" Maß­
nahmen ausgeweitet. 



Der Umfang der sozialen Kontrolle steigt also rapide an, 
wobei der Rückgang der Gefangenenzahlen das Ausmaß 
dieser Ausweitung verschleiert. 

Eine wirkliche Alternative wäre nur dann gegeben, wenn 
im Maße der Ausweitung ambulanter Maßnahmen die Haft­
rau m kapazität verringert würde. Dies geschieht aber gerade 
nicht! 

Der Stellenwert der Arbeit in den freien Straffälligeninitia­
tiven, ist gemessen am Anspruch des Strafvollzugsgeset­
zes und der täglichen Praxis hoch. Die Arbeit ist teilweise ei­
ne gerngesehene, am liebsten unbezahlte Sozialarbeit, so­
lange sie sich reibungslos in den Justizbereich einfügt. 

Nach vorliegenden Gruppenberichten häufen sich die 
Fälle, wonach Gruppen unter Druck gesetzt und eventuell 
aus den Vollzugsanstalten ausgesperrt worden sind; 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft ruft alle Initiativen auf, 
Vorfälle zu melden, in denen ihre Arbeit durch die Anstalten 
behindert worden ist, um eine Dokumentation zu erstellen. 

Die BAG weist auf, ihrer Meinung nach, besonders pro­
blematische Bereiche im Strafvollzug hin: . 
1. Man schreckt nicht mehr davor zurück, immer mehr Müt­

ter mit Kindern einzusperren, in sogenannten "Mutter­
Kind-Stationen" . 

2. Die bestehende Diskriminierung von Ausländern im Ge­
fängnis. (Sprachsqhwierigkeiten, keine Vollzugslocke­
rungen, drohende Abschiebung) 

3. Die Situation zu lebenslänglicher Freiheitsstrafe Verur­
teilter wird totgeschwiegen. Sie zeichnet sich durch ein 
Minimum an Rechtssicherheit und ein Maximum an Hoff­
nungslosigkeit aus. 

Die BAG erwägt die Landesrechnungshöfe anzurufen, ob 
die geplanten Gefängnisneubauten noch bei der sich ab­
zeichnenden Senkung der Gefangenenzahlen zu rechtferti­
gen sind. 

Diese Presseerklärung wurde vom Plenum des Kongres­
ses verabschiedet. 

Thesen zur Behandlung und Rehabilitation 
psychisch Kranker im Maßregelvollzug * 
H. Babatz, Hamm; H.-L. Bischof, Gabersee; F. Böcker, 
Bayreuth; S. Fried, Ber/in; Th. Gabriel, Münster; G. Heinz, 
Haina; H. Horstkotte, Berlin; H. Kammeier, Uppstadt; A. 
Klütsch, Wesseling; R. Kukla, Köln; W. Pittrich, Münster; W. 
Rasch, Berlin; M. Schott, Moringen; V. Schumann, Upp­
stadt; H.-L. Schreiber, Göttingen; W. Stumme, Wiesbaden; 
G. Tondorl, Düsseldorf; W. Trampe, Uppstadt; B. Volckart, 
Celle; R. Wille, Kiel 

Nach jahrzehntelangem öffentlichen und fachlichen Des­
interesse an der Behandlung und Rehabilitation psychisch 
kranker Rechtsbrecher ist in den letzten Jahren eine Ent-

* Ergebnisse eines forensisch-psychiatrischen Expertengesprächs. das am 10.12.1984 
auf Einladung des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe in Bad Waidliesbom/Lipp­
stadt stattfand. Abgedruckt in: Strafverteidiger, Jg. 5 (1985), S. 478 - 479. Nachdruck mit 
Genehmigung des Aifred Metzner Ve~ages, Frankfurt a.M. 
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wicklung in Gang gekommen, die eine konsequente thera­
peutische Orientierung des Maßregelvollzugs zum Ziel hat. 
Neben den rechtlichen Voraussetzungen, die einige Bun­
desländer mit ihren Maßregelvollzugsgesetzen geschaffen 
haben, sind es vor allem mit großem Engagement getrage­
ne Initiativen von Mitarbeitern im Maßregelvollzug selbst, 
die diesen Fortschritt ermöglichen. 

Im Spannungsfeld seiner Ziele - Therapie und Sicherung 
- ist der Maßregelvollzug aber gleichzeitig zum Gegenstand 
öffentlicher Auseinandersetzung geworden. Für rechtswid­
rige Taten, die Patienten im Zusammenhang mit Vollzugs: 
lockerungen begingen, wurden Psychiater strafrechtlich 
haftbar gemacht und die Träger psychiatrischer Kranken­
häuser öffentlich angegriffen. Die vorliegenden Urteile ent­
halten Hinweise auf unzulängliche Beurteilungskriterien für 
die Einschätzung der Gefährlichkeit dieser Patienten; sie 
belegen aber auch die immer noch bestehenden Defizite in 
den Behandlungsbedingungen des Maßregelvollzuges und 
sie betonen die Aufrechterhaltung des staatlichen Gewahr­
sams sowie den Vorrang der Sicherung in Fällen gewahr­
samsaufhebender Lockerungen. Für die Patienten des 
Maßregelvollzugs gilt es deshalb Bedingungen zu schaffen, 
die der ethischen Verpflichtung des Arztes, jedem Patienten 
die Therapie mit den für ihn größten Erfolgsaussichten an­
zubieten und den Intentionen des Gesetzgebers gerecht zu 
werden, schuldunfähigen und vermindert schuldfähigen Tä­
tern Behandlungsmöglichkeiten zu eröffnen, ohne dabei die 
Sicherheitsbedürfnisse der Bevölkerung zu vernachlässi­
gen. In dieser Situation haben wir - Juristen, Psychiater und 
für die Psychiatrieplanung verantwortliche Verwaltungsbe­
amte - versucht, mit den nachfolgenden Thesen einen ge­
meinsamen Standort zu definieren, um den im Maßregel­
vollzug Verantwortung tragenden Mitarbeitern Entschei­
dungs- und Orientierungshilfen zu geben. Wir verbinden 
diese Thesen mit der Hoffnung auf eine klärende Diskussion 
zu den Aufgaben des Maßregelvollzuges. 

I. Ein vorrrangig an Verwahrzwecken orientierter Maßre­
gelvollzug widerspricht zum einen dem Auftrag des Gesetz­
gebers für eine angemessene Behandlung und gewährlei­
stet nicht den bestmöglichen Schutz der Allgemeinheit. Zum 
anderen steht er im Widerspruch zu ärztlich ethischen 
Grundsätzen. 

Anders als im Strafvollzug ist die Aufrechterhaltung staat­
lichen Gewahrsams kein Selbstzweck der Unterbringung im 
Maßregelvollzug. Da bei der Behandlung schuldunfähiger 
oder vermindert schuldfähiger Rechtsbrecher kein staatli­
cher Strafanspruch zu verwirklichen ist, richtet sich das Maß 
des Freiheitsentzuges allein nach dem psychischen Zu­
stand und der von dem Untergebrachten ausgehenden Ge­
fährlichkeit für die Allgemeinheit. Die Entscheidung für die 
Durchführung von Lockerungen des Vollzuges ist damit kei­
ne Ermessensentscheidung. Ebenso ist die alleinige retro­
spektive Bewertung der Anlaßtat - anders als im Strafvoll­
zug - bei dieser Entscheidung nicht zulässig. Diese Gren­
zen der Bewertung ergeben sich bereits aus den bundesge­
setzlichen Vorgaben der §§ 136 StVollzG und 67 d Abs. 2 
StGB. 

Eine entsprechende Verpflichtung ergibt sich für den Psy­
chiater aufgrund seiner Berufsethik: "Aufgabe der Psychia­
trie ist die Pflege der seelischen Gesundheit, die Förderung 
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der persönlichen Entwicklung des Menschen mit dem Ziel 
der Selbstverantwortung und der Selbstbestimmung in Frei­
heit" und "jedem Patienten ist die Therapie mit den größten 
Erfolgsaussichten anzubieten" (aus der Erklärung von 
Hawaii des IV. Weltkongresses für Psychiatrie, 1977: "Ge­
gen den Mißbrauch der Psychiatrie"). 

Ein vorrangig an Verwahrzwecken orientierter Maßregel­
vollzug widerspricht diesen Leitlinien einer fachspezifi­
schen, für die Psychiater in aller Welt als verbindlich erklär­
ten Berufsethik. 

Untersuchungen der Praxis des Maßregelvollzugs bele­
gen, daß unzulängliche, oft nur improvisierte Behandlungs­
und Rehabilitationsbedingungen nicht ausreichen, Lebens­
untüchtigen die notwendigen Hilfen zu vermitteln, die ihnen 
ein in die Gesellschaft eingegliedertes straffreies Leben er­
möglichen. Überlange Verwahrzeiten können aber zur Le­
bensuntüchtigkeit mit der Gefahr einer erneuten kriminellen 
Entgleisung der Patienten führen. 

11. Krankenhausträger und Kostenträger im Maßregel­
vollzug müssen die personellen und materiellen Grundlagen 
schaffen, die die Übernahme fachlicher Verantwortung er­
möglichen. 

Notwendige Voraussetzungen für eine angemessene Be­
handlung von Patienten im Maßregelvollzug sind 

- die Gewährleistung angemessener Unterbringungsbe­
dingungen für die Patienten 

- die Erarbeitung eines Gesamtkonzeptes und der entspre­
chenden Bereichskonzepte, die grundsätzlich eine Iden­
tifikation von Mitarbeitern und Patienten mit den Zielen 
des Maßregelvollzugs ermöglichen 

- die Realisierung von Stellenplänen, die aufgrund des the­
rapeutischen Konzeptes erstellt wurden 

- die Schaffung überschaubarer ärztlich-therapeutisch 
verantwortbarer Behandlungsbereiche und die entspre­
chende Differenzierung spezifischer Behandlungsange­
bote 

- die institutionsunabhängige fachliche Beratung 

- die Sicherstellung einer qualifizierten Aus-, Fort- und 
Weiterbildung der Mitarbeiter. 

Zu den wesentlichen Rahmenbedingungen gehört weiter 
die Schaffung offener Vollzugsformen und der Aufbau orga­
nisierter Nachbetreuung und rehabilitativer Hilfen über die 
Unterbringung im Maßregelvollzug hinaus. Nur im Rahmen 
offener Vollzugsformen ist die Heranführung an allgemeine 
Lebensbedingungen im Maßregelvollzug möglich. In glei­
cher Weise ist es notwendig, den Patienten Kontakte außer­
halb der Einrichtung zu erschließen, um einer drohenden 
Hospitalisierung entgegenzuwirken. 

111. Aufgrund der gesetzgeberischen Vorentscheidungen 
kann vom verantwortlichen Therapeuten bei der Entschei­
dung über Vollzugslockerungen ein kalkuliertes Risiko ein­
gegangen werden. 

Die Entscheidung über Vollzugslockerungen erfordert ei­
ne genaue Kenntnis des psychischen Zustandes des Pa­
tienten. Eine verantwortliche Entscheidung kann nur vom 

Personal der Einrichtung getroffen werden. Die Verteilung 
der Verantwortung auf externe Stellen, sei es Trägerverwal­
tung, sei es Vollstreckungsbehörde, ist bei Entscheidungen 
im Rahmen der Durchführung des Maßregelvollzuges nicht 
sachgerecht. Bei der Entscheidungsfindung sind alle an der 
Durchführung der Behandlung beteiligten Berufsgruppen 
und der Patient zu beteiligen. Die Entscheidung und ihre 
Gründe müssen angemessen dokumentiert werden. In 
Zweifelsfällen sind auch externe Fachkollegen zu hören. 

Angesichts der unterschiedlichen Krankheitsbilder ver­
bietet sich die Verwendung eines einheitlichen Kriterienka­
taloges bei der Entscheidung. Für die prognostische Beur­
teilung sind aber insbesondere die folgenden Dimensionen 
zu berücksichtigen und zu werten: 

- Die AnlaBtat, insbesondere im Hinblick auf die Frage, 
welche Bedeutung der aktuellen Situation und spezifi­
schen lebensphasischen Konstellationen zukommen. 
Dabei ist zu beachten, daß die Auslösetat nur prospektiv, 
nicht aber rein retrospektiv hinsichtlich der Rückfallge­
fährdung gewichtet werden kann. 

- Die Persönlichkeit/Krankheit des Untergebrachten: Wei­
che Disposition für ein bestimmtes Verhalten läßt sich wo­
raus ableiten? Hier ist insbesondere die Beziehung zwi­
schen der Erkrankung des Patienten und der von ihm 
ausgehenden Gefährdung der Allgemeinheit zu berück­
sichtigen. Diese Beurteilung muß ständig anhand des 
Krankeitsverlaufs und der eingetretenen Veränderungen 
in Folge erfolgreicher Behandlung aktualisiert werden. 

- Das Verhalten während der Ul'lterbringung: Gerade hier­
bei darf sich die Prüfung nicht auf die äußerlich feststell­
bare Anpassung an die Institution beschränken. Es ist zu 
untersuchen, welche unmittelbaren Beziehungen dieses 
Verhalten zu einer möglichen Delinquenz außerhalb der 
Einrichtung besitzt, insbesondere inwieweit sich aus dem 
Verhalten innerhalb der Einrichtung Rückschlüsse auf ei­
ne Bewährung außerhalb der Einrichtung ziehen lassen. 

- Aktivitäten auBerhalb der Einrichtung bzw. soziale Per­
spektiven nach der Entlassung. 

Aufbau und Organisation der Lebensverhältnisse und der 
Betreuung, die der Patient bei Vollzugslockerungen und Ur­
laub vorfindet, müssen den diagnostischen Erkenntnissen 
entsprechen. 

IV. Scheitern sämtliche Behandlungsbemühungen, ver­
bleibt der Sicherungsauttrag des Maßregelvollzuges. 

Stoßen die Behandlungsmöglichkeiten auf nicht über­
windbare Grenzen, die in der Person oder der Schwere des 
Krankheitsverlaufes begründet sein können, so kann dem 
Patienten eine besonders gesicherte Form der Unterbrin­
gung bei einer weiterbestehenden erheblichen Gefährdung 
der Allgemeinheit nicht erspart werden. 

In gleicher Weise ist dann gegen eine Vollzugslockerung 
zu entscheiden, wenn nach allen Aufklärungsbemühungen 
erhebliche Zweifel hinsichtlich der Beurteilbarkeit eines Ri­
sikos bestehen bleiben. 

Bei dieser Risikoabwägung ist aber der sich aus dem 
Rechtsstaatsprinzip ergebende und durch § 62 StGB aus­
drücklich hervorgehobene Grundsatz der Verhältnismäßig-



keit zu beachten. Bei der Risikoabwägung ist damit die 
Schwere der möglichen Gefährdung der Allgemeinheit in 
Bezug zur Dauer des erlittenen Freiheitsentzuges zu set­
zen. 

V. Strafbare Handlungen und Gefährdungen der Allge­
meinheit sind im Zusammenhang mit einer Unterbringung 
im Maßregelvollzug nicht vollständig vermeidbar. 

Für die Entscheidungsfindung hat der Gesetzgeber den 
verantwortlichen Therapeuten ein kalkuliertes Risiko zuer­
kannt. Ein strafrechtlicher Vorwurf dürfte ausscheiden, 
wenn nachgewiesen werden kann, daß der Therapeut unter 
Beachtung des wissenschaftlichen Erkenntnisstandes die­
ses Risiko sorgfältig geprüft und für verantwortbar gehalten 
hat. 

Jeder Rückfall während der Behandlung im Maßregelvoll­
zug ist aber ein so schwerwiegendes Ereignis, daß dies der 
gewissenhaften überprüfung durch die Verantwortlichen 
bedarf. Der Therapeut trägt hier nicht nur eine diagnostische 
und prognostische Verantwortung, sondern auch eine über­
wachungsverantwortung bei der Durchführung seiner Ent­
scheidungen. 
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Justizvollzugsanstalt Frankfurt am Main 111: 
Ein Spiegelbild der Entwicklung des 
hessischen Strafvollzuges 

"Anstaltsleiterwechsel sind immer eine Zäsur in Leben 
und Entwicklung einer Justizvollzugsanstalt. Auch in dieser 
Anstalt scheint es so, daß mit jedem Anstaltsleiterwechsel 
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fast eine kleine Epoche endet und eine neue beginnt. Mit je­
der Anstaltsleiterin wird im Rückblick eine bestimmte Ent­
wicklung verbunden, gleichgültig, ob andere von außen an 
die Anstalt herangetragene Entwicklungen das Leben in der 
Anstalt viel stärker gepägt haben." 

Dieses Resumee zog der Staatssekretär im hessischen 
Justizministerium Hans Joachim Suchan, als er die bisheri­
ge Leiterin der Justizvollzugsanstalt Frankfurt am Main 111, 
Regierungsdirektorin Sigrid Bernhardt, verabschiedete. 

In seiner Ansprache beleuchtete Suchan noch einmal 
wichtige Stationen der Frankfurter Anstalt. Die von Frau Dr. 
Einseie entscheidend als liberal und human geprägte An­
stalt sei im letzten Jahrzehnt mit ständig steigenden Gefan­
genenzahlen bis über die Grenze der Belastbarkeit hinaus 
konfrontiert worden. 

Daher habe man dann auch die Vollstreckungsgemein­
schaft mit Rheinland-Pfalz und dem Saarland aufkündigen 
müssen. Die Personalausstattung habe zunächst nicht mit 
dem wachsenden Bedarf korrespondiert. Die Inhaftierung 
terroristischer Gewalttäterinnen sowie die Drogenproble­
matik hätten zusätzlich die innere Situation der Anstalt ver­
schärft. Zudem befinde sich die in den Jahren 1884 bis 1890 
errichtete Anstalt auch heute noch in einem baulich völlig 
veralteten Zustand, der nur durch umfassende Neubau­
maßnahmen verändert werden könne. 

Obwohl es oftmals Anlaß zur Resignation gegeben habe, 
sei es Schritt für Schritt gelungen, die Konflikte zu entschär­
fen und Perspektiven für die Zukunft zu weisen. Folgende 
Maßnahmen seien besonders zu erwähnen: 

- Fortentwicklung des seit 1977 in der Justizvollzugsanstalt 
bestehenden Drogenprojektes in äußerst kooperativer 
und fruchtbarer Zusammenarbeit mit dem Träger "Ju­
gendberatung und Jugendhilfe e.V." in Frankfurt am 
Main; 

- Fortführung und ständige Weiterentwicklung der berufli­
chen Bildungsrnaßnahmen für weibliche Gefangene in 
enger Zusammenarbeit mit dem "Seminar für Politik" 
bzw. dem Magistrat der Stadt Frankfurt am Main - Abtei­
lung für Volksbildung - als dem Projektträger; 

- konzeptionelle Veränderungen in dem seit über zehn 
Jahren bestehenden Mutter-Kind-Heim in ZusammenaJ­
beit mit dem "Institut für Sozialarbeit und Sozialpädago­
gik" in Frankfurt am Main und dem "Verein Kinderheim 
Preungesheim e. V.". Als wohl bedeutsamster Teil dieser 
Arbeit könne die nunmehr abgeschlossene Planung für 
eine Umwandlung des bestehenden Mutter-Kind-Heimes 
in eine Einrichtung des offenen Vollzuges unter gleichzei­
tiger Einrichtung einer kleinen - neuen - geschlossenen 
"Mutter-Kind-Abteilung" angesehen werden. 

- Einrichtung und Fortentwicklung der - organisatorisch 
der Hauptanstalt angegliederten - Abteilung für den offe­
nen Vollzug mit z.Z. 31 Haftplätzen in Bad Homburg; 

- durchgreifende Verbesserung der ärztlichen Versorgung, 
was sich gleichfalls als richtig im Hinblick auf die zuneh­
mende AIDS-Problematik herausgestellt habe; 

- deutliche Verbesserung der Personalausstattung. 
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Zur künftigen baulichen Weiterentwicklung wies der 
Staatssekretär auf den Neubau der Justizvollzugsanstalt 
Weiterstadt hin, der es ermögliche, die Untersuchungsge­
fangenen aus der Justizvollzugsanstalt Frankfurt am Main 111 
zu verlegen. Dieser Schritt lasse es zu, den Sicherheits­
standard der Frankfurter Anstalt zu senken, was sich positiv 
auf den Behandlungsvollzug auswirken werde. Dies gelte 
vor allem für die bereits begonnene architektonische Umge­
staltung der Justizvollzugsanstalt Frankfurt am Main 111, die 
die alten Zellenflügel mit ihrer völlig unzureichenden sanitä­
ren Ausstattung verschwinden lasse und auch die Beleg­
fähigkeit der Anstalt deutlich reduziere. Nur moderner oder 
modernisierter Haftraum lasse einen am Strafvollzugsge­
setz orientierten Vollzug zu. 

Abschließend bedankte sich Staatssekretär Suchan, 
auch im Namen des hessischen Justizministers, bei Frau 
Bernhardt für die seit 1. 1. 1980 geleistete Arbeit. Man wisse, 
daß Frau Bernhardt, die auf eigenen Wunsch in die richterli­
che Tätigkeit überwechsele, einen entscheidenden Beitrag 
zur Konsolidierung der Anstalt geleistet habe. Im Jahr 1987 
werde wiederum eine Frau die Leitung der Anstalt überneh­
men. Ein nahtloser Wechsel sei deshalb nicht möglich, da 
die designierte Nachfolgerin sich noch auf ihre zukünftige 
Tätigkeit vorbereiten müsse. Für die Zwischenzeit habe 
man Richter am Landgericht Karl Schneider gewinnen kön­
nen, der bis 1982 als Leiter der Justizvollzugsanstalt 
Schwalm stadt breite Vollzugserfahrung gewonnen habe. 

(Informationen des Hessischen Ministers der Justiz vom 
13.2. 1986) 

Justizminister Dr. Herbert Günther begrüßt 
Aufnahme des Vollstreckungshilfeverkehrs 
mit der Türkei 

Wie der hessische Justizminister mitteilte, werden heute 
vier türkische Staatsangehörige, die in den Jahren 1980 -
1983 von Frankfurter Strafkammern zu Freiheitsstrafen zwi­
schen drei und elf Jahren verurteilt worden sind und ihre 
Strafen bisher in hessischen Justizvollzugsanstalten ver­
büßten, in ihr Heimatland gebracht, um in dortigen Vollzugs­
anstalten ihre Strafen weiter zu verbüßen. 

Diese Aktion, so der Minister, beruhe auf den Vereinba­
rungen beider Staaten über gegenseitige Vollstreckungshil­
fe. Nach diesen Vereinbarungen ist unter gewissen Voraus­
setzungen vorgesehen, daß türkische Gefangene ihre in der 
Bundesrepublik Deutschland ausgesprochene Freiheits­
stra.fe in einer Vollzugseinrichtung ihres Heimatlandes ver­
büßen können und umgekehrt deutsche Gefangene, die in 
der Türkei verurteilt worden sind, dem deutschen Strafvoll­
zug zugeführt werden. 

Dr. Günther begrüßte ausdrücklich die Aufnahme des 
Vollstreckungshilfeverkehrs mit der Türkei und wies darauf 
hin, daß zuvor schon in Hessen Vollstreckungshilfe mit Dä­
nemark, österreich und neuerdings auch Schweden prakti­
ziert worden sei. 

Weiterhin gab der Minister der Hoffnung Ausdruck, daß es 
im Einvernehmen mit der Bundesregierung und der türki­
schen Regierung gelingen werde, auch bei weiteren türki-

schen Gegangenen Vollstreckungshilfe zu gewähren und 
darüber hinaus auch mit anderen Ländern Vereinbarungen 
über gegenseitige Vollstreckungshilfe zu treffen. Er wies in 
diesem Zusammenhang auch auf den Fall eines jungen 
Wiesbadener Bürgers hin, der vor nahezu zehn Jahren in 
der Türkei zu einer langen Freiheitsstrafe verurteilt worden 
sei und demnächst im Wege der Vollstreckungshilfe in die 
Bundesrepublik Deutschland überstellt werde. 

Abschließend gab Minister Dr. Günther seiner Genugtu­
ung darüber Ausdruck, daß das neue Institut der Vollstrek­
kungshilfe als eine besondere Art von praktizierter Rechts­
hilfe einen wichtigen Beitrag zur europäischen Integrität und 
darüber hinaus zur Verständigung unter den VÖlkern leiste. 

(Informationen des Hessischen Ministers der Justiz vom 
27.1.1986) 

Strafvollzugsschule Baden-Württemberg 
Das Justizministerium Baden-Württemberg hat im Okto­

ber 1985 eine 19 Seiten umfassende Broschüre unter dem 
Titel 

Die Strafvollzugsschule Baden-Württemberg. Ausbil­
dung und Fortbildung für die Mitarbeiter im Strafvollzug 

herausgebracht. Sie enthält neben einem Vorwort von Ju­
stizminister Dr. Heinz Eyrich sowie einem Geleitwort des 
Schulleiters Peter Muthmann und des Vertreters des Schul­
leiters Wilfried Ostheimer Informationen über die Entste­
hungsgeschichte und Organisation der Vollzugsschule, die 
Lehrkräfte und das Personal, die Ausbildung, die Fortbil­
dung und den Kriminologischen Dienst. Die zwar knapp ge­
faßte, aber übersichtlich gegliederte und mit Hilfe von Bild­
material anschaulich gestaltete Schrift vermittelt dem Leser 
auf begrenztem Raum einen guten überblick über Aufga­
benbereich und Tätigkeit der baden-württembergischen 
Strafvollzugsschule in Stuttgart-Stammheim und ihrer Ta­
gungsstätte Berghof in Adelsheim. 

Resozialisierungsfonds Dr. Traugott Bender 
- Jahresbilanz 1985-

Die Stiftung "Resozialisierungsfonds Dr. Traugott Ben­
der" hat im Jahr 1985 Darlehen von über 1 Million DM be­
willigt. Insgesamt waren es 100 (Vorjahr 98) Darlehen in 
Höhe von 1,22 Mill. DM (1,14 Mill. DM). 

Die Stiftung will Straffälligen aus Baden-Württemberg ei­
nen Neuanfang in wirtschaftlich geordneten Verhältnissen 
ermöglichen. Sie gewährt daher Straffälligen, die nach ihrer 
Persönlichkeit und ihrem Vorleben geeignet erscheinen, 
zinslose Darlehen zur Abwicklung vorhandener - häufig aus 
der Straftat herrührender - Schulden und ermöglicht damit 
eine rasche, jedenfalls teilweise Schadensregulierung. Der 
Resozialisierungsfonds stellt nur dann Mittel bereit, wenn 
die Gläubiger auf einen Teil ihrer Forderung verzichten und 
damit ebenfalls einen Beitrag zur Sanierung der finanziellen 
Verhältnisse des Straffälligen leisten. 

Justizminister Dr. Heinz Eyrich betonte, daß in zahlrei­
chen Sanierungsverfahren Ansprüche von Personen eine 
Rolle gespielt hätten, die durch die Straftaten der Darle­
hensnehmer der Stiftung geschädigt worden seien. Die 



Opfer der Straftaten hätten somit wenigstens einen teilwei­
sen Ersatz für ihre finanziellen Einbußen erhalten, für den 
sie sonst in vielen Fällen keinerlei Ausgleich erhalten hätten. 
Die Arbeit der Stiftung trage somit auch dem Gedanken des 
Opferschutzes Rechnung. 

Insgesamt hatte die Stiftung am 31.12.1985490 Darle­
hen in Höhe von fast 5,66 Mill. DM bewilligt. Mit Hilfe dieser 
Stiftungsdarlehen konnten 19,1 Mill. DM Schulden bei 3.144 
Gläubigern abgelöst werden. Die Gläubiger erhielten somit 
29,5 % ihrer Ausgangsforderung. 

Die Zahlungsmoral der Darlehensnehmer des Resoziali­
sierungsfonds könne nach wie vor als zufriedenstellend be­
zeichnet werden, erklärte Eyrich. 106 Darlehen seien bereits 
zurückgezahlt worden. Einer Reihe von Schuldnern habe 
Zahlungserleichterungen eingeräumt werden müssen. 
Meist handle es sich dabei um Personen, deren Einkommen 
beispielsweise infolge Krankheit oder Arbeitslosigkeit spür­
bar gesunken sei. 

Die überwiegende Mehrzahl der von der Stiftung unter­
stützten ehemaligen Straffälligen, so Eyrich weiter, habe je­
doch die ihnen gebotene Chance zum Neuanfang in wirt­
schaftlich geordneten Verhältnissen genutzt. 

(Pressemitteilung des Justizministeriums Baden-Würt­
temberg - Pressestelle - vom 11. Februar 1986) 

Gute Erfolge bei der Gestaltung des 
Kurzstrafenvollzugs in Baden-Württemberg 

Im Rahmen des baden-württembergischen Programms 
zum Vollzug kurzer Freiheitsstrafen kommen 8 von 10 Ge­
fangenen ihren Verpflichtungen ohne Beanstandungen 
nach. Das seit 1981 erprobte und seit 19831andesweit ein­
geführte Programm hat sich damit nach den Worten von Ju­
stizminister Dr. Heinz Eyrich gut bewährt. Im Rahmen die­
ses Kurzstrafenprogrammes können Gefangene mit einer 
Freiheitsstrafe bis zu 12 Monaten bereits eine Woche nach 
Strafantritt als Freigänger an ihrem seitherigen Arbeitsplatz 
zugelassen werden. 

Wie Eyrich weiter ausführte, sei in den wenigen Versa­
gensfällen in erster Linie ein nicht gestatteter Alkoholgenuß 
Grund für die Ablösung des Freigängers gewesen. Durch 
'die sorgfältige Auswahl bei der Zulassung der Gefangenen 
zum Kurzstrafenprogramm - insbesondere sind Gewalt­
und Sexualtäter von vornherein ausgeschlossen - würden 
die Sicherheitsinteressen der Allgemeinheit durch das Kurz­
strafenprogramm voll erfüllt. Von den Gefangenen des 
Kurzstrafenprogramms seien bislang nur eine ganz geringe 
Zahl kleinerer Straftaten verübt worden. 

Nach den Worten des Justizministers bedeutet das Kurz­
strafenprogramm nicht nur eine Stärkung der sozialen und 
familiären Bindungen, sondem auch eine gewisse Ent­
lastung der überbelegten Kurzstrafenanstalten. Da sich die 
Teilnehmer des Kurzstrafenprogramms in vielen Fällen be­
währt hätten, konnte bei nahezu zwei Dritteln der erfolgrei­
chen Freigänger ein Strafrest zur Bewährung ausgesetzt 
werden. 

(Pressemitteilung des Justizministeriums Baden-Würt­
temberg vom 5.2.1986) 
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Gute Erfahrungen mitderTilgung uneinbring­
licher Geldstrafen durch freie Arbeit in 
Baden-Württemberg 

Die Einführung des Systems der Tilgung uneinbringlicher 
Geldstrafen durch freie Arbeit hat sich bislang bewährt. Dies 
erklärte der baden-württembergische Justizminister Dr. 
Heinz Eyrich in einer Mitteilung seines Hauses. 

Die Möglichkeit für Verurteilte, Geldstrafen, die sie aus 
wirtschaftlichen Gründen nicht bezahlen können, durch freie 
Arbeit zu tilgen, wurde nach einem zweijährigen Modellver­
such am 1. Mai 1985 in einer ersten Stufe für den Bereich der 
Staatsanwaltschaften Mannheim, Ravensburg, Baden­
Baden, Freiburg, Heidelberg, Mosbach, Offenburg, Tübin­
gen und Ulm eingeführt. Ab Jahresbeginn 1986 ist nunmehr 
auch die zweite Stufe der landesweiten Einführung dieses 
Systems verwirklicht. Die neue Regelung gilt jetzt zusätzlich 
in dem Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaften Ell­
wangen, Heilbronn, Karlsruhe und Stuttgart. Die landeswei­
te Ausdehnung wird am 1. 1. 1987 abgeschlossen sein. 

Wie Eyrich hervorhob, beruhe die günstige Entwicklung 
des neuen Systems, mit dem die anstelle einer uneinbringli­
chen Geldstrafe tretende Ersatzfreiheitsstrafe zurückge­
drängt werden solle, ganz wesentlich auf der engagierten 
Arbeit der Gerichtshelfer und Sozialarbeiter vor Ort. Es habe 
sich nämlich gezeigt, daß die Verurteilten in vielen Fällen auf 
Unterstützung bei der Suche und Vermittlung geeigneter Ar­
beitsplätze angewiesen seien. Für die Zukunft könne man 
von einer weiterhin wachsenden Bereitschaft ausgehen, die 
neue Regelung in Anspruch zu nehmen. 

Besonders erfreulich, so Eyrich weiter abschließend, sei 
die Tatsache gewesen, daß die freie Arbeit bei arbeitslosen 
Verurteilten in einzelnen Fällen zur Anbahnung eines dauer­
haften Arbeitsverhältnisses geführt habe. Dies zeige, daß 
es bei dem neuen Modell nicht nur darum gehe, Haftplätze 
einzusparen, sondern auch darum, bei dem Verurteilten so­
zial nachteilige Auswirkungen einer Ersatzfreiheitsstrafe zu 
vermeiden. 

(Pressemitteilung des Justizministeriums Baden-Würt­
temberg - Pressestelle - vom 20. 1. 1986) 

Opferschutz im Strafverfahren 
Bundesjustizminister Hans A. Engelhard hat erneut eine 

dringend notwendige Verbesserung des Schutzes von Op­
fern von Straftaten gefordert. Der Minister teilte mit, daß er 
nach intensiven Konsultationen mit den Ländem und den 
Fachverbänden in Kürze einen konsenzfähigen Regierungs­
entwurf zur Verbesserung des Opferschutzes, insbesonde­
re des Schutzes von Vergewaltigungsopfern, vorlegen 
werde, der auch die Billigung des Bundesrates finden 
könne. Bei gutem Willen aller Beteiligten könne der Entwurf 
noch in dieser Legislaturperiode als Gesetz verabschiedet 
werden. 

Der Bundesjustizminister wies gleichzeitig den am 8. No­
vember 1985 im Deutschen Bundestag in erster Lesung zur 
Beratung anstehenden Opferschutzentwurf der SPD als 
eine wenig durchdachte Reaktion auf den von ihm bereits 
im Mai 1985 vorgelegten Diskussionsentwurf zum Opfer-
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schutz zurück. Nachdem die SPD den Opferschutz jahr­
zehntelang links liegen gelassen habe, mute ihrjetztverspä­
tet vorgelegter Entwurf als der verzweifelte Versuch an, aus 
Profilierungsgründen auf einen bereits fahrenden Zug auf­
springen zu wollen. Der SPD-Entwurf sei rechtspolitisch un­
ausgereift und unausgewogen. Er enthalte Vorschläge, die 
zum Teil schon von den Ländern abgelehnt worden seien 
und gehe teilweise hinter den Diskussionsentwurf des Bun­
desjustizministeriums zurück. Er sei daher keine wirkliche 
Hilfe für das Anliegen, den Opferschutz zu verbessern. 

Der Bundesjustizminister stellte demgegenüber die eige­
nen Vorstellungen zur Verbesserung des Opferschutzes, 
die insbesondere den Opfern von Sexualdelikten, also ins­
besondere vergewaltigten Frauen zugute kommen, heraus: 

1. Eine Verbesserung der Informationsmäglichkeiten aller 
Verletzten (ungeachtet, welcher Straftat sie zum Opfer 
gefallen sind) über den Stand des Verfahrens gegen den 
Stra.ftäter, z.B. durch die Gewährung eines Rechts auf 
Akteneinsicht sowie durch amtliche Mitteilung wichtiger 
Verfahrensereignisse. 

2. Die Einräumung des Rechts auf Hinzuziehung eines 
Rechtsanwalts als Verfahrensbeistand. 

3. Eine sachgerechtere Neugestaltung des Instituts der Ne­
benklage im Strafprozeß. Bei Verletzung höchstpersönli­
cher Rechtsgüter (z.B. bei einer Vergewaltigung) wird 
dem Verletzten das Recht eingeräumt, sich aktiv am Ver­
fahren gegen den Täter zu beteiligen, im Prozeß eigene 
Anträge zu stellen sowie sich gegen ehrverletzende Be­
fragungen und Schuldzuweisungen zu verteidigen. 

4. Eine Verbesserung des Schutzes der Persönlichkeits­
sphäre des Verletzten durch Einräumung des Rechts, 
generell Fragen aus dem persönlichen Lebensbereich 
zu beanstanden. Verstärkter Ausschluß der Öffentlich­
keit bei der Erörterung höchstpersönlicher Angelegen­
heiten. 

5. Verbesserung des Schadensersatzes für das Opfer 
durch 

a) Erleichterung der Geltendmachung von Ansprüchen 
des Verletzten gegen den Täter schon im Strafpro­
zeß. . 

b) Vorrang der Ersatzansprüche des Opfers vor staatli­
chen Ansprüchen auf Geldstrafe und Gerichtskosten. 
Der Täter soll zunächst den Schaden des Verletzten 
wiedergutmachen. 

Der Bundesjustizminister wies darauf hin, daß der Opfer­
schutz, insbesondere die Verbesserung der Situation von 
Vergewaltigungsopfern, eines der zentralen rechtspoliti­
schen Anliegen dieser Bundesregierung sei. Deren Bemü­
hen sei es, das Opfer einer Straftat im Prozeß gegen den 
mutmaßlichen Täter stärker mit eigenen Rechten auszustat­
ten und als Prozeßsubjekt - nicht wie bisher als bloßes Ob­
jekt - in das Strafverfahren miteinzubeziehen. Damit solle 
dem Verletzten einer Straftat im Prozeß eine gesicherte 
Rechtsposition mit erweiterten Einflußmäglichkeiten auf den 
Gang des Verfahrens gegeben werden, der Schutz der Per­
sänlichkeitssphäre des Opfers im Prozeß verbessert und die 
Wiedergutmachung des durch eine Straftat angerichteten 
Schadens gefördert werden. Bei gutem Willen aller Beteilig-

ten könne der in Kürze vorgelegte Regierungsentwurf zur 
Verbesserung des Opferschutzes noch in dieser Legislatur­
periode Gesetz werden. 

(Aus: recht. Informationen des Bundesministers der Ju­
stiz Nr. 6/1985, S. 84) 

Jugendkriminalität 
Bundesjustizminister Hans A. Engelhard hat nachdrück­

lich vor einer Dramatisierung der Jugendkriminalität und ei­
ner Verteufelung unserer Jugend gewarnt. 

Der Bundesjustizminister beklagte, daß durch die Bericht­
erstattung der Medien über spektakuläre Kriminalfälle viel­
fach der Eindruck erweckt werde, daß die Jugendkriminalität 
bedrohliche Ausmaße angenommen habe, immer weiter 
steige und daß die künftige Sicherheit der Bevölkerung vor 
dem Verbrechen nicht mehr gewährleistet sei. 

Ein solcher Eindruck treffe nicht die tatsächlichen Verhält­
nisse. Ausweislich der Strafverfolgungsstatistik für 1984 sei 
die Zahl aller in der Bundesrepublik Deutschland verurteil­
ten Jugendlichen um 12,4% zurückgegangen, nachdem 
schon 1983 ein Rückgang von 4,5 % zu verzeichnen gewe­
sen sei. Dieser Rückgang sei nicht nur auf einen Geburten­
rückgang zurückzuführen, der sich jetzt auch im Bereich der 
Jugendkriminalität auswirke. Vielmehr seien auch die relati­
ven Zahlen (bezogen auf je 100 000 Einwohner vergleich­
baren Alters) mit 9 % rückläufig. 

Der Bundesjustizminister unterstrich, daß nicht allein die 
Gesamtzahl aller von Jugendlichen begangenen Straftaten, 
sondern vor allem die besondere Struktur, also die typi­
schen Deliktformen in diesem Bereich, ein realistisches Bild 
über Art und Ausmaß der Jugendkriminalität vermittele. In 
diesem Zusammenhang sei besonders auffällig, daß Straf­
taten von Jugendlichen zu einem hohen Teil im Bereich der 
Bagatell- und Massenkriminalität lägen. Gerade in diesem 
Bereich sei aber die kriminelle Auffälligkeit Jugendlicher 
weitgehend vorübergehender Natur. Nach der polizeilichen 
Kriminalstatistik für 1984 habe es sich bei 87,7 % aller erfaß­
ten Straftaten von Jugendlichen um Delikte wie Diebstahl 
und Sachbeschädigung gehandelt, während z.B. auf Raub 
und gefährliche Körperverletzung 8,7% entfielen. 

Bundesjustizminister Engelhard stellte klar, daß die Zahl 
der Straftaten Jugendlicher immer noch zu hoch sei und kein 
Grund bestehe, die Hände beruhigt in den Schoß zu legen. 
Es gäbe andererseits aber auch keinen Anlaß, die Kriminali­
tät Jugendlicher zu dramatisieren. Die Jugend sei nicht so 
schlecht, wie manche glauben oder glauben machen wol­
len. Er halte deshalb nichts davon, dem Problem der Ju­
gendkriminalität mit härterer Bestrafung entgegenzutreten. 
Was wir tun könnten - und hier unternehme diese Bundes­
regierung ja bereits gewaltige Anstrengungen - sei, die 
Rahmenbedingungen für die Familien, in denen junge 
Menschen aufwachsen, sowie die Zukunftschancen der 
Jugendlichen in Ausbildung und Beruf nachhaltig zu ver­
bessern. 

(Aus: recht. Informationen des Bundesministers der Ju­
stiz Nr. 6/1985, S. 94) 



Änderung des Kontaktsperregesetzes 
Durch das Gesetz zur Änderung des Einführungsgeset­

zes zum Gerichtsverfassungsgesetz (EGGVG) vom 3. De­
zember 1985 (Bundesgesetzblatt I S. 2141) wurde das sog. 
Kontaktsperregesetz geändert. Die Neuregelung ist am 13. 
Dezember 1985 in Kraft getreten. Es geht dabei um eine Auf­
lockerung der sog. Kontaktsperre bei Gefangenen, die we­
gen terroristischer Taten einsitzen. Das Kontaktsperrege­
setz ist am 30. 9. 1977 eingeführt worden; durch dieses Ge­
setz wurden die §§ 31 bis 38 in das EGGVG eingeführt. Da­
nach kann der Kontakt von Gefangenen untereinander und 
mit der Außenwelt völlig unterbunden werden, wenn gegen­
wärtige Gefahr für Leben, Leib oder Freiheit einer Person 
besteht und der begründete Verdacht vorliegt, daß eine sol­
che Gefahr von einer terroristischen Vereinigung (§ 129 a 
StGB) ausgeht. Die Kontaktsperre umfaßt auch den schriftli­
chen und mündlichen Verkehr mit dem Verteidiger. 

Die Neuregelung will die strafprozessualen Garantien für 
den von einer Kontaktsperre betroffenen Gefangenen ver­
bessern, ohne den Schutz vor terroristischen Aktivitäten zu 
beeinträchtigen. Dem dient das Institut der Kontaktperson. 
Da der einer Kontaktsperre unterliegende Gefangene unter 
Umständen rechtlicher Betreuung bedarf, räumt ihm der 
neue § 34a EGGVG ein Recht auf Beiordnung eines 
Rechtsanwalts als Kontaktperson ein. Die Beiordnung hängt 
ausschließlich von einem Antrag des Gefangenen ab. Dem 
Rechtsanwalt obliegt die rechtliche Betreuung des Gefan­
genen. Dieser soll sich mit dem Rechtsanwalt besprechen 
können, wenn hierzu ein Bedürfnis besteht. Die Kontaktper­
son kann auch Aufgaben wahrnehmen, die der Verteidiger 
infolge der Kontaktsperre nicht ausüben kann. Sie soll über 
die bloße Beratung auch Anträge bei Staatsanwaltschaft 
und Gericht stellen und Anregungen geben können. Die 
Kontaktperson ist nicht zugleich Verteidiger. Sie darf nach 
§ 34 a Abs. 2 EGGVG ihre Erkenntnisse nur im Einverneh­
men mit dem Gefangenen dem Gericht und der Staatsan­
waltschaft mitteilen. Die Kontaktperson darf - ebenfalls nur 
im Einverständnis mit dem Gefangenen - an mündlichen 
Verhandlungen teilnehmen, bei denen der Verteidiger nicht 
anwesend sein darf (z.B. Vernehmung des Gefangenen, 
mündliche Haftprüfung). über die Beiordnung der Kontakt­
person entscheidet der Präsident des Landgerichts. Seine 
Entscheidung kann durch Antrag an das Oberlandesgericht 
nach den §§ 23 ff. EGGVG angefochten werden. Der An­
tragsteller hat jedoch keinen Anspruch auf Beiordnung ei­
nes bestimmten Rechtsanwalts, vielmehr nur auf eine er­
messensfehlerfreie Entscheidung, weil der Landgerichts­
präsident bei der Auswahl und Beiordnung frei ist. 

Neue Justizvollzugsanstalt in Burgdorf 
Justizminister Walter Remmers stellt Einrichtung des 
offenen Vollzuges der tJffentlichkeit vor. 

In Niedersachsen gibt es eine neue Einrichtung des Ju­
stizvollzuges, die Justizvollzugsanstalt in Burgdorf. Der Nie­
dersächsische Justizminister Walter Remmers hat die An­
stalt am Donnerstag, den 13. Februar 1986, 10 Uhr, besich­
tigt und der öffentlichkeit vorgestellt. Eingeladen dazu wa­
ren Abgeordnete des Niedersächsischen Landtages, die 
Spitzen der örtlichen Behörden und Einrichtungen sowie 
Vertreter der Presse. 
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Niedersachsen hatte vor 10 Jahren 680 Haftplätze in Ju­
stizvollzugsanstalten bzw. Abteilungen des offenen Voll­
zuges, darunter 140 Plätze in Jugendanstalten. Seit dem 1. 
1. 1986 sind es 1.250 Plätze, und zwar 340 in Jugendan­
stalten und 910 in den übrigen Justizvollzugsanstalten. 
Damit hat sich die Zahl der Haftpläze im offenen Vollzug in 
den letzten 10 Jahren fast verdoppelt. 

Die jüngste Einrichtung des offenen Vollzuges ist die neue 
Justizvollzugsanstalt in Burgdorf mit 150 Plätzen, die das 
Land Niedersachsen am 1. 1. 1986 erworben hat. Die Anlage 
wurde 1963 bis 1965 als AußensteIle des Stephansstiftes er­
baut und diente unter dem Namen "Backhausenhof" der 
Fürsorgeerziehung und der freiwilligen Erziehungshilfe. 
Nachdem die Zahl der in Heimen zu betreuenden Jugendli­
chen in den letzten Jahren erheblich zurückgegangen war, 
bot es sich an, das ca. 10 ha große Gelände mit seinen 5 Un­
terkunftshäusern, den Werkstätten, Wirtschafts-, Schul- und 
Verwaltungsgebäuden, einer Turnhalle und Dienstwohnun­
gen für den Justizvollzug zu nutzen, da im Bereich des Groß­
raums Hannover noch ein erheblicher Bedarf an offenen 
Haftplätzen bestand. Die neue Anstalt ist für erwachsene 
Gefangene zuständig, die zu Freiheitsstrafen von nicht mehr 
als 18 Monaten verurteilt sind und die erwarten lassen, daß 
sie die Möglichkeiten des offenen Vollzuges nicht zur Flucht 
oder zu neuen Straftaten mißbrauchen werden. 

Bisher mußten diese Gefangenen, auch wenn ihre Fami­
lien in Hannover oder in einem der umliegenden Orte wohn­
ten, ihre Strafen zumeist in entfernter gelegenen Anstalten 
verbüßen. Zukünftig wird also auf die familiären Bindungen 
der Gefangenen mehr Rücksicht genommen werden kön­
nen, außerdem sollen Gefangene nach Möglichkeit als Frei­
gänger an ihren bisherigen Arbeitsstellen tätig bleiben kön­
nen. 

In der Justizvollzugsanstalt Burgdorf sind 50 Bedienstete 
tätig, darunter fast 30, die schon im ehemaligen Backhau­
senhof erzieherisch oder in der Verwaltung gearbeitet ha­
ben. Mit ihrer übernahme in den Vollzugsdienst konnten so­
ziale Härten, die durch die Schließung des Backhausenho­
fes hätten entstehen können, vermieden werden. Sie sind in 
Lehrgängen und in praktischer Unterweisung an anderen 
Justizvollzugsanstalten auf ihre neuen Aufgaben vorbereitet 
worden. Die übrigen Bediensteten sind von benachbarten 
Justizvollzugsanstalten nach Burgdorf versetzt worden. 

Justizminister Remmers erklärte hierzu: "Die Einrichtung 
offener Vollzugsanstalten hat sich bewährt. In ihnen können 
sich Gefangene, die das ihnen entgegengebrachte Vertrau­
en verdienen, besser als im geschlossenen Vollzug auf das 
Leben in Freiheit vorbereiten. Nachteile der Inhaftierung, die 
für' die Angehörigen oder das Berufsleben entstehen, kön­
nen erheblich gemindert werden. Wir werden auf diesem 
Weg fortfahren. In absehbarer Zeit werden folgende weitere 
Plätze des offenen Vollzugs entstehen: 

10 für weibliche Gefangene in Vechta, 
25 in Osnabrück, 
15 in Nienburg und 
20 in Uelzen." 

(Pressemitteilung des Niedersächsischen Ministers der 
Justiz vom 12. Februar 1986) 
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Kriminalpolitische Erprobung bei der 
Gerichtshilfe und Bewährungshilfe in 
Niedersachsen 
a) Gemeinnützige Arbeit statt Haft 

Der Modellversuch "Tilgung uneinbringlicher Geldstrafen 
durch freie Arbeit" hat sich in Niedersachsen landesweit gut 
bewährt. Jährlich werden auf diese Weise mindestens ca. 
150 Haftplätze erspart. "Der Modellversuch trägt wesentlich 
zur sozialen Integration bei: arbeitslose Verurteilte konnten 
in einzelnen Fällen durch die Arbeit sogar zu einem Dauer­
arbeitsplatz finden." Dies erklärte der Niedersächsische 
Minister der Justiz Walter Remmers bei einem Pressege­
spräch am 14.02.1986 in derniedersächsischen Landesver­
tretung beim Bund in Bonn. 

Ausgangspunkt für den im Mai 1983 begonnenen und 
dann stufenweise ausgebauten Modellversuch waren Nie­
dersachsens überfüllte Justizvollzugsanstalten, in denen 
immer mehr Geldstrafenschuldner ihre "Ersatzfreiheitsstra­
fe" verbüßen mußten. Der Modellversuch bietet zahlungs­
unfähigen Geldstrafenschuldnern die Möglichkeit, die Voll­
streckung der Ersatzfreiheitsstrafe durch eine gemeinnützi­
ge und unentgeltliche Tätigkeit abzuwenden. Beschäfti­
gungsgeber sind insbesondere Kirchen, Wohlfahrtsverbän­
de, Sportvereine und Naturschutzorganisationen, die ~uf­
grund der guten Zusammenarbeit in großer Anzahl gemein­
nützige Einsatzbereiche unterschiedlichster Art zur Verfü­
gung stellen. 

Allein im Jahre 1985 haben in Niedersachsen 1.286 Per­
sonen ihren Arbeitseinsatz erfolgreich geleistet und schon 
dadurch über 29.500 Hafttage erspart. Für die gesamte bis­
herige Laufzeit des Modellversuchs ergibt sich eine Summe 
von über 100.000 ersparten Hafttagen: denn viele Geldstra­
fenschuldner zahlten durch Vermittlung der Gerichtshelfer 
(Sozialarbeiter/-pädagogen bei den Staatsanwaltschaften) 
doch noch bzw. vereinbarten Ratenzahlungen; auch da­
durch konnten sie die Vollstreckung der Ersatzfreiheitsstrafe 
im Rahmen dieser Erprobungsmaßnahme abwenden. Die 
Zahl der Verurteilten, die eine Ersatzfreiheitsstrafe im nie­
dersächsischen Justizvollzug verbüßen müssen, ist insge­
samt erheblich zurückgegangen. 

Justizminister Walter Remmers führt die Erfolge dieses 
Modellversuchs wesentlich auf die engagierte Arbeit der 
Gerichtshelfer und der Rechtspfleger bei den örtlichen 
Staatsanwaltschaften zurück, die in enger Zusammenarbeit 
auch mit den Beschäftigungsgebem den Verurteilten helfen 
würden, sozial nachteilige Auswirkungen der Ersatzfrei­
heitsstrafe zu vermeiden. 

b) Ausbildungs- und Beschäftigungsprojekte für arbeits­
lose Probanden der Bewährungshilfe 

Von den über 13.000 in Freiheit betreuten Probanden der 
Bewährungshilfe (Straftäter, deren Freiheitsstrafe von An­
fang an oder deren Strafrest zur Bewährung ausgesetzt ist) 
sind in Niedersachsen im Landesdurchschnitt 60 % arbeits­
los. 

Die uneingeschränkt guten Erfahrungen bei den Um­
schuldungslehrgängen zum Koch und Schuhmacher sowie 
einem Gartenbauprojekt im Landgerichtsbezirk Hannover 

ermutigen zu einem landesweiten Ausbau dieser in der Bun­
desrepublik Deutschland bisher einmaligen Ausbildungs­
und Beschäftigungsprojekte bei der Bewährungshilfe. 7 
Projekte sind bereits entstanden, 10 in der konkreten Aus­
bau phase; weitere 15 sollen nach dem derzeitigen Pla­
nungsstand folgen - jeweils für 15 bis 20 Teilnehmer. 

Im Rahmen der Beschäftigungsinitiative der Niedersäch­
sischen Landesregierung sind bisher in enger Zusammen­
arbeit mit der Arbeitsverwaltung 29 ABM-Kräfte als Projekt­
mitarbeiter bei den Landgerichten angestellt worden. Sie 
sollen in den örtlichen Büros der Bewährungshilfe zusam­
men mit Arbeitsverwaltung und sog. Maßnahmeträgern 
(Wohlfahrtsverbände, kirchliche Träger, Innungsverbände, 
Einrichtungen der Erwachsenenbildung, Naturschutzorga­
nisationen, Freie Träger der Straffälligen hilfe) solche Pro­
jekte entwickeln und aufbauen helfen. Hierbei handelt es 
sich vor allem um Beschäftigungsprojekte im Rahmen der 
Maßnahme "Arbeiten und Lernen", um qualifizierende be­
rufliche Umschulung nach dem Arbeitsfärderungsgesetz 
sowie berufspraktische Fortbildung und Tätigkeit. 

Die Projektmitarbeiter sind Sozialarbeiter/Sozialpädago­
gen, die aufgrund einer mehrwöchigen Einführungsphase 
bei den örtlichen Arbeitsämtern zusätzliche Erfahrungen 
und Kenntnisse für ihre Tätigkeit im Bereich der Bewäh­
rungshilfe mitbringen. 

Justizminister Walter Remmers: Auch bei den "Ausbil­
dungs- und Beschäftigungsprojekten für arbeitslose Pro­
banden der Bewährungshilfe" geht die Justiz völlig neue 
Wege. Ein solches arbeitsmarkt- wie auch kriminalpolitisch 
bedeutsames Vorhaben setzt die engagierte Mithilfe aller 
Beteiligten voraus. Denn wir wollen dem Kreislauf zwischen 
Straffälligkeit und Arbeitslosigkeit entgegenwirken und die 
Zahl der zu vollstreckenden Freiheitsstrafen noch mehr 
senken. 

(Pressemitteilung des Niedersächsischen Ministeriums 
der Justiz vom 14. Februar 1986) 

Walter Remmers: Mangel an Haftplätzen im 
Strafvollzug überwunden! 

Anläßlich der Haushaltsdebatte erklärte der Nieders. Ju­
stizminister Walter Remmers im Niedersächsischen Land­
tag: "Das Vertrauen des Bürgers in die Rechtspflege wird 
sehr wesentlich mitgeprägt von seinen Erwartungen an die 
öffentliche Sicherheit. Er hat ein Recht auf Schutz vor Ge­
walt und Willkür. Das wirksamste Mittel ist deren Verhinde­
rung. Doch dies wird nur unvollkommen gelingen, solange 
wir Menschen sind. Deswegen brauchen wir den Strafvoll­
zug. Der Strafvollzug bewirkt in zweifacher Hinsicht Sicher­
heit: er schützt vor gefährlichen Straftätem, indem er sie ver­
wahrt, und er versucht darüber hinaus, den Straftätern ihre 
Gefährlichkeit zu nehmen, indem er sie resozialisiert. Letz­
teres ist die wichtigste Aufgabe, weil sie nicht nur den Inter­
essen der Gesellschaft dient, sondern auch dem Postulat der 
Unantastbarkeit der Menschenwürde. 

Wir haben im Vollzug eine Zeitlang schwer gegen den An­
stieg der Gefangenenzahlen und den damit einhergehenden 
Mangel an Haftplätzen zu kämpfen gehabt. Dies war der 



Resozialisierung nichtförderlich. Nun sind wir über den Berg. 
Nicht zuletzt dank unserer Bemühungen, den Freiheitsent­
zug auf das Notwendige zurückzuführen (u.a. durch die 
Möglichkeit für Verurteilte, ihre Ersatzfreiheitstrafe durch 
gemeinnützige Arbeit abzuwenden, von der in großem Um­
fang Gebrauch gemacht wird, und die mindestens 150 Haft­
plätze im Jahr erspart), konnte die Zahl der Gefangenen ge­
genüber dem Vorjahr um ca. 6 % gesenkt werden. Dies al­
lein ist schon ein sehr erfreuliches Ergebnis. Wir haben da­
rüber hinaus die Haftplätze erheblich vermehrt und werden 
sie weiter vermehren. Vor wenigen Tagen, nämlich ab 1. 1. 
1986, haben wir vom Stephanstift das ehemalige Jugend­
heim "Backhausenhof" übernommen und daraus die JVA 
Burgdorf gemacht. Es sind auf diese Weise 150 Haftplätze 
für Freigänger im Großraum Hannover entstanden - ein für 
uns enormer Gewinn, nicht nur wegen der Größe, sondern 
vor allem wegen der Vollzugsart. Freigang will zu einem ver­
nünftigen Gebrauch der Freiheit vorbereiten und ist gerade 
im Umfeld der Großstädte zur Verminderung des Rückfalls 
besonders wichtig. Die Neubauten des Berufsausbildungs­
zentrums Hannover, der JVA Uelzen sowie einige kleinere 
Baumaßnahmen gehen ihrer Vollendung entgegen. Insge­
samt werden wir dann mehr als 500 zusätzliche Haftplätze 
haben. Wer dann noch meint, wir täten zu wenig für den 
Strafvollzug, der treibt entweder billige Polemik oder hatjeg­
lichen Sinn für die Realität verloren. Ich muß dies mit aller 
Entschiedenheit sagen, weil wir ja nicht nur neue Anstalten 
bekommen, sondern zugleich auch das notwendige Perso­
nal. So sind allein für den Strafvollzug in diesem Haushalt 
165 neue Stellen vorgesehen, und diese Stellen sind durch­
strukturiert. Dies ist eine schon fast überproportionale Lei­
stung zugunsten des Strafvollzuges. Doch damit nicht ge­
nug: alles, was wir in den letzten Jahren begonnen haben, 
um den niedersächsischen Strafvollzug für viele Bundeslän­
der schon fast vorbildlich erscheinen zu lassen, wird fortge­
setzt!" 

(Pressemitteilung des Niedersächsischen Ministers der 
Justiz - Presse- und öffentlichkeitsarbeit - vom 27. Januar 
1986) 

Verbrechensbekämpfung: Der Beitrag des 
niedersächsischen Justizvollzuges 

Neben der Staatsanwaltschaft und den Gerichten (vgl. 
Presseerklärung vom 17. und 24. Januar 1986) leistet auch 
der niedersächsische Strafvollzug einen wesentlichen Bei­
trag bei der Verbrechensbekämpfung. In Niedersachsen 
gibt es gegenwärtig 49 verschiedene Einrichtungen des Ju­
stizvollzugs, in denen durchschnittlich 5830 Gefangene ein­
sitzen (davon ca. 1000 Untersuchungsgefangene). In die­
sen Anstalten sind ungefähr 2950 Bedienstete tätig (neben 
dem allgemeinen Vollzugs- und dem Verwaltungsdienst 
auch Sozialarbeiter, Lehrer, Psychologen, Werkmeister, 
Ärzte und Anstaltsgeistliche). Neben dem geschlossenen 
Vollzug (etwa 4900 Plätze) gibt es Einrichtungen des offe­
nen Vollzuges. Niedersachsen hat auch 3 Jugendstrafan­
stalten: Hameln, Göttingen und Vechta, ferner eine Anstalt 
für weibliche Gefangene. Allerdings sind 84 % aller Verurtei­
lungen bei Erwachsenen Geldstrafen. Von den 16% Frei­
heitsstrafen werden nur ca. 6 - 8 % von Anfang an im Straf­
vollzug vollstreckt. 
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Mit diesen Zahlen allein ist noch nicht umschrieben, was 
der Strafvollzug zur Verbrechensbekämpfung leistet, was er 
bezweckt und wie seine Erfolge zu bewerten sind. Sühne, 
Vergeltung, Abschreckung - aber auch Schutz der Allge­
meinheit vor weiteren Straftaten - sind häufig Antworten auf 
die Frage, was Ziel des Strafvollzuges sei. Das Strafvoll­
zugsgesetz von 1976 hat einen deutlichen Wandel eingelei­
tet: Vorrangiges Ziel des Strafvollzuges ist es, den Straftäter 
wieder in die Rechtsgemeinschaft einzugliedern und damit 
Rückfallkriminalität zu vermindern bzw. zu verhindern. Das 
Jugendgerichtsgesetz fordert dies ebenso für den Jugend­
strafvollzug . 

"Der Strafvollzug erfüllt", erklärte hierzu der Nieders. Ju­
stizminister Walter Remmers, "neben dem Schutz der All­
gemeinheit auch eine soziale Aufgabe. Dem Gefangenen 
sind übungsfelder anzubieten, durch die er Selbständigkeit 
und Eigenverantwortlichkeit lernen kann. Dabei ist zu be­
rücksichtigen, daß eine große Anzahl der Gefangenen keine 
genügende schulische oder berufliche Ausbildung aufzu­
weisen hat. Im Strafvollzug werden daher vorrangig schuli­
sche und berufliche Ausbildungen angeboten. Auch dem 
Arbeitseinsatz der Gefangenen kommt ein hoher Stellen­
wert zu, da die Wiedereingliederung des Verurteilten nur ge­
lingen kann, wenn er den Anforderungen am späteren Ar­
beitsplatz gewachsen ist. Daneben gibt es eine Reihe so­
zialpraktischer übungskurse sowie Sport und Freizeittrai­
ning, aber auch soziale Hilfen. Sie sollen den Gefangenen in 
die Lage versetzen, seine persönlichen und wirtschaftlichen 
Angelegenheiten selbst zu ordnen und zu regeln. Besonde­
res Gewicht erlangt dabei die Entlassungsvorbereitung. " 

In der öffentlichkeit werden immer wieder die Vollzugs­
lockerungen kritisiert (Ausgang, Freigang, Urlaub). Gerade 
diese Maßnahmen dienen dem Ziel, den Gefangenen auf 
die Zeit nach seiner Entlassung vorzubereiten. In jedem Ein­
zelfall wird geprüft, ob solche Maßnahmen verantwortet 
werden können. Wenn Mißbrauch zu befürchten ist, wird der 
Sicherheit Vorrang eingeräumt. Insgesamt betrachtet läßt 
sich jedoch feststellen, daß sich Vollzugslockerungen be­
währt haben. 

(Pressemitteilung des Niedersächsischen Ministers der 
Justiz vom 7. Februar 1986) 
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Ft:tr Sie gelesen 
Breyten Breytenbach: Wahre Bekenntnisse eines Albino-Ter­
rorlsten. Deutsch von Dietlinde Haug und Sylvia Oberlies. Kiepen­
heuer und Witsch. Köln 1984. 564 S. DM 44,-

Viele werden weder mit dem Namen des Verfassers noch 
mit dem Titel des Buches allzuviel anfangen können. Sie 
werden sich fragen, was es mit dem Strafvollzug zu tun hat­
natürlich nicht wissend, daß hier ein Autor nicht nur, aber 
auch über seine Erfahrungen mit dem südafrikanischen 
Strafvollzug berichtet, über sieben Jahre Haft (1975 bis 
1982). Wer weiß schon, daß es kaum ein bedeutenderes lite­
rarisches Zeugnis vom Strafvollzug jenes Landes gibt, eines 
Landes, das in den Abgrund eines Bürgerkrieges zu geraten 
droht, wenn es sich nicht schon darin befindet? Aus Breyten­
bachs Buch kann man viel über die innere Lage Südafrikas 
erfahren, dessen weiße Bürger und Anhänger der Rassen­
trennung (Apartheid) mehr und mehr dazu übergegangen 
sind, sich in einer Art Wagenburg zu verschanzen, sich dort 
den Ansprüchen auf Gleichberechtigung, Protesten und mi­
litanten Aktionen ihrer farbigen Mitbürger zu erwehren. Der 
Verfasser macht keinen Hehl daraus, daß er aufder Seite 
der Unterdrückten steht, deren Sache als die gerechte Sa­
che verficht. Entschiedener noch als Nadine Gordimer (die 
schon deutlich genug geworden ist) ergreift er die Partei der 
Schwarzen, der Farbigen. Er wird damit zum "Albino" unter 
den Weißen. Es bleibt nicht beim Eintreten in Wort und 
Schrift für die Gleichberechtigung, gegen die Apartheid. 
Breytenbach unterhält Kontakte mit Vertretern oppositionel­
ler, ja illegaler Gruppen; er geht eine Ehe mit einer Vietna­
mesin ein und fällt damit unter das südafrikanische "Un­
zuchtgesetz" . Seine Kontakte, die Schärfe seiner Kritik an 
den Zuständen in Südafrika stempeln ihn aus offizieller Sicht 
geradezu zum "Staatsfeind" . Und damit beginnt gleichsam 
die Geschichte, die er in seinem Buch erzählt: seine Verhaf­
tung durch die politische Polizei, sein Prozeß - und eben die 
sieben Jahre Haft in südafrikanischen Gefängnissen. 

Wer ist Breyten Breytenbach? 1939 wurde er in der Kap­
Provinz in Südafrika geboren. Nach dem Abitur begann er 
sein Studium an der Kunstakademie in Kapstadt. Aber recht 
bald engagierte er sich politisch, wandte sich öffentlich ge­
gen die Rassengesetze. Er gab sein Studium auf und ging 
ins Ausland. 1961 ließ er sich in Paris nieder. Dort lebt er 
seither als Maler und Dichter. Seine Absage an das System 
der Rassentrennung, das Regime in Südafrika ließ ihn dort 
unerwünscht erscheinen: Er durfte südafrikanische litera­
turpreise nicht persönlich in Empfang nehmen. Nur einmal, 
1972, gestattete man ihm, ins Land einzureisen, um an einer 
Literatur-Tagung teilnehmen zu können; in diesen drei Mo­
naten mußte er sich aller pOlitischer Aktivitäten enthalten. 
Nach seiner Rückkehr in seine Wahlheimat gründete er in 
Paris einen politischen Verband, die "Okhela"-Gruppe, die 
sich die Befreiung Südafrikas vom Apartheid-Regime zum 
Ziel setzte. Als Breytenbach 1975 unerlaubt, unter falschem 
Namen, nach Süd afrika einreiste, wurde er festgenommen; 
man fand Unterlagen der "Okhela"-Gruppe bei ihm und 
machte ihm den Prozeß. Wegen terroristischer Aktivitäten 
angeklagt, wurde er in einem aufsehenerregenden Prozeß 
zu neun Jahren Gefängnis verurteilt. Breytenbach war 
schon damals ein berühmter Mann; man fragte sich, was ihn 
wohl dazu bewogen hatte, sich in solcher Weise mit dem 
südafrikanischen Staat anzulegen. Eine vorzeitige Entlas­
sung wollten ihm die Behörden verwehren. Auf internationa-

len Druck vieler Schriftstellerverbände und der französi­
schen Regierung hin wurde er dann doch im Dezember 
1982 entlassen. Sein jetziges Buch ist eine Frucht jener Er­
fahrungen. 

Man erfährt aus ihm sehr viel über die Lebens- und Über­
lebenstechniken in südafrikanischen Gefängnissen, dar­
über, wie sich Gefangene in der Situation der Isolierung mit­
einander verständigen, welche Verstecke die Gefangenen 
für (illegale) Gegenstände benutzen, daß die dortige Ge­
fängniswelt von Banden bestimmt wird (die Macht und Kon­
trolle über Mitgefangene - bis hin zu deren Folterung und 
Tötung - ausüben), wie sich Gewalt gegen Aufseher und 
Mitinsassen (besonders gegen diese), aber auch - im Wege 
der Selbstverstümmelung .und des Selbstmordes - gegen 
sich selbst richtet, wie zum Tode Verurteilte ihre letzte Zeit 
vor der Hinrichtung erleben. Da bleibt kaum ein Bereich der 
'Innenseite' des Strafvollzugs ausgespart. Es ist eine ge­
waltbeherrschte, unmenschliche Welt, die uns da vorgeführt 
wird; sie zeigt uns, wie alle in das System verstrickt sind, die 
Bediensteten und die Insassen. "Kernstück des südafrikani­
schen Gefängnissystems ist die Aberkennung der Men­
schenwürde des 'anderen' - und darin spiegelt es nur den 
größeren südafrikanischen Kosmos wider: aus diesem 
Grund sind die Machthaber, die sich für überlegen halten, 
zwangsläufig moralisch heruntergekommen" (S. 400). 

Einen Vorgeschmack auf den Inhalt des Buches vermittelt 
schon der Schutzumschlag; auf ihm ist ein Gemälde Brey­
tenbachs abgebildet, das 1975 im Hochsicherheitsgefäng­
nis von Pretoria entstanden ist, in dem der Verfasser die bei­
den ersten Jahre in strenger Einzelhaft verbringen mußte. 
Es zeigt einen nackten Gefangenen, der in einer kahlen Zei­
le wehrlos der Polizei, seinen Aufsehern ausgeliefert ist. In 
der Tat handeln große Teile des Buches von den Erfahrun­
gen und Erlebnissen des Häftlings Breytenbach, die freilich 
mit außerordentlichen literarischen Mitteln beschrieben wer­
den, gleichsam dichterisch überhöht dargestellt sind. Da 
setzt denn auch die Frage des Lesers ein, was davon Bericht 
und Dokument eines Überlebenden ist (wie viele politische 
Gefangene aus südafrikanischen Gefängnissen nie wieder­
gekehrt sind, weiß man nicht) und was literarisch verfrem­
det. Aber auch wer manches auf das Konto einer gesteiger­
ten Wahrnehmungs- und Erlebnisfähigkeit, der bemerkens­
werten Sprach kraft des Verfassers setzt, wird bei längerem 
Lesen erkennen müssen, wie genau Breytenbach die Per­
sonen und ihre Handlungen, die Ereignisse beschreibt, die 
ihm widerfahren. Dichterische Einschübe verstärken nur 
den bewegenden Eindruck, der vom ganzen Buch ausgeht 
und den Leser nicht mehr losläßt. Es ist ein Buch, das einmal 
mehr Zeugnis davon ablegt, was aus einer Gesellschaft, ei­
nem Staat, seinem Strafvollzug wird, die einer Ideologie und 
ihrer Verwirklichung oder Aufrechterhaltung alles andere 
unterordnen. Der Staat begibt sich dann auf den Weg, den 
eingeschlagen zu haben er seinen Gegnern vorwirft: näm­
lich den Weg der Menschenverachtung und des Terror, aus 
dem es keinen Ausweg mehr zu geben scheint. Menschen­
leben spielen dann keine Rolle mehr; ob einer unschuldig ist, 
interessiert nicht, wo es darauf ankommt, unter allen Um­
ständen ein Geständnis zu erhalten. 

Es gibt im Buch Kapitel, die schwer erträglich sind. Ein 
Beispiel dafür bildet der Bericht über die Folter in südafrika-



nischen Zellen und Vernehmungsräumen. Der Einfallsreich­
tum beim Quälen von Menschen kennt kaum Grenzen. "Bru­
talität, polizeiliche Übergriffe, Folter - diese Methoden wer­
den in einem viel größeren Umfang und viel öfter ange­
wandt, als wir es uns bisher vorstellen konnten" (S. 514 f.). 
"Es gibt nichts - keine Ethik, keine Moral oder religiöse Ge­
bote -, was die politische Polizei oder die Kriminalpolizei in 
ihrer absoluten Macht einschränkte, mit den Häftlingen völlig 
willkürlich zu verfahren" (S. 515 f.). "Die Folter breitet sich in 
Südafrika aus" (S. 517). Breytenbach sind derart handgreif­
liche Erfahrungen erspart geblieben. Nicht erspart blieb ihm 
das Gefühl der Machtlosigkeit, bloßen Ausgeliefertseins an 
die Vernehmungsbehörden, die alle Mittel in der Hand ha­
ben, die gewünschten Aussagen zu erhalten. "Der Gefange­
ne kann gar nicht anders, als schließlich und endlich ein Ge­
ständnis abzulegen" (S. 504). Breytenbach schildert den 
Prozeß der Zerstörung und Selbstzerstörung (menschlicher 
Würde), der die Vernehmungen der politischen Polizei be­
stimmt. Und er beschreibt nicht zuletzt die Erfahrung der 
Haft, die einem erklärten "Staatsfeind" zuteil wird: "nun bist 
du der Schweinehund, der Bandit, ... der letzte Arsch" (S. 
182). In seinem Fall bestätigte sich seine Beobachtung, daß 
in südafrikanischen Gefängnissen viele Menschen landen, 
die "eigentlich niemals hätten dort sein dürfen" (S. 508). Die 
Erkenntnis eines Mitgefangenen könnte gleichsam ein Mot­
to sein, das über dem ganzen Buch steht: "Wenn niemand 
das Gesetz brechen soll, dann soll auch das Gesetz nieman­
den brechen" (S. 507). 

Heinz Müller-Dietz 

Erlch -KosthorstlBernd Walter: Konzentrations- und Strafge­
fangenenlager Im Emsland 1933-1945. Zum Verhältnis von NS­
Regime und Justiz. Darstellung und Dokumentation (Droste Ta­
schenbücher Geschichte). Droste Verlag, Düsseldorf 1985. 500 S. 
DM 29,80 

Die Veröffentlichungen über den Strafvollzug im Dritten 
Reich sind trotz einer umfangreichen zeitgeschichtlichen 
Forschung nach wie vor eher spärlich. Zum Teil mag es an 
einem Mangel von Quellen liegen; zum Teil spielen aber 
wohl auch psychologische Hemmnisse, sich mit einem der­
artig heiklen Thema zu befassen, eine Rolle. Doch besteht 
unverkennbar ein Bedürfnis dafür zu erfahren, wie es da­
mals gewesen ist. Daß die Quellenlage - jedenfalls in man­
chen Bereichen - so schlecht nicht ist, zeigt das vorliegende 
Taschenbuch, das uns ein anschauliches und durch viel Ma­
terial gestütztes Bild der Konzentrations- und Strafgefange­
nenlager im Emsland aus den Jahren zwischen 1933 und 
1945 vermittelt. Das Taschenbuch stellt gewissermaßen ei­
ne Zusammenfassung der Materalien und Informationen 
dar, welche die Verfasser in ihrem 1983 erschienenen um­
fassenden drei bändigen Werk ausgebreitet haben (vgl. den 
Hinweis in ZfStrVo 1985, S. 240). Dieses Werk läuft wegen 
seines Umfangs (und wohl auch seines Preises) Gefahr, nur 
Spezialisten zugänglich zu werden. Um so mehr muß man 
es begrüßen, daß nunmehr eine preiswerte Taschenbuch­
ausgabe vorliegt, die systematische Darstellung und Wie­
dergabe ausgewählter zeitgenössischer Dokumente verbin­
det. Die intensiven Eindrücke, die nicht zuletzt manche Do­
kumente hinterlassen, werden noch durch vier Bildteile ver­
stärkt, die in Form von Bildern, Fotografien und Skizzen 
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einen Anschauungsunterricht darüber geben, wie Gefange­
ne damals in Konzentrationslagern - die man zynischerwei­
se Schutzhaftlager nannte - und in Strafgefangenenlagern 
behandelt wurden. 

Der Band ist in fünf Teile gegliedert. Im ersten Teil geben 
die Verfasser einen Überblick über die Konzentrationslager 
im Emsland in der Zeit von 1933 bis 1936. Im zweiten Teil 
beschreiben sie die Außen lager Versen und Dalum des Kon­
zentrationslagers Neuengamme (bei Hamburg) hinsichtlich 
der Zeit von November 1944 bis März 1945. Im dritten Teil 
schildern sie die Strafgefangenenlager im Emsland von 
1934 bis 1945. Hier gehen sie zunächst auf die Entstehung 
und Entwicklung dieser Lager ein, um dann über deren Bele­
gung, die verschiedenen Gefangenenkategorien, deren Zu­
sammensetzung (nach Straftaten), Herkunft, Aufenthalts­
dauer und Verbleib der Gefangenen zu informieren; außer­
dem finden sich in diesem Zusammenhang Hinweise auf die 
Veränderungen des Strafrechtswesens im Dritten Reich. In 
einem recht ausführlichen Abschnitt beschreiben die Ver­
fasser ferner die Regelung und praktische Ausgestaltung 
des Vollzugs in den emsländischen Strafgefangenen lagern, 
die Lebensbedingungen der Gefangenen, Organisation und 
Verwaltung der Lager, das Bewachungspersonal und Miß­
handlungen der Gefangenen durch das Bewachungsperso­
nal. 

Welche Mißstände gerade in letzerer Hinsicht bestanden, 
legen die Verfasser am - abschreckenden - Beispiel des 
Obersturmbannführers und Kommandeurs Werner Schäfer 
dar, dessen Amtsführung selbst dem Reichsjustizministe­
rium Anlaß zum Einschreiten gab. Freilich endete das gegen 
ihn wegen Mißhandlung und Tötung von Gefangenen ge­
führte Verfahren wie das "Hornberger Schießen"; obwohl 
sich solche Fälle während seiner Leitung der Lager gehäuft 
hatten, wurde ihm lediglich ein Verweis erteilt; auch das 
nach 1945 gegen ihn eingeleitete Strafverfahren mußte 
mangels Beweises eingestellt werden. Andererseits spre­
chen die im Band mitgeteilten Dokumente, was die von 
Wachmannschaften begangenen Tötungen und Körperver­
letzungen anlangt, eine eindeutige Sprache. Auch wenn 
sich die Zustände in den Strafgefangenenlagern noch merk­
lich von denen unterschieden, die in den von der SS geleite­
ten Konzentrationslagern vorherrschten, dreht es einem 
buchstäblich den Magen um, wenn man liest, in welcher 
Weise Gefangene immer wieder be-, vielmehr mißhandelt 
wurden. Wie die Verfasser schreiben, ergaben die Untersu­
chungen zunächst englischer und dann deutscher Gerichte 
nach 1945, daß die Mißhandlungen schon bei der Ankunft 
der Gefangenentransporte auf dem Bahnhof begannen, und 
sich dann häufig bei der Aufnahme im Lager sowie bei allen 
anderen möglichen Anlässen (Morgenappell, Bettenkontrol­
le, Arbeitseinsatz usw.) fortsetzten (S. 371 ff.). Berichtet wird 
über Treten mit Stiefeln, Schlagen mit Gummiknüppeln, Sei­
tengewehren und Gewehrkolben; geflüchtete und wiederer­
griffene Gefangene wurden nicht selten zu Tode geprügelt. 

Im vierten Teil schildern die Verfasser die Einlieferung und 
Behandlung der "Nacht- und Nebel"-Gefangenen aus Bel­
gien und Nordfrankreich in den Lagern Esterwegen und Bör­
germoor vom Mai 1943 bis April 1944. Hier handelte es sich 
um Gefangene, die des Widerstandes (der Resistance) 
verdächtigt wurden, aber nicht zum Tode verurteilt worden 
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waren (oder werden konnten). Viele von ihnen litten in den 
lagern unter Hunger und körperlichen Mißhandlungen, ja 
starben sogar daran. Der letzte, fünfte Teil des Bandes hat 
ein nicht minder düsteres Kapitel zum Gegenstand: die Mas­
sentötung von weit über 100 Strafgefangenen im lager 
Aschendorfermoor im April 1945, die später denn auch zu 
verschiedenen Verurteilungen wegen Mordes und Tot­
schlags führte. 

Es fällt schwer, sich nach der lektüre solcher Berichte ein 
objektives, unbefangenes Urteil über den damaligen Vollzug 
in den Strafgefangenen lagern des Emslandes zu bilden. 
Auch wenn es anscheinend immer wieder Bemühungen im 
Rahmen der Justiz(verwaltung) gab, die ärgsten Mißstände 
und schlimmsten Übergriffe abzustellen, bleibt doch im gan­
zen der Eindruck haften, daß die Brutalität und der Terror 
des NS-Regimes nicht vor den lagertoren haltmachten. In­
sofern liefert der Band wertvolles Anschauungsmaterial dar­
über, in welchem Maße ein totalitärer Staat letztlich morali­
sche und menschliche Gesinnung und Gesittung zugrunde­
richtet. Es wäre zu wünschen, daß spätere Generationen, 
die jene Zeit nicht miterlebt haben, aus solchen Erfahrungen 
lernen und diese beherzigen. 

Heinz Müller-Dietz 

Günter Hesse: Die Winde Im Knast ••. und sie reden doch! Gra­
flttls aus deutschen Gefängnissen. Mit einem Vorwort von Wer­
ner Habermehl. Erweiterte Neuauflage. 2 Bände. Skarabäus-Ver­
lag. Bremen 1984. Kart. Jeder Band DM 15,-

Wandinschriften von Gefangenen gibt es in Strafanstalten 
schon lange. Sie sind weder eine Erfindung noch eine Ent­
deckung der Gegenwart. Immer wieder haben Insassen 
durch Text und Bild an Zellenwänden ihren Gefühlen Aus­
druck gegeben, ihren Unmut über Verurteilung und Haftbe­
dingungen, ihre Hoffnungen geäußert, sich auf solche Wei­
se "verewigt": Ja, solche Inschriften sind noch nicht einmal 
Besonderheiten des Strafvollzugs. Spätestens seit der sog. 
Studentenbewegung "zieren" auffordernde, kritische Texte 
öffentliche Gebäude, vor allem Universitäten und Hoch­
schulen. Manchen genügen eben die Möglichkeiten, die das 
Recht der freien Meinungsäußerung und öffentlichen 
Selbstdarstellung bietet, nicht. 

Aber die Gründe dafür, daß Gefangene Texte und Bilder 
an Zellenwänden anbringen, sind doch anderer Natur. Wird 
doch ein solches Verhalten gerade durch die Besonderheit 
des zwangsweisen Freiheitsentzuges begünstigt. Wenn au­
ßerhalb der Mauern vielfache Möglichkeiten der Äußerung 
und Abreaktion bestehen, dann sieht es insoweit im Straf­
vollzug doch anders aus. Das belegen einmal mehr die zahl­
reichen Grafitti, die der Herausgeber, der selber über Voll­
zugserfahrung verfügt, gesammelt hat. Es sind nicht nur die 
Belastungen durch Strafverfahren und Verurteilung, die hier 
zur Sprache kommen, sondern gerade die Einschränkun­
gen und Entbehrungen, die aus der Haftsituation selbst fol­
gen. Beziehungen zu Frauen, Fragen der Sexualität neh­
men einen breiten Raum ein. Aber im Vordergrund steht 
doch die überaus kritische Auseinandersetzung mit Straf­
verfahren, Strafurteil und Strafvollzug. Da zögern manche 
Schreiber nicht, Vergleiche zwischen der heutigen Justiz 

und den Verhältnissen im "Dritten Reich" zu ziehen. Wenn 
man alles wörtlich nehmen wollte, was so an Zellenwänden, 
manchmal auch in Büchern steht, die aus der Gefangenen­
bücherei entliehen worden waren! Da mischt sich Drasti­
sches mit Einfältigem, Unflätiges mit Witzigem. Nicht selten 
haben andere Insassen noch ihre Kommentare zu den Tex­
ten geschrieben, die sie bereits vorfanden. Das mutet dann 
wie ein Gespräch an - das es dann aber letztlich doch nicht 
ist. In den meisten Fällen ist der Entlastungscharakterder In­
schriften und Bilder - psychologisch gesehen - offenkundig. 
Auffallend sind die vielen Rechtschreibmängel; manchmal 
verraten sie mehr von Versäumnissen in Kindheit und Ju­
gend als die Texte selbst. 

Einige Kostproben mögen für die Vielzahl der Beispiele 
stehen, die sich in den beiden Bänden finden (etwaige Feh­
ler sind hier berichtigt): 

- Weißt du, wie lange Richter leben? Klar, genau wie kurze. 

- Es ist ein kleiner Schritt vom Bürger zum Straftäter. 
Aber es gibt keinen Weg zurück vom Kriminellen zum Nor­
malbürger. 

- Ruhe und Rast - das ist der ganze Knast. 

- Die Strafjustiz bewegt viel- und bewirkt nichts. 

- Lieber 'ne Dicke im Bett als 'ne Runde im Lokal. 

- Die Justiz ist die größte Erfindung, die den Menschen je-
mals mißglückt ist. 

- Die Würde des Menschen ist unfaßbar. 

- Hier im Knast lernt man alles. 

- Wenn die Gesellschaft uns nicht haben will und immer wie-
der ausstößt, was sollen wir dann mit der Gesellschaft? 

Heinz Müller-Dietz 

Hans-AI'fred Herchen eHrsg.): Aspekte der Sozialpädagogik. 
Reader. Haag + Herehen Verlag. Frankfurt a.M. 1983.236 S. DM 
28,80 

Der Reader faßt elf Beiträge zu verschiedenen Themen 
der Sozialpädagogik zusammen. Dadurch soll den Autoren 
des Verlags Gelegenheit gegeben werden, "ausgewählte 
Arbeiten vorzustellen und auch Zeitschriftenartikel in Buch­
form erscheinen zu lassen" (S. 7). Die Verfasser sind bisher 
durchweg mit einschlägigen Veröffentlichungen auf unter­
schiedlichen Arbeitsfeldern der Sozialpädagogik hervorge­
treten und auf diesen Gebieten tätig. Dies läßt auch der Au­
torenspiegel am Schluß des Readers (S. 225 ff.) erkennen. 
Im einzelnen enthält der Sammelband Beiträge zu Grund­
satzfragen der Sozialpädagogik: 

- Bernd Bühner: Anmerkungen zum theoretischen Defizit 
der Sozialpädagogik (S. 9 ff.); 

- Heinrich Kronen: Sozialpädagogik (S. 81 ff.; es handelt 
sich um einen Zeitschriften aufsatz von 1978); 

- Gerd Krüger: Für eine rationale Sozialpädagogik 
(S. 105 ff.). 

Neben diesen Arbeiten, die der Bestimmung von Aufgabe 
und Standort der heutigen Sozialpädagogik dienen und teil­
weise sogar allgemeinwissenschaftliche Fragen aufwerfen, 



sind im Reader noch etliche spezielle Beiträge abgedruckt. 
Hervorzuheben sind namentlich diejenigen, die der Jugend 
erziehung und Jugendarbeit im weiteren Sinne gelten: 

- Paul Fringes: Aggressive Freizeitaktivitäten im Jugendal­
ter - Eine pädagogische Deutung (S. 25 ff.); 

- Peter Stöger: Dialogverständnis bei Paul Freire - päd­
agogische und anthropologische Anmerkungen -
(S. 159 ff.); 

- Helmut Vent: Letztentscheidungsrecht des Sozialarbei­
ters bei der Konkretisierung von Einschätzungsbegriffen 
im Bereich der Jugendhilfe? (S. 207 ff.). 

Auch die Lebenslaufforschung, die in letzter Zeit verstärk­
tes Interesse gefunden hat, kommt zu Wort: 

- Ludger Veelken: Dialektische Identität - Anregungen zur 
Sozialisations- und Lebenslaufforschung für Sozialpäd­
agogik und soziale Geragogik (S. 187 ff.). 

Arbeiten, die speziell den Bereichen der Sonderpädago­
gik und dem Strafvollzug gewidmet sind, sind im Band nicht 
vertreten. Überhaupt ist die grundsätzliche und theoretische 
Ausrichtung etlicher Beiträge unverkennbar. Derjenige, dem 
an solchen Fragestellungen gelegen ist, wird bei der Lektüre 
gewiß neue Erfahrungen sammeln können. 

Heinz Müller-Dietz 

Marla A. Eder-Rleder: DIefreiheitsentziehenden vorbeugenden 
Maßnahmen - Eine Betrachtung In materiellrechtlicher, pro­
zessualer und vollzugsrechtlIcher Sicht. Manzsche Verlagsc und 
Universitätsbuchhandlung. Wien 1985. Kartoniert. XXXVI/355 S. 
öS675,-

Gleichzeitig mit dem erneuerten Strafgesetzbuch für die 
Bundesrepublik trat am 1.1.1975 auch in Osterreich ein neu­
es Strafgesetzbuch in Kraft. Ebenso wie bei uns gibt es dort 
die Zweispurigkeit von Strafen und Maßnahmen (Maßre­
geln). Doch ist dort zusätzlich zu den Maßregeln der Unter­
bringung in einem psychiatrischen Krankenhaus oder einer 
Entziehungsanstalt (§§ 21, 22 Osterr. StGB) auch eine Vor­
schrift über die "Unterbringung in einer Anstalt für gefährli­
che Rückfalltäter" (§ 23 Osterr. StGB) in Kraft getreten. Da­
mit ist für unser Nachbarland die auch für die Bundesrepu­
blik vorgesehene Maßregel der Sozialtherapie Wirklichkeit 
geworden, während die in § 65 unseres StGB enthaltene Be­
stimmung über die sozialtherapeutische Anstalt bekanntlich 
nie Wirksamkeit erlangt hat und zum 1.1 .1985 aufgehoben 
wurde. 

Die Verfasserin beschreibt zunächst die historische Ent­
wicklung in Osterreich und stellt im Anschluß daran die auch 
bei uns eingeführten Maßregeln der Unterbringung in einem 
psychiatrischen Krankenhaus und in einer Entziehungsan­
stalt dar. Es folgt die Beschreibung der "sozialtherapeuti­
schen" Maßregel. Alsdann erörtert sie ausführlich die pro­
zessualen Aspekte derfreiheitsentziehenden Maßregeln. In 
einem fünften, letzten Teil wird der Vollzug dieser Maßregeln 
(S. 289-344) beschrieben. Dort findet der Leser einen Erfah­
rungsbericht über die auch in unserem Lande durch Veröf­
fentlichungen von Sluga und Gratz näher bekannt geworde­
ne Sonderanstalt Mittersteig und ebenso über die Sonder­
anstalten Wien-Favoriten (Entziehungsanstalt) und Sonn-
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berg. Es schließt sich eine Darstellung der Zuständigkeit und 
der Aufgaben des Vollzugsgerichts sowie der Zusammenar­
beit zwischen Anstalt, Sachverständigen und Gericht an. 
Auch die Verfahren nach der bedingten Entlassung, insbe­
sonderedie Nachbetreuung, sind dargestellt. Das Buch un­
terrichtet umfassend über die rechtliche und tatsächliche La­
ge in unserem Nachbarland und ermöglicht reizvolle Ver­
gleiche mit den Regelungen in der Bundesrepublik. 

K. P. Rotthaus 

Strafgesetzbuch mit Einführungsgesetz, Wehrstrafgesetz, 
Wirtschaftsstrafgesetz, B8täubungsmlttelgesetz, Auszügen 
aus dem Jugendgerichtsgesetz und OrdnungswIdrIgkeitenge­
setz sowie anderen Vorschriften des Nebenstrafrechts. Text­
ausgabe mit ausführlichem Sachregister und einer Einführung von 
Hans-Heinrich Jescheck. 21. Auflage. Stand: 1. März 1985 (Beck­
Texte im dtv, Band 5007). Deutscher Taschenbuchverlag. München 
1985.295 S. Kart. DM 6,80 

In der längst eingeführten und bewährten Reihe der Ge­
setzestexte, die vom Beck Verlag redaktionell betreut und 
vom Deutschen Taschenbuch Verlag herausgebracht wer­
den, ist nunmehr wieder eine Neuauflage des Strafgesetz­
buchs erschienen. Sie enthält, wie schon der Titel zum Aus­
druck bringt, weitere einschlägige Gesetze oder zumindest 
Auszüge aus solchen Gesetzen. Die neue Ausgabe berück­
sichtigt namentlich die Neufassung der Betäubungsmittel­
Verschreibungs-Verordnung sowie die Änderungen des 
JGG, EGStGB und des Wirtschaftsstrafgesetzes. Die Be­
nutzung wird dem Leser wie bei früheren Auflagen auch jetzt 
durch eine knappe, aber übersichtliche Einführung und ein 
Sachregister erleichtert. Die handliche, preiswerte Ausgabe 
ist Theorie und Praxis gleichermaßen zu empfehlen; sie eig­
net sich nicht zuletzt recht gut für Zwecke der Ausbildung. 
Störend wirkt für die Benutzung nur, daß die jüngsten Ände­
rungen des StGB und des Ordnungswidrigkeitengesetzes, 
welche die Ausgabe auf den Stand vom 1 . August 1985 brin­
gen, nur in Form eines lose beigelegten Nachtrags berück­
sichtigt werden konnten. 

Heinz Müller-Dietz 

Monlka Ritz: Reaktionen der Vollzugsverwaltung auf Straftaten 
von Gefangenen unter vergleichender Berücksichtigung der 
Reaktionen auf Ordnungsverstöße. Vollzugsziel und Vollzugs­
praxis (Geistes- und sozialwissenschaftliche Dissertationen 67). 
Hartmut Lüdke Verlag. Hamburg üetzt Perspol Verlag Hamburg) 
1984. 454S. 

Empirische Untersuchungen zu Straftaten und Ordnungs­
verstößen Gefangener sind - jedenfalls was den deutschen 
Strafvollzug betrifft - bisher Mangelware. Zwar liegt statisti­
sches Material über Disziplinarmaßnahmen vor, wie etwa 
die umfassende Erhebung von Dünkel und Rosner (2. Aufl. 
1982) zeigt. Doch fehlt es weitgehend an Informationen dar­
über, wie Mitarbeiter der Anstalt, Vollzugsverwaltung und 
Justiz auf Ordnungsverstöße, namentlich jedoch strafbare 
Handlungen, die innerhalb der Mauern begangen werden, 
reagieren. Bekanntlich schließt das StVollzG Disziplinar­
maßnahmen und Kriminalstrafen in bezug auf dasselbe Ver­
halten keineswegs aus (§ 102 Abs. 3). Schon deshalb ist es 
zu begrüßen, daß die Verfasserin der vorliegenden Arbeit es 
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unternommen hat, jenem Fragenkreis im Wege einer Befra­
gung von Aufsichtsbediensteten und Insassen der bei den 
Hamburger Vollzugsanstalten Straf- und Verwahranstalt 
Fuhlsbüttel und Strafanstalt Neuengamme nachzugehen. 
Daß in die Erhebung zwei Anstalten verschiedenen Typs 
einbezogen wurde, sollte Vergleiche ermöglichen. Die Ver­
fasserin hat Befragungsergebnisse durch Auswertung von 
Akten ergänzt; dieses Verfahren erlaubte zugleich eine Art 
objektiver Kontrolle der Antworten. 

Diese mit einem erheblichen Aufwand (und theoretischem 
Anspruch) durchgeführte Untersuchung hat bemerkenswer­
te Ergebnisse zutage gefördert. Was die sog. anstaltsexter­
nen Reaktionen anlangt, zeichnete sich das Bestreben so­
wohl von Anstaltsleitern als auch von Justizbehörde und 
Staatsanwaltschaft ab, eine erneute Strafverfolgung mög­
lichst zu vermeiden, d.h. man-war sichtlich bemüht, die Sa­
che im Wege eines Disziplinarverfahrens zu erledigen. Be­
zeichnenderweise wurden auch nur 13% der bekannt ge­
wordenen Straftaten der Justizbehörde gemeldet; bei die­
sen "besonderen Vorkommnissen" handelte es sich fast 
durchweg um Gewalttätigkeiten (gegenüber Bediensteten, 
weniger gegenüber Mitgefangenen). Von den gemeldeten 
Straftaten wurden ca. 35% der Staatsanwaltschaft gemel­
det. Wenn auch die Justizbehörde - wohl aus Gründen der 
Anstaltssicherheit und der Generalprävention - eher als die 
Anstaltsleiter bereit war, Strafanzeige zu erstatten, so übte 
sie anscheinend insoweit gleichfalls Zurückhaltung; das 
zeigt etwa der Umstand, daß sie nur in ca. 5% der aktenkun­
dig gewordenen Straftaten an einer Strafverfolgung interes­
siert war. Zu alledem stellte die Staatsanwaltschaft noch un­
gefähr 30% der angezeigten Delikte - meist im Hinblick auf 
die laufende Haftstrafe (§ 154 StPO) - ein. 

Während die Verfasserin dieses Ergebnis, d.h. die weitge­
hende Vermeidung neuer Verurteilungen, im Interesse so­
zialer (Wieder-)Eingliederung jener Gefangener begrüßt, 
sieht sie das eigentliche Problem in den anstaltsinterrien Re­
aktionen (und deren Auswirkungen). Denn hier spielen offen­
kundig unter den Aufsichtsbediensteten verbreitete Bewer­
tungen eine erhebliche Rolle. Den Erhebungen der Verfasse­
rin zufolge sind die Bediensteten am ehesten dann zu Mel­
dungen bereit, wenn sie in der - mutmaßlichen - Straftat ei­
nes Gefangenen ein Sicherheitsrisiko erblicken; das nehmen 
sie aber vor allem dann an, wenn sich der Verstoß gegen Be­
amte richtet, weniger jedoch dann, wenn ein Mitgefangener 
davon betroffen ist. Die Folge davon ist, daß die Anstalt unter­
schiedlich reagiert, je nachdem ob das Opfer ein Bedienste­
ter oder ein Gefangener ist. Diese Praxis ist nach Auffassung 
der Verfasserin deshalb besonders verhängnisvoll, weil eine 
nicht unerhebliche Anzahl von Straftaten gerade gegenüber 
Mitgefangenen begangen wird und weil die Gefangenen an­
scheinend jene Einschätzung des Verhaltens von den Be­
diensteten übernehmen. Es liegt auf der Hand, daß das Aus­
wirkungen auf das Zusammenleben der Insassen, nament­
lich auf das innere Klima der Anstalt hat. 

Diese hier stark vereinfacht dargestellten Ergebnisse der 
Arbeit sind keineswegs deren einzige. Vielmehr breitet die 
Verfasserin ein wesentlich weiter reichendes Material aus, 
das z.B. auch die Art der Straftaten und Einschätzungen der 
Bediensteten, was Vorgesetzte von welchen Meldungen 
halten, einbezieht. Auf diese Weise werden Zusammen-

hänge hinsichtlich des Zusammenlebens der Gefangenen 
und des Verhaltens der Bediensteten sichtbar, wie sie sonst 
nicht so klar zutage treten. Bisher hat man sich vor allem im 
Rahmen der Ausbildung und der Weiterbildung der Mitarbei­
ter des Vollzugs darum bemüht, Erkenntnisse (Iern-)psycho­
logischer Art weiterzugeben, nicht zuletzt auf der Grundlage 
eines Verhaltenstrainings zu vermitteln. Aus der vorliegen­
den Arbeit kann man erfahren, wie es um jenen Bereich des 
Vollzugs in Wirklichkeit bestellt ist. Insofern haben wir es 
nicht nur mit einer Untersuchung zu tun, die von theoreti­
schem Interesse ist (und insoweit auch eine Reihe von Fra­
gen aufwirft); vielmehr sollte sie gerade als wichtige Informa­
tion über die Praxis in der Aus- und Weiterbildung zu Rate 
gezogen werden. 

Heinz Müller-Dietz 

Gerd Spltczok von Brislnski: Behandlungs- und verwahrungs­
orlenter Strafvollzug. Sein Einfluß auf das Verhalten von Ge­
fingnlsinsassen. (Sozialpädagogik/Sozialarbeit Bd. 2). Hofgarten 
Verlag. Berlin 1982. 222 S. DM 25,-

Der Verfasser hat in den frühen 70er Jahren mit Studie­
renden der Sozialpädagogik und Sozialarbeit in der Schul­
abteilung der Vollzugsanstalt Berlin-Tegel in wöchentlichem 
Abstand Gruppenarbeit durchgeführt. Er kam auf diese Wei­
se mit Meinungen und Erfahrungen von Insassen in Berüh­
rung, die Anlaß zur Überprüfung anhand von Ergebnissen 
der amerikanischen und deutschen Gefängnisforschung ga­
ben. Aus dieser praktischen Tätigkeit und theoretischen Be­
schä.ftigung mit Vollzugsproblemen ist der Gedanke an eine 
empirische Untersuchung mit dem Ziel entstanden, heraus­
zufinden, ob und inwieweit jeweils eine behandlungs- und ei­
ne verwahrungsorientierte Ausgestaltung des Vollzugs Ein­
fluß auf das Verhalten der Gefangenen hat. Der empirische 
Teil der am Institut für Sozialpädagogik und Erwachsenen­
bildung der Freien Universität angefertigten Arbeit fußt de­
mentsprechend auf einer schriftlichen Befragung von Insas­
sen der Schulstation sowie einer Kontrollgruppe aus dem 
Regelvollzug. Der 91 Fragen umfassende Fragebogen (der 
im Anhang abgedruckt ist) hatte vor allem die Haftsituation, 
die Behandlung im Vollzug, aber auch die Lebensgeschich­
te der Insassen zum Gegenstand. Das Problem liegt freilich 
in der Verallgemeinerungsfähigkeit der Antworten. Während 
die im Befragungszeitpunkt (1974) anwesenden Insassen 
der Schulabteilung (29) alle den Fragebogen ausfüllten, ta­
ten dies nur 56 (53%) der befragten 106 Insassen des Re­
gelvollzugs. Der Verfasser sieht und erörtert die damit ver­
bundenen Probleme; nicht zuletzt deshalb warnt er auch vor 
einer unkritischen Übertragung der Ergebnisse auf andere 
Anstalten. 

Aber auch so bleiben die Antworten und deren Auswer­
tung noch aufschlußreich genug. Sie liegen gewiß großen­
teils auf der Linie einschlägiger Erfahrungen und Untersu­
chungen: wenn etwa die Gefangenen die Fachdienste und 
den allgemeinen Vollzugsdienst unterschiedlich beurteilen, 
wenn sie insgesamt ihre Lage im behandlungsorientierten 
Vollzug günstiger einschätzen, hier etwa weniger Aggres­
sionen und Zukunftsängste erkennen lassen und mit den 
Schwierigkeiten der sozialen Eingliederung eher fertig zu 
werden hoffen. Der Verfasser zieht im ganzen aus den zahl-



reichen und vielfältigen Antworten - die vor dem Hintergrund 
der bisherigen Gefängnisforschung dargestellt und erläutert 
werden - den keineswegs überraschenden Schluß, daß der 
behandlungsorientierte Vollzug nicht nur menschlicher sei, 
sondern auch bessere Möglichkeiten sozialen Lernens bie­
te. Insofern liegt die Arbeit weitgehend auf der Ebene bishe­
riger Erfahrungen. Sie interessiert daher vermutlich eher 
von ihren Einzelergebnissen her, die ein recht anschauli­
ches, teilweise buntes Bild von den Beziehungen und Kon­
takten vermitteln, die Insassen mit Mitgefangenen sowie mit 
Angehörigen und Freunden aUßerhalb der Anstalt unterhal­
ten; dabei tritt im Regelvollzug auch der Typ des Einzelgän­
gers in Erscheinung. 

Die Arbeit, die in einem ersten theoretischen Teil über bis­
herige Ergebnisse der Gefängnisforschung - vor allem hin­
sichtlich des Zusammenlebens der Insassen - berichtet, be­
rücksichtigt im Ansatz auch sozialtherapeutische Konzepte. 
Freilich werden die Erfahrungswerte neuerer Untersuchun­
gen - etwa von Rasch (1977) bis Dünkel (1980) - ausge­
blendet. Auch werden neuere sozialpädagogische Ansätze 
- so z.B. von Eberle (1980) - nicht einbezogen. Auch sonst 
hat man den Eindruck, daß die Arbeit, was die Auswertung 
einschlägiger Literatur anlangt, nicht ganz auf dem neue­
sten Stand (von 1982, dem Zeitpunkt ihres Erscheines) ist. 
Das enttäuscht etwas, wenngleich es gewiß nicht das Ziel 
der Untersuchung war, sich umfassend mit der heutigen Ge­
fängnisforschung auseinanderzusetzen. 

Heinz Müller-Dietz 

Ulrlch Elsenberg: Jugendgerichtsgesetz mit Erläuterungen. 2., 
neu bearbeitete Auflage. C. H. Beck'sche Verlagsbuchhandlung. 
München 1985. XLI I 1/907 S. in Leinen. DM 128,-

Eisenbergs Kommentar zum Jugendgerichtsgesetz 
(JGG), der in äußerer Aufmachung und Zuschnitt etwa Lack­
ners bewährtem Kurzkommentar zum StGB gleicht, ist 1982 
in erster Auflage erschienen. Er hat damals mit Recht viel 
Anerkennung und Zuspruch gefunden (vgl. z.B. Böhm, 
ZfStrVo 1983, 177 f.). Daß innerhalb weniger Jahre eine 
zweite Auflage nötig wurde, läßt wenigstens zweierlei erken­
nen: Zum einen ist die Entwicklung auf dem Gebiet des Ju­
gendstrafrechts in mancherlei Hinsicht im Fluß; das gilt etwa 
für die jugendrichterliehe Praxis, namentlich die Handha­
bung des Sanktionensystems und den Jugendstrafvollzug. 
Dementsprechend ist der Kommentar völlig überarbeitet, 
die Behandlung zahlreicher Streitfragen vertieft worden. 
Zum zweiten verweist die rasche Aufeinanderfolge von Auf­
lagen auf die Qualitäten dieses Erläuterungswerkes, das so­
wohl von der Wissenschaft als auch in der Praxis geschätzt 
wird. Es hat sich neben den schon seit längerem eingeführ­
ten Kommentaren zum JGG behauptet und wird als eigen­
ständige wissenschaftliche Leistung seinen Weg machen. 

Das liegt nicht nur daran, daß Eisenberg auf begrenztem 
Raum eine enorme Fülle von Material - wenngleich in ver­
dichteter Form - ausbreitet, Literatur und Rechtsprechung in 
umfassender Weise verarbeitet. Das hat auch - und nicht 
zum geringsten - mit dem durchgängigen Bemühen zu tun, 
in die Erläuterung der einzelnen Vorschriften die einschlä­
gigen jugendkriminologischen Fragen einzubeziehen und 
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seine Überlegungen mit statistischen Daten sowie empiri­
schen Untersuchungen gleichsam zu .. unterfüttern". Das 
mag bei einem Verfasser, der - wie seine jetzt gleichfalls in 
zweiter Auflage erschienene .. Kriminologie" (1985) zeigt-, 
den kriminologischen Stoff souverän beherrscht, nicht wei­
ter erstaunlich sein; doch wird daran die besondere Fähig­
keit sichtbar, die kriminologische Bedeutung jugendstraf­
rechtlicher und -verfahrensrechtlicher Probleme herauszu­
aJbeiten. 

Mit welcher Sorgfalt und Problem beherrschung Eisen­
berg an seine Aufgabe herangegangen ist, belegen nicht zu­
letzt die Erläuterungen zu den Vorschriften, die den Vollzug 
der Jugendstrafe (§ 91), die Jugendstrafanstalten (§ 92) und 
den Vollzug der Untersuchungshaft (§ 93) regeln. Allein die 
Kommentierung des § 91 JGG nimmt über 25 Seiten in An­
spruch. Hier werden praktisch alle wichtigen Fragen des Ju­
gendstrafvollzuges erörtert; Eisenberg bleibt insoweit kaum 
eine Antwort schuldig. Im Anschluß an eigene, andernwärts 
bereits entwickelte Vorstellungen (ZRP 1985, 51 ff.) tritt er 
dafür ein, Spezialvorschriften im Sinne des überwiegend 
auch von der Jugendstrafvollzugskommission vertretenen 
sozialpädagogischen Konzepts in das JGG einzufügen; je­
denfalls zieht er diese Möglichkeit dem Ansatz des Arbeits­
entwurfs eines Jugendstrafvollzugsgesetzes (1984) vor, 
sich an Aufbau und Regelungen des StVollzG anzulehnen. 
In der Tat ist ja die Gefahr nicht von der Hand zu weisen, daß 
ein künftiges Jugendstrafvollzugsgesetz die besonderen ju­
gendpädagogischen Erfordernisse und Bedürfnisse verfeh­
len könnte; aber dieser Gefahr sollte wohl besser durch ent­
sprechende Einflußnahme auf die inhaltliche Ausgestaltung 
des Gesetzes begegnet werden. 

Auch das Thema der Berücksichtigung der Schuldschwe­
re bei Vollzugsmaßnahmen, das im Erwachsenenstrafvoll­
zug eine Rolle spielt, kommt zur Sprache. Eisenberg hält die 
Versagung von Vollzugslockerungen wegen der Schuld­
schwere im Hinblick auf den Vorrang des Erziehungszieles 
.. nur in engen Grenzen" für zulässig. Überhaupt prägt die 
Orientierung an der erzieherischen Zielsetzung den Geist 
der Erläuterungen; das wird schon bei der Kommentierung 
der Vorschriften über die Rechtsfolgen (§§ 5 ff.) deutlich. Da­
bei verschweigt Eisenberg keineswegs die Schwierigkeiten, 
die sich mit einem jugenderzieherischen Konzept verbin­
den, das hinsichtlich der Rechtsfolgen und der Gerichtsbar­
keit starke Anleihen beim erwachsenenstrafrechtlichen Mo­
dell aufgenommen hat. 

Es ist hier nicht möglich, auf die vielen Informationen und 
Anregungen einzugehen, die der Leser aus diesem Erläute­
rungswerk gewinnt. Jedenfalls ist jeder, der auf den Feldern 
der Jugendkriminalrechtspflege und des Jugendstrafvollzu­
ges tätig ist, gut beraten, wenn er den .. Eisenberg" zu Rate 
zieht. Der Kommentar sollte deshalb in keiner Jugendstraf­
anstalt fehlen. 

Heinz Müller-Dietz 
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Aus der Rechtsprechung 
§§ 7,8,109 Abs. 2 StVollzG (Bindung an 
Vollzugsplan nach Verlegung) 
1. Der Vollzugsplan (§ 7 StVollzG) stellt keine Maßnah­

me zur Regelung einzelner Angelegenheiten auf dem 
Gebiet des Strafvollzugs Im Sinne des § 109 StVollzG 
dar. 

2. Der einmal aufgestellte Vollzugsplan steht nach Ver­
legung eines Gefangenen in eine andere Anstalt 
nicht zu deren freier Disposition. Seine Funktion, als 
Grundlage für einen fortlaufend geplanten und kon­
trollierten Prozeß unter Leistung geeigneter Hilfen 
zur Erreichung des Vollzugsziels zu dienen, schließt 
eine beliebige Änderung oder gar gänzliche Neupla­
nung durch die übernehmende Anstalt aus. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Koblenz vom 30. 9. 
1985 - 2 Vollz (Ws) 74/85 -

Gründe: 

Mit dem angefochtenen Beschluß hat die Strafvollstrek­
kungskammer den auf Gewährung von Vollzugslockerun­
gen gerichteten Antrag des Gefangenen auf gerichtliche 
Entscheidung als unzulässig verworfen. 

Die hiergegen form- und fristgerecht erhobene Rechtsbe­
schwerde des Gefangenen ist zulässig. Die Nachprüfung 
der Entscheidung der Strafvollstreckungskammer ist sowohl 
zur Fortbildung des Rechts als auch zur Sicherung einer ein­
heitlichen Rechtsprechung geboten. Es geht um die Frage, 
ob und inwieweit er nach Verlegung in eine andere Anstalt 
geändert werden kann. 

Die Rechtsbeschwerde hat auch sachlich einen vorläufi­
gen Erfolg. 

Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung wäre dann zu 
Recht als unzulässig verworfen worden, wenn er gegen den 
Vollzugsplan vom 2. Mai 1985 im Ganzen gerichtet gewesen 
wäre. Der Vollzugsplan legt fest, was mit dem Gefangenen 
während der Vollzugszeit geschehen soll (vgl. § 7 Abs. 2 
StVollzG). Er wird im Verlauf des Vollzuges entsprechend 
der Entwicklung, die der Gefangene nimmt, fortgeschrieben 
(§ 7 Abs. 3 StVollzG). Daraus ergibt sich, daß er selbst keine 
"Maßnahme zur Regelung einzelner Angelegenheiten" auf 
dem Gebiet des Strafvollzugs" ist, sondern nur einen - ab­
änderbaren - Plan für die Vollzugsgestaltung darstellt, auf 
Grund dessen die einzelnen Behandlungsmaßnahmen 
künftig getroffen werden sollen. Er ist folglich nicht nach § 
109 StVollzG anfechtbar (KG in ZfStrVo 1984, s. 370, 372; 
1983, S. 181). 

Die Strafvollstreckungskammer hat jedoch übersehen, 
daß der Gefangene mit seinem Antrag auf gerichtliche Ent­
scheidung den Vollzugs plan nur insoweit angreift, als dieser 
- im Gegensatz zu dem in der JVA Kassel aufgestellten Voll­
zugsplan - für ihn keine Vollzugslockerungen in Form von 
Urlaub und Ausgang vorsieht. Es kann in vorliegendem Fall 
dahingestellt bleiben, ob einzelne Regelungen des Voll­
zugsplans angefochten werden können, wie das Kammer­
gericht (aaO) meint, obwohl auch diese nur "geplante" Re­
gelungen sind. Hier jedenfalls ist der Gefangene dadurch in 

seien Rechten verletzt (§ 109 Abs. 2 StVollzG), daß der Voll­
zugsplan vorerst keinen Urlaub und Ausgang vorsieht, 
nachdem dem Gefangenen diese Vollzugslockerungen in 
der JVA Kassel bereits gewährt worden waren, und der Lei­
ter der JVA Wittlich durch seine Stellungnahme zum Antrag 
des Gefangenen zu erkennen gegeben hat, daß er tatsäch­
lich weder Urlaub noch Ausgang gewähren will. 

Die Strafvollstreckungskammer hätte daher die Zulässig­
keit des Antrag auf gerichtliche Entscheidung bejahen und 
die Rechtmäßigkeit der Versagung der Vollzugslockerun­
gen prüfen müssen. Um die Nachholung dieser Prüfung zu 
ermöglichen, war der angefochtene Beschluß aufzuheben 
und die Sache an die Strafvollstreckungskammer zurückzu­
verweisen. 

Bei ihrer materiellen Prüfung wird die Strafvollstreckungs­
kammer folgendes zu berücksichtigen haben: Der einmal 
aufgestellte Vollzugsplan steht nach Verlegung des Gefan­
genen in eine andere Anstalt nicht zu deren freier Disposi­
tion. Sinn der Vollzugsplanung ist es, "die Grundlage dafür 
zu liefern, daß das Behandlungsziel in einem fortlaufend ge­
planten und kontrollierten Prozeß unter Leistung geeigneter 
Hilfen während des Vollzugs erreicht werden kann" (Mey in 
Schwind-Böhm, StVollzG, Vorbemerkung 1 vor § 5). Der 
Strafvollzug muß daher als "ganzheitlicher, fortlaufender 
Prozeß von der Aufnahme bis zur Entlassung" gestaltet sein 
(Mey, aaO, § 6 Rdnr. 1). Schon diese Erwägung schließt ei­
ne beliebige Änderung oder gar gänzliche Neuplanung 
durch die übernehmende Anstalt aus. Zudem ergibt sich ein­
deutig aus § 7 Abs. 3 StVollzG, daß nur die Entwicklung des 
Gefangenen und weitere Ergebnisse der Persönlichkeitsfor­
schung Anlaß zur Änderung des Vollzugsplans geben kön­
nen. Letztere muß allerdings auch dann möglich sein, wenn 
etwa der erste Vollzugsplan von falschen Voraussetzungen 
(so z.B. bezüglich der weiteren Dauer des Vollzuges) ausge­
gangen war. 

§§ 10, 11 StVollzG (Lebenslange 
Freiheitsstrafe und offener Vollzug) 
1. Die Verlegung eines zu lebenslanger Freiheitsstrafe 

verurteilten Gefangenen nach § 10 StVollzG in den 
offenen Vollzug ist grundsätzlich ohne Rücksicht auf 
die Dauer des Vollzuges zulässig. 

2. Eine Verlegung in den offenen Vollzug und die Ge­
währung von Vollzugslockerungen haben nicht nur 
der Wiedereingliederung, sondern auch der Gegen­
wirkung gegen sch'dllche Folgen des Freiheitsent­
zuges zu dienen (vgl. § 3 Abs. 2 StVollzG). 

Beschluß des Oberlandesgerichts Celle vom 9. 5.1986 
-3 Ws 126/85-

§ 11 Abs. 1 Nr. 2 StVollzG (Keine zeitlichen 
Voraussetzungen des Ausgangs) 

Die Auffassung, Ausgang gemäß § 11 Abs. 1 Nr. 2 St­
VollzG käme nur In Betracht, wenn die weitere Vollzugs-



dauer weniger als drei Monate betrage, findet im 
StVollzG keine Stütze. . 

Beschluß des Oberlandesgerichts Hamm vom 9. 9. 1985 
- 1 Vollz (Ws) 116/85 -

Aus den Gründen: 

Durch den angefochtenen Beschluß hat die Strafvollstrek­
kungskammer die Entscheidung des Leiters der JV A, durch 
den ein Antrag des Betroffenen auf Ausgang zurücl5gewie­
sen worden ist, sowie den Widerspruchs bescheid des Präsi­
denten des Justizvollzugsamts Hamm vom 22. Januar 1985 
aufgehoben und den Anstaltsleiter verpflichtet, den Betroffe­
nen unter Beachtung der Rechtsauffassung der Kammer 
neu zu bescheiden. 

Nach der Widerspruchsentscheidung des Präsidenten 
des Justizvollzugsamts Hamm wurde eine Urlaubseignung 
und eine entsprechende Eignung für einen Ausgang ver­
neint. Dabei wurde auf die Urlaubsentscheidung vom glei­
chen Tage Bezug genommen, die bereits Gegenstand eines 
Rechtsbeschwerdeverfahrens des Betroffenen vor dem Se­
nat war (vgl. Beschl. vom 25. Juli 1985 - 1 Vollz (Ws) 117/ 
85). 

Die Strafvollstreckungskammer hält diese Begründung 
nicht für ausreichend. Die Vorstrafen des Betroffenen könn­
ten nicht als Kriterium für eine ablehnende Vollzugslocke­
rungsentscheidung anzusehen sein. Insoweit bezieht sich 
die Kammer auf die vom Senat in der erwähnten Senatsent­
scheidung aufgehobene Kammerentscheidung vom 5. Juni 
1985. Auf die weitere Entwicklung des Betroffenen sei durch 
die angefochtene Widerspruchsentscheidung überhaupt 
nicht eingegangen worden. Darüber hinaus enthielten die 
angefochtenen Entscheidungen keine Tatsachen, daß der 
Betroffene auch jetzt noch zu aggressivem Verhalten neige. 
Daß Vollzugslockerungen gem. § 11 Abs. 1 StVollzG nur 
dann gewährt werden könnten, wenn die Vollzugsdauer we­
niger als drei Monate betrage, sei gesetzlich nicht vorgese­
hen. 

Die hiergegen form- und fristgerecht eingelegte Rechts­
beschwerde des Leiters der JVA ist auch im übrigen zulässig 
(§ 116 Abs. 1 StVollzG), da es zur Sicherung einer einheitli­
chen Rechtsprechung geboten ist, die Nachprüfung des an­
gefochtenen Beschlusses zu ermöglichen. 

Das Rechtsmittel ist auch begründet. 

Der Strafvollstreckungskammer ist allerdings zuzugeben, 
daß die Auffassung der Vollzugsbehörde, Ausgang gemäß § 
11 Abs. 1 StVollzG käme nur in Betracht, wenn die weitere 
Vollzugsdauer weniger als 3 Monate betrage, im Gesetz kei­
ne Stütze findet (zur Problematik vgl. auch Senatsbeschluß 
vom 8.11.1984-1 Vollz (Ws) 170/84-; NStZ 1985,189). 
Ersichtlich haben die Vollzugsbehörden ihre Entscheidung 
mit diesem Argument nur hilfsweise begründet. 

Wie der Senat bereits in seiner Entscheidung vom 25. Juli 
1985 (1 Vollz (Ws) 117/85) dargelegt hat, hat indessen die 
Strafvollstreckungskammer die von der Vollzugsbehörde 
niedergelegte Entscheidung, soweit es um den Versa­
gungsgrund der Gefahr weiterer Straftaten geht, nicht in der 
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gebotenen Weise ausgedeutet und entsprechende Ermitt­
lungen insoweit angestellt. Dieser Rechtsfehler nötigt zur 
Aufhebung der angefochtenen Entscheidung. 

§ 11 Abs. 2 StVollzG (Früherer 
Fluchtversuch und Mißbrauchsgefahr) 

Die Befürchtung der Mißbrauchsgefahr muß in Anbe­
tracht aller Umstände begründet Sein. Auch ein früherer 
Fluchtversuch kann nach erheblichem Zeltablauf für sich 
alleine ohne weiteres noch keine Flucht- oder MiB­
brauchsgefahr rechtfertigen. Vielmehr Ist In einem sol­
chen Falle jeweils unter Berücksichtigung der Umstände 
des Einzelfalles, insbesondere auch der Entwicklung, die 
der Gefangene seitdem genommen hat, sorgfältig zu prü­
fen, ob der frühere Fluchtversuch auch Im gegenwärti­
gen Zeitpunkt die Annahme von Fluchtgefahr noch zu 
rechtfertigen vermag; Nr. 6 Abs. 2 Buchst. b) der VV zu § 
11 StVollzG erscheint insoweit als zu stark und bindet die 
Rechtsprechung nicht. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Celle vom 12. 4. 1985 
- 3Ws72185 -

§ 11 Abs.2 Nr. 2,13 StVollzG 
(Ausgang nach Regelurlaub) 
1. a) Einem Strafgefangenen kann in unmittelbarem An­

schluß an den Urlaub Ausgang im Sinne des § 11 
Abs. 2 Nr. 2 StVollzG gewährt werden. Das kommt 
vor allem deshalb in Frage, um einem beurlaubten 
Gefangenen einen billigen Ausgleich für eine be­
sonders lange Reisezeit (10 Stunden und mehr) zu 
gewähren. Die EntsCheidung hierüber steht im 
pflichtgemäßem Ermessen der Vollzugsbehörde, 
die im Einzelfall die für und gegen eine solche An­
ordnung sprechenden Umstände abzuwägen hat. 

b) Die gesetzliche Zweckbestimmung (z.B. Kontakt­
förderung mit Angehörigen) kann es in solchen Fäl­
len gebieten, den Gefangenen durch Gewährung 
von Ausgang mit anderen Gefangenen gleichzu­
stellen, die ihren Urlaub mit anderen Gefangenen 
an einem Ort in dem gleichen Bundesland, in dem 
die Vollzugsanstalt liegt, verbringen. In diesem Zu­
sammenhang hat die Vollzugsbehörde auch den 
Umstand, daß der Gefangene sich im geschlosse­
nen Vollzug befindet und ihm insoweit nur 12 Tage 
Regelurlaub zur Verfügung stehen, zu berücksich­
tigen. 

2. Regelurlaub Im Sinne des § 13 StVollzG kann grund­
sätzlich nicht auf das folgende Kalenderjahr übertra­
gen werden. Dies gilt jedoch nicht, wenn der Gefange­
ne vor Ablauf des Urlaubsjahres vom Anstaltsleiter 
rechtsfehlerhaft abschlägig beschieden worden ist 
und wenn wegen der Dauer des behördlichen und ge­
richtlichen Verfahrens eine neue Entscheidung nicht 
mehr während des betreffenden Urlaubsjahres erge­
ben könnte. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Hamm vom 22. 8. 1985 
- 1 Vollz (Ws) 148/85 -
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Gründe: 

Der Betroffene verbüßt eine Freiheitsstrafe in der Justiz­
vollzugsanstalt Werl, nachdem er vorübergehend im Jahre 
1985 in den offenen Vollzug in der Justizvollzugsanstalt Gü­
tersloh verlegt war. 

In der Zeit vom 9. bis zum 13. November 1984 und vom 
1. bis zum 7. Januar 1985 gewährte der Leiter der Justizvoll­
zugsanstalt dem Betroffenen Urlaub gem. § 13 StVollzG, 
den dieser bei Angehörigen in München verbrachte. 

Der Betroffene beantragte, in bei den Fällen wegen der 
langen Reisezeit jeweils einen Tag nicht auf sein Urlaubs­
kontingent anzurechnen. Das lehnte der Anstaltsleiter hin­
sichtlich des Urlaubs vom 1. bis zum 7. Januar 1985 am 20. 
Dezember 1984 ab. Über das Begehren den Betroffenen 
hinsichtlich des Urlaubs im November 1984 beschied ihn der 
Anstaltsleiter am 26. Februar 1985 abschlägig. Den Wider­
spruch des Betroffenen gegen diese Anstaltsleiterentschei­
dungen wies der Präsident des Justizvollzugsamts am 11. 
Februar und am 20. März 1985 zurück. 

Gegen diese Entscheidungen der Vollzugsbehörde rich­
ten sich die Anträge des Betroffenen auf gerichtliche Ent­
scheidung, die die Strafvollstreckungskammer zur gemein­
samen Behandlung und Entscheidung miteinander verbun­
den hat. 

Die Strafvollstreckungskammer hat die Anträge unter 
Festsetzung des Gegenstandswertes auf 100,- DM zurück­
gewiesen. Sie führt zur Begründung im angefochtenen Be­
schluß aus, nach Ziffer 2 der bundeseinheitlichen Verwal­
tungsvorschriften zu § 13 StVollzG seien Hin- und Rückreise 
Teil des Urlaubs. Deswegen habe der Anstaltsleiter zutref­
fend die Anträge des Betroffenen abgelehnt. 

Hiergegen richtet sich die rechtzeitig und in rechter Form 
eingelegte und begründete Rechtsbeschwerde des Betrof­
fenen, mit der er mit näherer Begründung die Verletzung 
sachlichen Rechts rügt. 

Die besonderen Zulässigkeitsvoraussetzungen für die 
Rechtsbeschwerde gem. § 116 Ab. 1 StVollzG liegen vor, da 
die Nachprüfung der angefochtenen Entscheidung zur Si­
cherung einer einheitlichen Rechtsprechung geboten ist. 

Die Rechtsbeschwerde ist auch begründet. 

Erledigung der Hauptsache ist durch die Verlegung des 
Betroffenen in die Justizvollzugsanstalt Gütersloh schon 
deswegen nicht eingetreten, weil er sich wieder in der Justiz­
vollzugsanstalt Werl befindet. 

Die Strafvollstreckungskammer hat im angefochtenen 
Beschluß verkannt, daß die vom Betroffenen angefochtenen 
Entscheidungen der Justizvollzugsbehörde rechtsfehlerhaft 
sind. Der Beschluß setzt sich in Widerspruch zur Entschei­
dung des OLG Celle in NStZ 1981, 276. 

In dieser Entscheidung hat das Oberlandesgericht Celle 
ausgeführt, einem Strafgefangenen könne in unmittelbarem 
Anschluß an den Urlaub Ausgang im Sinne von § 11 Abs. 2 
Ziff. 2 StVollzG gewährt werden. Das komme insbesondere 

dann in Frage, wenn ein beurlaubter Strafgefangener eine 
besonders lange Reisezeit habe, um ihm hierfür einen billi­
gen Ausgleich zu gewähren. Ob so zu verfahren sei, stehe 
im pflichtgemäßen Ermessen der Vollzugsbehörde, die im 
Einzelfall die für und gegen eine solche Anordnung spre­
chenden Umstände abzuwägen habe. In dem vom OLG Cel­
le entschiedenen Fall hatte der Betroffene eine Reisezeit 
von circa 10 Stunden. 

Der Senat tritt der Rechtsansicht des OLG Celle bei. Die 
Gewährung von Regelurlaub aus dem Strafvollzug dient da­
zu, die Kontakte des Gefangenen mit der übrigen Gesell­
schaft, zumal mit seinen Angehörigen, aufrechtzuerhalten 
und ihn in die Gesellschaft zu integrieren (BT-Drs. 7/3998, 
10). Diesen Zweck verfehlt er zumindest teilweise, wenn der 
Gefangene einen großen Teil des Urlaubs auf der Reise ver­
bringt. Die vom Gesetzgeber vorgenommene Zweckbestim­
mung des Urlaubs kann es in solchen Fällen gebieten, den 
Gefangenen durch Gewährung von Ausgang in unmittelba­
rem Zusammenhang mit dem Urlaub mit anderen Gefange­
nen gleichzustellen, die ihren Urlaub an einem Ort in dem 
gleichen Bundesland, in dem die Justizvollzugsanstalt liegt, 
verbindet. 

Das hat die Justizvollzugsbehörde verkannt. Sie hätte um 
so mehr Anlaß zur Prüfung, ob dem Betroffenen Ausgang im 
unmittelbaren Anschluß an den Urlaub zu gewähren sei, ge­
habt, als hier durchaus Reisezeiten in Betracht kommen, die 
erheblich länger sind, als in dem vom OLG Celle entschiede­
nen Fall. In diesem Zusammenhang ist auch zu berücksich­
tigen, daß das Urlaubskontingent des Betroffenen, der im 
geschlossenen Strafvollzug einsitzt, nach Ziffer 2.3 der 
Rundverfügung des Justizministers des Landes Nordrhein­
Westfalen vom 26. Oktober 1976 auf 12 Tage begrenzt wor­
den ist, was der Senat für rechtlich unbedenklich erklärt hat 
(Senatsbeschluß vom 25. November 1981 - 7 Vollz (Ws) 
203/81 in NStZ 82,135 = MDR 82,344 = ZfStrVo 82,50). 

Demgemäß war die angefochtene Entscheidung der 
Strafvollstreckungskammer aufzuheben. Da die Sache 
spruchreif ist, erübrigte sich eine Rückverweisung an die 
Strafvollstreckungskammer. Der Senat konnte unmittelbar 
über die Rechtmäßigkeit der Entscheidungen der Justizvoll­
zugsbehörden befinden. Diese waren, da rechtlich fehler­
haft, aufzuheben. 

Die KostenentSCheidung folgt aus §§ 121 Abs. 1, 4 St­
VollzG, 467 StPO. 

Bei der neuen EntSCheidung wird der Anstaltsleiter zu be­
achten haben, daß einer für den Betroffenen günstigen Ent­
scheidung hinsichtlich des Urlaubs vom 9. bis zum 13. No­
vember 1984 nicht entgegensteht, daß es sich um Urlaub für 
das verflossene Jahr handelt. Zwar kann Regelurlaub gem. 
§ 13 StVollzG grundsätzlich nicht auf das folgende Kalen­
derjahr übertragen werden. Das gilt jedoch nicht, wenn vor 
Ablauf des Urlaubsjahres ein Strafgefangener abschlägig 
vom Anstaltsleiter rechtsfehlerhaft beschieden worden ist 
und wegen der Dauer des behördlichen und gerichtlichen 
Verfahrens eine neue Entscheidung nicht mehr während 
des betreffenden Urlaubsjahres ergehen konnte (vgl. OLG 
Frankfurt ZfStrVo SH 1979, 18 ff.). 



§ 11 Abs. 1 Nr. 2, 13 Abs. 3 StVollzG 
(Schuldschwere und Ausgang 
Lebenslänglicher) 

Die Gesichtspunkte der Schuldschwere, der Sühne 
und der Verteidigung der Rechtsordnung dürfen bei der 
Ermessensentscheidung nach § 11 Abs. 1 StVollzG mit 
herangezogen werden. Sie nehmen aber bei einer le­
benslangen Freiheitsstrafe nach zehnjähriger Vollzugs­
dauer nur noch in Ausnahmefällen Einfluß auf diese 
Entscheidung bei der Gewährung von Ausgang. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Stuttgart vom 7. 8. 
1985 - 4 Ws 220/85 -

§ 13 Abs. 1 Satz 2 StVollzG, VV Nr. 3 Abs. 1 
Buchst. c) Abs. 2 
(Einzelfallprüfung auch bei Bestehen 
einer Ausweisungsverfügung) 
a) Auch ausländischen Strafgefangenen, gegen die ei­

ne vollziehbare Ausweisungsverfügung besteht, 
kann grundsätzlich Urlaub gewährt werden, sofern 
die Versagungsgründe Im Sinne § 13 Abs. 1 Satz 2 
i. V.m. § 11 Abs. 2 StVollzG nicht entgegenstehen. Ist 
ein Ausländer zwar abzuschieben, jedoch Abschie­
behaft nicht angeordnet, steht rechtlich dem nichts 
entgegen, daß er sich für wenige Tage auf deut­
schem Gebiet frei bewegt. 

b) VV Nr. 3 Abs.1 Buchstabe c) Abs. 2, wonach Gefan­
genen, gegen die eine vollziehbare Ausweisungs­
verfügung besteht, nur in Ausnahmefällen Urlaub zu 
gewähren ist, darf von den Vollzugsbehörden nicht 
in der Welse angewendet werden,daß ein neuer, im 
Gesetz nicht vorgesehener Versagungsgrund für Ur­
laub geschaffen wird. Zwar wird häufig der Umstand, 
daß ein Gefangener abgeschoben werden soll, die 
Annahme von Fluchtgefahr begründen. Die Voll­
zugsbehörde darf sich jedoch durch die Verwal­
tungsvorschriften nicht derart gebunden fühlen, daß 
sie bei Vorliegen einer Abschiebeverfügung die son­
stigen Umstände, die für die Prognoseentscheidung 
von Bedeutung sein können, überhaupt nicht beach­
tet. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Hamm vom 21. 3. 1985 
- 1 Vollz (Ws) 279/84 -

§§ 13, 35 StVollzG 
(§ 44 SchwerbeschädigtenG und Regel­
oder Sonderurlaub) 
a) Regelurlaub gemäß § 13 StVollzG kann nicht gemäß 

§ 44 Schwerbeschädigtengesetz verlängert werden. 

b) Auch eine mittelbare Anwendung des § 44 Schwer­
beschädigtengesetz über die Vorschrift des § 35 
StVollzG kommt nicht in Betracht. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Bremen vom 11. 4. 
1985 - Ws 219/84 -
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§§ 2,14 Abs. 2, 69 Abs. 2 StVollzG 
(Widerruf oder Aufrechterhaltung der 
Genehmigung eines eigenen Fernseh­
gerätes nach Urlaubsüberschreitung) 
1. Bei der Erteilung der Einzelfernsehgenehmigung 

handelt es sich um einen begünstigenden Verwal­
tungsakt. Der Widerruf dieser Genehmigung ist nur 
~nter den Voraussetzungen des § 14 Abs. 2 Nr. 1 St­
VollzG statthaft. 

2. Die Wiederaushändigung eines eigenen Fernsehge­
rätes nach verspäteter Rückkehr aus dem Hafturlaub 
kann nicht mit der Begründung versagt werden, daß 
die in Verwaltungsvorschriften festgelegten Fristen 
für den Besitz eines eigenen Fernsehgerätes nach 
Urlaubsüberschreitung durch den Gefangenen nicht 
mehr erfüllt seien. 

3. Rundverfügungen wie Verwaltungsvorschriften stei­
len eine Entscheidungshilfe für die Vollzugsbehörde 
dar, die der Gleichbehandlung der Gefangenen dient 
(vgl. OLG Hamm NStZ 1984, 143). Soweit Verwal­
tungsvorschriften eine die Gefangenen begünsti­
gende Auslegung vorsehen, begründen sie eine 
Selbstbindung der Vollzugsbehörde. 

4. Stellen Verwaltungsvorschriften für die Annahme ei­
nes Ausnahmefalles im Sinne des § 69 Abs. 2 
StVollzG auf eine bestimmte Mindestdauer "laufen­
der Inhaftierung" ab, so wird diese nicht durch eine 
etwa sechswöchige Abwesenheit des Betroffenen 
aus dem Vollzug mit der Folge betroffen, daß eine 
neue Inhaftierung mit neuem Fristablauf beginnt. An­
ders als bei besonders langer Abwesenheit eines 
flüchtigen Gefangenen tritt dieser bei kürzerer, ei­
genmächtiger Abwesenheit wieder in dieselbe tat­
sächlichen und rechtlichen Verhältnisse in der Voll­
zugsanstalt ein. 

5. Bei der Prüfung, ob es sich um einen begründeten 
Ausnahmefall im Sinne des § 69 Ab. 2 StVollzG han­
delt, hat die Vollzugsbehörde keinen Ermessens­
spielraum; vielmehr wendet sie einen unbestimmten 
Rechtsbegriff an. Bei der Ertellung und Aufrechter­
haltung von Genehmigungen nach dieser Vorschrift 
darf die Behörde berücksichtigen, ob die Gewährung 
eines eigenen Fernsehgerätes der Erreichung des 
Vollzugsziel gem. § 2 StVollzG dient. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Hamm vom 3. 10. 1985 
- 1 Vollz (Ws) 122/85 -

Gründe: 

Vor mehr als zwei Jahren genehmigte der Leiter der Ju­
stizvollzugsanstalt Rheinbach dem Betroffenen, ein eigenes 
Fernsehgerät in seiner Zelle aufzustellen und zu benutzen. 
Der Betroffenen hatte damals bereits - mit kurzen Unterbre­
chungen - sich sieben Jahre im Vollzug befunden. Der An~ 
staltsleiter ging davon aus, es läge ein begründeter Ausnah­
mefalle für den Besitz eines eigenen Fernsehgerätes im Sin­
ne von § 69 Abs. 2 StVollzG-vor in Anbetracht der langen In­
haftierungszeit. Die damals gültige RV des JM NW vom 29. 
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Oktober 1981 (4570 - IV A.8) sah in Nr. 2.12 vor, daß nach 
einer siebenjährigen Inhaftierung ein solcher begründeter 
Ausnahmefall angenommen werden könne. 

Für den 20. und 21. September 1984 wurde dem BetroHe­
nen Urlaub aus dem Vollzug gewährt. Er kehrte jedoch aus 
dem Urlaub nicht zurück, sondern stellte sich erst am 2. No­
vember 1984 zur weiteren Strafverbüßung. Das Fernsehge­
rät war in der Zwischenzeit aus der Zelle entternt und zur Ha­
be des Gefangenen genommen worden. Am 8. November 
1984 beantragte der Betroffene, sein Fernsehgerät möge 
ihm wieder ausgehändigt werden. Das lehnte am 15. No­
vember 1984 der zuständige Sachbearbeiter der Justlzvoll­
zugsanstalt ab. Auf die Einwendungen des BetroHenen ent­
schied am 28. November 1984 der Anstaltsleiter wie folgt: 

"Ihr Antrag auf Besitz eines eigenen Fernsehgerätes 
wurde von der hiesigen Abteilung für Sicherheit und 
Ordnung zu Recht abgelehnt, weil bei Ihnen nunmehr 
die zeitlichen Voraussetzungen nicht mehr vorliegen. 
Sie sind vom 1 9. bis 20.09.1 984 beurlaubt worden und 
aus dem Urlaub nicht zurückgekehrt. Da Ihre Festnah­
me am 02. 11. 1984 erfolgte, beginnt gemäß den Be­
stimmungen ab diesem Zeitpunkt wieder die Frist für 
den Besitz und die Nutzung eines eigenen Fernsehge­
rätes. Ich weise Ihre Eingabe als unbegründet zurück." 

Gegen diese Entscheidung legte der Betroffene am 4. De­
zember 1984 Widerspruch ein, die der Präsident des Justiz­
vollzugsamts Köln am 12. Februar 1985 abschlägig be­
schied. Auch dieser berief sich darauf, daß nunmehr die zeit­
lichen Voraussetzungen für die Annahme eines begründe­
ten Ausnahmefalles im Sinne von § 69 Abs. 2 StVollzG nicht 
mehr vorlägen. Auf den rechtzeitig vom Betroffenen gestell­
ten Antrag auf gerichtliche Entscheidung hin hat die Straf­
vollstreckungskammer mit ihrem Beschlu ß vom 9. Mai 1985, 
der obige Feststellu ngen enthält, die Maßnahme des Leiters 
der Justizvollzugsanstalt aufgehoben und diesen angewie­
sen, dem Betroffenen das Fernsehgerät wieder auszuhändi­
gen. 

Hiergegen riChtet sich die rechtzeitig eingelegte und mit 
der näher ausgeführten Rüge der Verletzung sachlichen 
Rechts begründeten Rechtsbeschwerde des Leiters der Ju­
s!lzvolizugsanstalt Rheinbach. 

Die besonderen Zulässigkeitsvoraussetzungen für die 
Rechtsbeschwerde nach § 116 Abs. 1 StVollzG sind gege­
ben. Es ist geboten, die Nachprüfung der angefochtenen 
Entscheidung zur Fortbildung des Rechts zu ermöglichen. 
Es bedarf der Stellungnahme des Senats zu den Verwal­
lungsvorSChriften, die den Besitz eines eigenen Fernsehge­
rätes durch Strafgefangene regeln. Die Rechtsbeschwerde 
ist im wesentlichen nicht begründet. Zu Recht ist die Straf­
vollstreckungskammer davon ausgegangen, daß der Ent­
zug der bisherigen Fernseherlaubnis und die Entscheidung, 
dem Betroffenen werde keine neue Fernseherlaubnis erteilt, 
als eine einheitliChe Maßnahme. die vom Anstaltsleiler am 
28. November 1984 ausgesprochen worden ist, anzusehen 
ist. Die Entfernung des Fernsehgeräts aus der Zelle des Be­
troffenen während seiner unerlaubten Abwesenheit aus der 
Anstall war zunächst ein durchaus berechtigter Realakt, ge­
gen den SChon deswegen nichts einzuwenden ist. weil durch 
ihn dafü r Sorge getragen wurde, daß das Gerät während der 

Abwesenheit des Betroffenen nicht beschädigt wurde. 
Durch diese Handlung war noch nicht darüber entschieden, 
ob der Betroffenen bei Fortsetzung des Strafvollzuges wie­
der das eigene Fernsehgerät werde benutzen dürfen. Mit 
seinem Antrag auf gerichtliche Entscheidung hat der Betrof­
jenen der Sache nach elie Verpflichtung des Anstaltsleiters 
zum Erlaß einer abgelehnten Maßnahme, nämlich der Wie­
deraushändig ung des Fernsehgeräts, begehrt (§ 109 Abs. 1 
StVollzG). Dieses Begehren muß insofern zu einem Teiler­
folg führen, als die Begründung der Verfügung des Anstalts­
leiters fehlerhaft isl und sie demgemäß aufgehoben werden 
muß. In diesem Umfang ist seine Rechtsbeschwerde ohne 
Erfolg. 

Die dem Betroffenen früher erteilte EinzeIfernsehgeneh­
migung war ein ihn begünstigender Verwaltungsakl. Der Wi­
derruf dieser Genehmigung ist nur unter den Voraussetzun­
gen des § 14 Abs. 2 StVollzG statthaft, wobei dahingestellt 
bleiben kann, ob diese Vorschrift unmittelbar oder entspre­
chend anzuwenden ist. Denn diese Vorschrift enthält die im 
Verwaltungsrecht allgemein entwickelten Grundsätze über 
den Widerruf und die Rücknahme begünstigender Verwal­
tungsakte, die auch im Strafvollzugsrecht herangezogen 
werden müssen, sofern das Strafvollzugsgesetz keine ab­
weichende Regelung trifft (OLG Bremen Zeitschrift für Straf­
vollzug Sonderheft 1979, 57; Kammergericht, Beschluß vom 
9. Februar 1983 - 2 Ws 320/82 Vollz, OLG Bremen, Be­
schluß vom 25. Mai 1979 - Ws 13Sfi9 -). Im vorliegenden 
Fall bedarf es nur der Erörterung der Voraussetzungen des 
§ 14 Abs. 2 Ziff. 1 StVollzG, nach welcher Vorschrift die frü­
here Einzelfernsehgenehmigung dann widerrufen werden 
konnte, wenn aulgrund nachträglich eingetretener Umstän­
de der Anstaltsleiter nunmehr berechtigt wäre, die Maßnah­
me zu versagen. 

Die Annahme des Anstaltsleiters in seiner Entscheidung 
vom 28. November 1984 und des Präsidenten des Justiz­
vollzugsamts in seinem WiderspruChsbescheid vom 12. Fe­
bruar 1985. der Gefangene könne schon dehalb die Geneh­
migung zum Einzelfernsehemplang nicht beanspruchen, 
weil die in den Verwaltungsvorschriften festgelegten Fristen 
für den Besitz eines eigenen Fernsehgeräts nach der Ur­
laubsüberschreitung durch den Betroffenen nicht mehr er­
füllt seien, ist also rechtsirrig. 

Die Rundverfügung des JM NW vom 29. Oktober 1981, 
die Gru ndlage der dem Betroffenen erteilten Fernsehgeneh­
migung war, ist ersetzt worden durCh die Rundverfügung 
des JM NW vom 3. Oktober 1984 (4570 - IV A.8), die auch 
derzeit noch gültig ist. Diese Rundverfügung ist, wie auch 
die übrigen zum Strafvollzugsgesetz ergangenen Verwal­
tungsvorschriften, eine Entscheidungshilfe für die Vollzugs­
behörde, die der Gleichbehandlung der Gefangenen dient 
(für viele: OlG Hamm NSIZ 1 984, 143, zu den bundesein­
heiliichen VerwaltungsvorSChriften zum StVollzG). Soweit 
die Vollzugsbehörden in den Verwaltungsvorschriften Be­
stimmungen getroffen haben, die eine die Gefangenen be­
günstigende Auslegung des Strafvollzugsgesetzes vorse­
hen, sind die Behörden hierdurch eine Selbstbindung einge­
gangen, hinter der sie nicht zurückbleiben dürfen. 

Nach Nr. 2,1.2 der RV vom 3. Oktober 1984 kann 91 n be­
gründeter Ausnahmefall LS.v. § 69 Abs. 2 StVollzG hinsicht-



lieh der Gest8lftu,ng 
eigenen Felrnsehl~eräts 
der im 
det und die weitere Stratzeit noch als vier 
lrägt Diese zeitlichen Voraussetzungen sind nach Salz 2 
der angeführten Vorschrift auch dann erfOlit. wenn sie wah­
rend der Jaufenden Inhaftierung zu einem vor der Entschei-
dung vorgelegen haben. 

Das ist bei dem Betroffenen der Fall. Da er bereits zu dem 
Zeitpunkt. zu dem ihm Besitz und Betrieb des eigenen Fern­
sehgeräts gestattet wurden, mit kurzen Unterbrechungen 
sieben Jahre im Vollzug einsaß, waren auch zu einem Zeit­
punkt innerhalb der sieben Jahre die nunmehr milder gelaß­
ten zeitlichen Voraussetzungen der derzeitigen gültigen RV 
erfüllt. 

Diese zeitlichen Voraussetzungen waren auch während 
der .,Iaufenden Inhattierung" i.S.v. Nr. 2.1.2. Satz 2 der RV 
gegeben. Die "laufende Inhaftierung" ist nicht durch die et­
wa 6-wöchige Abwesenheit des Betroffenen aus dem Voll­
zug dergestalt unterbrochen worden. daß eine neue Inhaf­
tierung mit allgemeinem neuen Frisllauf begonnen hat. 

Die Auslegung des Begriffs "laufende Inhaftierung" muß 
unter Zugrundelegung einer natürlichen Betrachtungsweise 
enolgen. Es kann kein Zweifel daran bestehen. daß bel be­
sonders langer Abwesenheit eines flüchtigen Strafgefange­
nen nicht mehr davon die Rede sein kann, die "laufende In­
haftierung" werde fortgesetzt. Bei kürzerer. auch eigen­
mächtiger Abwesenheit tritt der Gefangene jedoch an sich in 
dieselben tatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse in der 
Justizvollzugsanstalt ein, wie er sie vor seiner Entfernung 
verlassen hat. 

Der Begriff der ..laufenden Inhaftierung" LS. der RV vom 
3. Oktober 1984 muß auch unter Zugrundelegung der Leit­
gedanken des Strafvollzugsgesetzes erfolgen. Mit der Stral­
volls\reckungskammer ist davon auszugehen, daß die Ver­
waltungsbehörde die Fristenregelung In der RV offenbar 
auch getroHen hat, um dem Gegensteuerungsgrundsatz in § 
3 Abs. 2 StVollzG Genüge zu tun. Hiernach ist schädlichen 
Folgen des Freiheitsentzuges entgegenzutreten. 

Dieses von der Verwallungsbehörde angenommene Be­
dürfnis für eigenen Fernsehempfang besteht uneinge­
schränkt auch nach kürzerer Abwesenheit des Gefangenen 
aus der Justizvollzugsanstalt (wozu auch eine 6-wöchige 
Abwesenheit noch zu rechnen ist) fort, weil hierdurch das als 
Folge der langen Inhaftierung möglicherweise entstandene 
Defizit nicht behoben sein kann. 

Da die Vollzugsbehörden ihre Entscheidungen allein und 
unrichtigerweise auf die Fristen In den Verwaltungsvor­
schriften gestützt haben, war die angefochtene Entschei­
dung aufzuheben. 

Entgegen der Ansicht der Strafvollslreckungskammer war 
der Leiter der Justizvollzugsanstalt jedoch nicht anzuwei­
sen. dem BetroHenen das Fernsehgerät herauszugeben. 
Vielmehr war ihm nur aufzugeben, den Betrof1enen unter 
Beachtung der Ansicht des Senats erneut zu bescheiden. 
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_ 1984 hat der An-

des § 109 Abs_ 
Wie aus den vorstehenden AusfOlhnJnl:;len hervorgeht. ist die 
an!del'ochtE,ne Fnt~r'hA,irlllnl'l nicht frei von Rechlsfeh/ern. so 
daß eine erneute erforderlich ist. In der Sache 
selbst entscheiden durfte die Ka.mmer indessen niCht, weil 
die Sache nicht ist (vgl. § i 15 Abs. 4 StVollzG). Zu 
Unrecht meint die Kammer, daß die Rückgabe des Fernseh­
geräts die einzig mögliche Entscheidung sei. Durch die Ur­
laubsüberschreitung des Gefangenen ist eine veränderte 
Situation eingetreten, die in Verbindung mit den sonstigen 
Umständen des Falles den Widerruf des EinzeIfernsehemp­
fangs und damit die Zurückweisung des Begehrens des Be­
troHenen als berechtigt erscheinen lassen könnte. 

Nach Nr. 2.1.2 der RV vom 3. Oktober 1 984 iSI, abgese­
hen von der Enüllung bestimmter, hier gegebener Fristen, 
Voraussetzung für die Genehmigung eines eigenen Fern­
sehgeräts, daß der Gefangene des Fernsehempfangs in be­
sonderem Maße bedarf. An dieser Voraussetzung für die 
Genehmigung hat sich durch die vergleichsweise kurze Ab­
wesenheit nach sehr langer Inhaftierung nichts geändert. 
Auf die weitere Voraussetzung. daß "eine Teilnahme am ge­
meinschaftlichen Fernsehen nicht oder nicht in ausreichen­
dem Umfang angeboten wird", kann die Flucht naturgemäß 
keinen Einfluß gehabt haben. Doch auch bei Erfüllung all 
dieser Voraussetzungen ist nach der RV der Anstaltsleiter 
nicht verpflichtet, einen begründeten Ausnahmefall anzu­
nehmen. Denn nach der Verwaltungsvorschrift "kann", nicht 
"muß" bei Vorliegen der anderen Voraussetzungen ein be­
gründeter Ausnahmefall angenommen werden. Diese Re­
gelung in der Verwaltungsvorschrift ist rechtlich nicht zu be­
anstanden. wenn die Vollzugsbehörde bei ihrer Anwendung 
beachtet. daß sie bei der Prüfung, ob ein begründeter Aus­
nahmefall vorliegt, keinen Ermessensspielraum hat, son­
dern es sich hierbei um einen auszufüllenden unbestimmten 
Rechtsbegriff handelt (OLG Frankfurt NStZ 1982, 350). Es 
bestehen rechtlich keine Bedenken dagegen, wenn bei der 
Entscheidung durch den Anstaltsleiter. ob ein Ausnahmefall 
im Sinne der RV angenommen werden "kann" insbesonde­
re die Prüfung angestellt wird. ob die Gewährung eines eige­
nen Fernsehgeräts der Erreichung des Vollzugszieles i.S. v. 
§ 2 StVollzG unter Berücksichtigung neuer Umstände noch 
weiterhin als förderlich angesehen werden kann. Diese 
übergeordnete Aufgabe des Vollzuges ist letzter Maßstab 
bei allen Behandlungsmaßnahmen, so auch bei der Ertei­
lung und Aufrechterhaltung von Genehmigungen nach § 69 
Abs. 2 StVolizG. 

Die Sache war niCht an die Stratvollstreckungskammer 
zur Prüfung - nach weiterer Talsachenfeststellung -, ob sich 
an der Ausfüllung des unbestimmten Rechtsbegriffes "be­
gründeter Ausnahmefall" durch die eigenmächtige Abwe­
senheit des BetroHenen etwas geändert hat, zurückzuver­
weisen. Vielmehr hatte der Senat insoweit dem Anslaltslei­
ter aufzugeben, eine erneute Entscheidung zu treHen (§ 119 
Abs. 4 Satz 2 StVollzG). da diesem bei der Prognoseent­
scheidung. ob eine Maßnahme der Erreichung des Voll­
zugsziels dienlich ist, ein Beurteilungsspielraum einzuräu­
men ist. 

Die Koslenenlscheidung folgt aus § 121 Abs. 2 StVolizG. 
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§§ 2 Satz 2, 14 Abs. 2, 82 Abs. 2 Satz 2 
StVollzG, Nr. 73 Abs. 2 VVJug 
(Ablösung aus dem Lehrverhältnis bei 
Entweichung, Disziplinarmaßnahme) 
1. Die Ablösung aus dem Lehrverhältnis (hier: Maler­

lehre) stellt den Widerruf eines begünstigenden Ver­
waltungsaktes im Sinne des § 14 Abs. 2 StVollzG dar. 
Er ist - soweit nicht Besonderheiten des Jugend­
strafvollzugs entgegenstehen - auch hier wegen der 
vom Gefangenen gezeigten hohen Fluchtbereit­
schaft zulässig; der Anstaltsleiter hat neben der Be­
handlung des Gefangenen auch die Sicherheit und 
Ordnung des Vollzugs aufrechtzuerhalten sowie den 
Schutz der Allgemeinheit vor weiteren Straftaten, wie 
sie erfahrungsgemäß vor allem während einer Flucht 
häufig begangen werden (vgl. § 2 Satz 2 StVollzG). 

2. Die Verhängung einer Disziplinarstrafe wegen der 
Entweichung an läßlich einer Ausführung zu einer 
Prüfung außerhalb des Vollzugs ist jedenfalls dann 
gerechtfertigt, wenn der Jugendliche die auch ihm 
obliegende Pflicht, den ihm zugewiesenen Bereich 
nicht ohne Erlaubnis zu verlassen (§ 82 Abs. 2 Satz 2 
StVollzG, Nr. 73 Abs. 2 Satz 2 VVJug), verletzt. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Hamm vom 31. 10. 
1985 - 1 VAs 78/85 -

Gründe: 

Der am 19. Dezember 1962 geborene Betroffene verbüßt 
gegenwärtig eine Jugendstrafe von 2 Jahren und 4 Monaten 
wegen Diebstahls in besonders schwerem Fall. Das Stra­
fende ist für 1. November 1985 vorgesehen. Anschließend 
hat er eine Gesamtfreiheitsstrafe von 1 Jahre und 2 Monaten 
zu verbüßen, so daß das endgültige Ende der Strafvollstrek­
kung auf den 1. Januar 1987 notiert ist. Die Straftaten, die zu 
dieser letzteren Verurteilung führten, hat der Betroffene be­
gangen, als er von einem Ausgang, der ihm während des 
Strafvollzuges für den 25. April 1984 gewährt worden war, 
nicht freiwillig zurückkehrte. Er konnte erst am 13. Juni 1984 
wieder festgenommen werden. 

Der Betroffene machte in der Justizvollzugsanstalt S., in 
der er damals einsaß, eine Malerlehre. Am 16. November 
1984 mußte er sich außerhalb der Justizvollzugsansta.lt ei­
ner Zwischenprüfung unterziehen. Er wurde zu diesem 
Zwecke von einem JustizVOllzugSbediensteten ausgeführt. 
Nachdem der Betroffene seine Prüfungsarbeit fertiggestellt 
hatte, gelang es ihm, obwohl seine dauernde und unmittel­
bare Bewachung angeordnet war, zu entweichen. Erst am 
25. November 1984 konnte er anläßlich eines Kraftfahrzeug­
unfalles festgenommen werden. 

Mit dem Vorwurf, der Betroffene habe während seiner un­
erlaubten Abwesenheit aus der Anstalt ein Kraftfahrzeug ge­
stohlen und dieses, ohne im Besitz einer Fahrerlaubnis zu 
sein, geführt, hat die Staatsanwaltschaft gegen ihn am 28. 
Januar 1985 Anklage erhoben. Das Amtsgericht hat am 23. 
April 1985 das Verfahren im Hinblick auf die übrigen Verur­
teilungen des Betroffenen gem. § 154 StPO eingestellt. 

Am 28. November 1984 hat der Leiter der Justizvollzugs­
anstalt S. wegen der Flucht des Betroffenen dessen Ablö­
sung aus der Malerlehre angeordnet und gleichzeitig eine 
Disziplinarmaßnahme - 7 Tage Arrest, 4 Wochen Freizeit­
sperre und zweimal eine halbe Einkaufssperre - verhängt. 
Diese Disziplinarmaßnahmen sind sämtlich in der Zeit bis 
zum 3. Januar 1985 vollzogen worden. 

Gegen diese Maßnahmen hat der Betroffene mit Schrei­
ben vom 29. November 1984, eingegangen beim Justizvoll­
zugsamt Köln am 3. Dezember 1984, Widerspruch einge­
legt. Diesen Widerspruch hat der Präsident des Justizvoll­
zugsamts Köln am 30. Januar 1985 abschlägig beschieden, 
jedoch den Leiter der Justizvollzugsanstalt S. gebeten, zu 
überprüfen, ob eine Fortsetzung der Lehre möglich sei. Wie 
der Leiter der Justizvollzugsanstalt S. dem Präsidenten des 
Justizvollzugsamts Köln am 14. März 1985 berichtet hat, 
sieht er jedoch keine Möglichkeit zur Fortsetzung der Ausbil­
dung. Die Aushändigung des Widerspruchsbescheides an 
den Betroffenen ist erst für den 26. September 1985 nach­
weisbar. 

Am 5. März 1985 wurde der Betroffene aus dem Jugend­
strafvollzug herausgenommen und in die Justizvollzugsan­
stalt D., am 21. Mai 1985 von dort weiter in die Justizvoll­
zugsanstalt G. verlegt. 

Der Betroffene wendet sich mit näheren Ausführungen in 
erster Linie gegen seine Ablösung aus dem Lehrverhältnis 
und gegen die Verhängung der Disziplinarmaßnahme. 

Diese Anträge des Betroffenen sind unter Zugrundele­
gung des Rechtsgedankens des § 300 StPO als Anträge auf 
Feststellung der Rechtswidrigkeit der Beendigung der Aus­
bildung und der Verhängung der Disziplinarmaßnahme zu 
werten. Denn die Disziplinarmaßnahme ist inzwischen voll­
zogen und kann nicht mehr rückgängig gemacht werden. 
Der Leiter der Justizvollzugsanstalt S. hätte auch bei ent­
sprechender Verurteilung gar nicht mehr die Möglichkeit, die 
Ausbildung fortzusetzen, da der Betroffene aus S. fortver­
legt ist (§ 28 Abs. 1 S. 4 EGGVG). 

Der Betroffene hat auch ein berechtigtes Interesse an der 
Feststellung der Rechtswidrigkeit. Die Verhängung einer 
Disziplinarmaßnahme hat diskriminierenden Charakter für 
die Zukunft, und sie kann bei künftigen Vollzugsentschei­
dungen zum Nachteil des Betroffenen ins Gewicht fallen. 

Das gleiche gilt hinsichtlich einer Ablösung aus einem 
Ausbildungsverhältnis wegen schuld haften Verhaltens ei­
nes Gefangenen, da insoweit ein enger Zusammenhang mit 
den Disziplinarmaßnahmen besteht. Das Begehren des Be­
troffenen ist jedoch nicht begründet. 

Es ist rechtlich nicht zu beanstanden, daß der Leiter der 
Justizvollzugsanstalt den Betroffenen aus der Malerausbil­
dung abgelöst hat. Die Einteilung des Betroffenen für eine 
Lehrausbildung zum Maler in der Justizvollzugsanstalt S. 
war ein begünstigender Verwaltungsakt. Derartige Begün­
stigungen dürfen nur unter bestimmten gesetzlichen Vor­
aussetzungen widerrufen werden. Das Strafvollzugsgesetz 
hat in § 14 Bestimmungen darüber getroffen, wann der An­
staltsleiter berechtigt ist, Vollzugslockerungen und Urlaub 



zu widerrufen. Diese Bestimmung ist in entsprechender 
Weise auch auf den Widerruf sonstiger begünstigender Ver­
waltungsakte nicht nur im Erwachsenenstrafvollzug, son­
dern auch im Jugendstrafvollzug anzuwenden, sofern nicht 
im Einzelfall Besonderheiten des Jugendstrafvollzuges dem 
entgegenstehen. (Zum Widerruf begünstigender Verwal­
tungsakte siehe auch die zur Veröffentlichung bestimmte 
Senatsentscheidung vom 3. Oktober 1985 - 1 Vollz (Ws) 
122/85 -). Das ist hier nicht der Fall. 

Im vorliegenden Fall waren die Widerrufsvoraussetzun­
gen nach § 14 Ab. 3 Ziff 1 und 2 StVollzG (in entsprechender 
Anwendung) gegeben. 

Der Ansta.ltsleiter war aufgrund nachträglich eingetrete­
ner Umstände berechtigt, die begünstigende Maßnahme zu 
versagen. Durch die wiederholte Flucht des Betroffenen, 
von der er in keinem Fall freiwillig zurückgekehrt ist und wäh­
rend der er zumindest einmal erneut bedeutsame Straftaten 
begangen hat, hat er eindringlich seine Unzuverlässigkeit 
unter Beweis gestellt. Es kann deswegen durchaus ohne 
rechtliche Beanstandung nachvollzogen werden, daß der 
Leiter der Justizvollzugsanstalt S. es nicht mehr verantwor­
ten konnte, die Ausbildung fortzusetzen. Der Betroffene hät­
te im Rahmen der weiteren Lehre 14 Tage lang an einer so­
genannten überbetrieblichen Ausbildung außerhalb der An­
stalt und schließlich an einer4Y2 Tage dauernden Abschluß­
prüfung in den Räumen der Kreishandwerkerschaft teilneh­
men müssen. Die vom Betroffenen gezeigte hohe Fluchtbe­
reitschaft hätte es - darin ist dem Leiter der Justizvollzugs­
anstalt S. zu folgen - als ein unvertretbares Sicherheitsrisiko 
erscheinen lassen, ihm für diese Zeiten Ausgang zu gewäh­
ren. Denn der Leiter der Justizvollzugsanstalt hatte nicht nur 
die Behandlung des Betroffenen im Sinne von § 2 S. 1 
StVollzG (in entsprechender Anwendung) im Auge zu behal­
ten, sondern auch das Erfordernis, Sicherheit und Ordnung 
des Vollzuges aufrechtzuerhalten und den Schutz der Allge­
meinheit vor weiteren Straftaten, wie sie erfahrungsgemäß 
vor allem während einer Flucht häufig begangen werden, zu 
gewährleisten (§ 2 S. 2 StVollzG); 

Auch gegen die Verhängung der Disziplinarmaßnahmen 
ist rechtlich nichts zu erinnern. Die Ansicht des Betroffenen, 
das Grundgesetz gewähre ihm ein Recht auf Flucht, ist be­
merkenswert abwegig. Er irrt auch mit der Annahme, es ge­
be eine dahingehende obergerichtliche Rechtsprechung, 
wegen Flucht dürften keine Disziplinarmaßnahmen ver­
hängt werden. Es ist nur wiederholt ausgesprochen worden, 
die nicht rechtzeitige Rückkehr aus einem Urlaub aus dem 
Strafvollzug dürfe nicht mit Disziplinarmaßnahmen geahn­
det werden (vgl. OLG Celle, Zeitschrift für Strafvollzug 1983, 
317 und 383). Es kann in diesem Zusammenhang dahinge­
stellt bleiben, ob der Senat dem folgt. Im vorliegenden Fall 
konnten jedenfalls gegen den Betroffenen Disziplinarmaß­
nahmen verhängt werden, weil der Betroffene schuldhaft 
gegen ihn im Rahmen des Jugendstrafvollzugs obliegende 
Pflichten verstoßen hat. Wie im ErwachsenenstrafvOllzug 
(§ 82 Abs. 2 S. 2 StVollzG), besteht auch für den Jugend­
strafvollzug die Pflicht, daß ein Gefangener den ihm zuge­
wiesenen Bereich nicht ohne Erlaubnis verlassen darf. Zu­
gewiesen waren in diesem Sinne dem Betroffenen anläßlich 
der Prüfung am 16. November 1984 die Prüfungsräumlich­
keiten, aus denen er jedoch entwichen ist. 
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Auch unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Ju­
gendstrafvollzuges sind die vom Anstaltsleiter angeordne­
ten Disziplinarmaßnahmen nicht zu beanstanden. Insbe­
sondere war die Verhängung von Arrest berechtigt, weil der 
Betroffene durch die Flucht, die bis zum 25. November 1984 
dauerte, eine schwere Verfehlung, wie sie auch nach § 103 
Abs. 2 StVollzG für die Verhängung von Arrest im Erwach­
senenstrafvollzug gefordert wird, begangen hat. 

Der Umstand, daß der Betroffene vorträgt, bei seiner Mut­
ter habe damals Selbstmordgefahr bestanden, und sie habe 
auch einen Selbstmordversuch begangen, kann zu keiner 
anderen Beurteilung führen. Der Betroffene hätte durch 
rechtmäßige Mittel darauf hinwirken müssen, daß-die Rich­
tigkeit seiner Behauptung unterstellt - den schwerwiegen­
den Problemen, die sich aus dem angeblichen Zustand sei­
ner Mutter ergaben, mit angemessenen Mitteln begegnet 
wurde. Seine Flucht gehörte nicht dazu. Auf keinen Fall kann 
trotz der Sorge, die der Betroffene um seine Mutter gehabt 
haben mag, ihm dafür Verständnis entgegengebracht wer­
den, daß er 9 Tage aus der Anstalt abwesend blieb und sei­
ne Flucht nur durch Verhaftung, die ein Zufall ermöglicht hat­
te, beendet werden konnte. 

Soweit sich der Betroffene gegen die Anstaltsleiterverfü­
gung, die seine Verlegung vom 5. März 1985 anordnete, 
wendet, ist der Antrag auf gerichtliche EntSCheidung unzu­
lässig. Er hat hinsichtlich dieser Maßnahme das Beschwer­
deverfahren nach §§ 24 Abs. 2 EGGVG in Verbindung mit 
dem nord rhein-westfälischen Vorschaltverfahrensgesetz 
vom 20. Februar 1979 nicht durchgeführt. 

Ebenso ist das Begehren des Betroffenen, mit dem er sich 
in späteren Schriftsätzen während des gerichtlichen Verfah­
rens dagegen wendet, daß ihm Berichtshefte, die er wäh­
rend seiner Lehre geführt hat, nicht zurückgegeben worden 
seien, daß ihm die Möglichkeit, ein Telefongespräch mit ei­
nem Rechtsanwalt zu führen, nicht eingeräumt und ein von 
ihm nachgesuchter Urlaub nicht gewährt worden sei, unzu­
lässig. Insoweit liegen keine im gerichtlichen Verfahren an­
fechtbaren Anstaltsleiterentscheidungen vor. Demgemäß 
mußte insgesamt das Begehren des Betroffenen ohne Er­
folg bleiben. Die Entscheidung über die Kosten und Ausla­
gen folgt aus §§ 30 EGGVG, 30, 130 KostO. 

§ 14 Abs. 2 StVollzG (Widerruf einer 
begünstigenden Maßnahme) 

Es kann einen den Gefangenen begünstigenden Voll­
zugs-Verwaltungsakt mit Dauerwirkung darstellen, 
wenn der Anstaltsleiter in Ausübung des ihm einge­
räumten Ermessens eine für den Gefangenen vorteil­
hafte Maßnahme trifft, auf die dieser keinen Rechtsan­
spruch hat. Die Annahme eines solchen begünstigen­
den Verwaltungsakts erscheint Insbesondere gerecht­
fertigt, wenn die Vergünstigung dem Gefangenen 
erkennbar über einen längeren Zeitraum eingeräumt 
werden soll (hier: Therapie durch einen Psychologen). 
Auf ihre Entziehung ist die Bestimmung des § 14 Abs. 2 
StVollzG anzuwenden. 

Beschluß des Kammergerichts vom 30. November 1984 
- 5 Ws 370/84 -
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§§ 17 Abs. 2 Satz 1,109 ff., 114 Abs. 2 
Satz 3, 116 Abs. 1, 201 Nr. 2 StVollzG 
(gemeinsame Freizeit, Voraussetzungen 
einer Einschränkung) 
1. § 114 Abs. 2 Satz 3 StVollzG schließt die Anfechtung 

aller - auch ablehnender - Entscheidungen über An­
träge auf einstweilige Anordnungen aus. 

2. Im Verfahren nach §§ 109 ff. StVollzG gilt das Amtser­
mittlungsprinzip. 

3. Sind die Feststellungen des Beschlusses der Straf­
vOllstreckungskammer derart unzureichend, daß die 
Voraussetzungen der Zulässigkeit der Rechtsbe­
schwerde nach § 116 Abs. 1 StVollzG nicht überprüft 
werden können, ist die Rechtsbeschwerde statthaft. 

4. Der Gefangene hat nach § 17 Abs. 2 Satz 1 StVollzG 
ein Recht darauf, seine Freizeit In Gemeinschaft mit 
anderen Gefangenen zu verbringen. Daraus folgt 
nicht, daß der Gefangene einen Anspruch darauf hat, 
seine gesamte oder überwiegende Freizeit zusam­
men mit anderen zu verbringen. 

5. Die Frage, ob die räumlichen, personellen oder orga­
nisatorischen Verhältnisse tatsächlich einer gemein­
samen Freizeit der Gefangenen entgegenstehen 
(§ 201 Nr. 2 StVollzG), unterliegt der gerichtlichen 
Nachprüfung. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Koblenz vom 24. 9. 
1985 - 2 Vollz (Ws)75/85 -

Gründe: 

Mit seinem Antrag auf gerichtliche Entscheidung erstrebt 
der Gefangene die Gewährung des Umschlusses in der 
Freizeit. Er hat zugleich beantragt, die Vollzugsbehörde im 
Wege der einstweiligen Anordnung zu dieser Maßnahme zu 
verpflichten. 

Die Strafvollstreckungskammer hat mit dem angefochte­
nen Beschluß den Antrag auf einstweilige Anordnung als un­
zulässig, den Antrag auf gerichtliche Entscheidung als un­
begründet verworfen. Sie hat es auch abgelehnt, dem Ge­
fangenen Prozeßkostenhilfe zu gewähren. 

Hiergegen richtet sich die form- und fristgerecht erhobene 
"Rechtsbeschwerde" des Gefangenen. Sie hat überwie­
gend einen zumindest vorläufigen Erfolg. 

1. Das Rechtsmittel ist unzulässig, soweit es die Ableh­
nung des Antrags auf einstweilige Anordnung betrifft. § 114 
Abs. 2 Satz 3 StVollzG schließt die Anfechtung solcher Ent­
scheidungen - auch der ablehnenden (BGH NJW 1979 S. 
664) - ausdrücklich aus. 

2. Was den Antrag auf gerichtliche Entscheidung betrifft, 
so ist vorab festzustellen, daß er sich nicht ausdrücklich ge­
gen eine "Maßnahme zur Regelung einzelner Angelegen­
heiten" (§ 109 Ab. 1 StVollzG) wendet. Der Begründung des 
Antrags ist jedoch zu entnehmen, daß der Gefangene sich 

gegen die Verweigerung gemeinsamer Freizeit mit anderen 
Gefangenen wehrt. Aus der Stellungnahme der Justizvoll­
zugsanstalt ist ersichtlich, daß ihm ein ZeIlenaufschluß oder 
Umschluß mit anderen Gefangenen tatsächlich versagt 
wird. Damit sind die Voraussetzungen des § 109 Abs. 1 
StVollzG gegeben; denn der Gefangene greift nicht nur die 
in der Justizvollzugsanstalt Wittlich allgemein geltende Frei­
zeitregelung an, sondern zugleich auch die ihn persönlich 
treffende Vorenthaltung gemeinsamer Freizeit. 

Die Rechtsbeschwerde gegen die Verwerfung des An­
trags auf gerichtliche Entscheidung ist zulässig. Die Fest­
stellungen des Beschlusses der Strafvollstreckungskammer 
hierzu sind so unzureichend, daß die Voraussetzungen der 
Rechtsbeschwerde nach § 116 Abs. 1 StVollzG nicht über­
prüft werden können; das gebietet ihre Zulassung (Schuler 
in Schwind-Böhm, StVollzG, § 116 Rn. 6). - Die Rechtsbe­
schwerde ist auch auf eine Verletzung des Gesetzes, und 
zwar der §§ 21 e und 21 g GVG sowie des § 17 StVollzG, ge­
stützt (§ 116 Abs. 2 StVollzG). 

a) Die Rüge, anstelle des Richters am Landgericht Ga­
belmann habe die Richterin am Landgericht Keil entschei­
den müssen (§§ 118 Abs. 2 StVollzG, 338 Nr. 1 StPO) , ist 
unberechtigt, soweit § 21 e GVG in Betracht kommt; denn 
nach der Geschäftsverteilung des Landgerichts Trier gehört 
auch Richter am Landgericht Gabelmann der Strafvollstrek­
kungskammer Wittlich an. - Sollte der Gefangene eine Ver­
letzung der kammerinternen Geschäftsverteilung (§ 21 g 
GVG) beanstanden wollen, so entspricht seine Rüge nicht 
der durch §§ 118 Abs. 2 StVollzG, 344 Abs. 2 Satz 2 StPO 
vorgeschriebenen Form. Danach müssen Verfahrensrügen 
die den behaupteten Mangel enthaltenen Tatsachen ange­
ben. Hier gehört dazu auch, daß die Abweichung von der 
kammerinternen Geschäftsverteilung - wenn eine solche 
überhaupt vorläge - auf Willkür oder sonstigem Rechtsmiß­
brauch beruhe (BGHSt 21/250, 255; KleinknechtiMeyer, 
StPO, 37. Aufl., § 338 Rn. 7). Derartiges hat der Gefangene 
nicht vorgetragen. 

b) Die Strafvollstreckungskammer geht zutreffend davon 
aus, daß der Gefangene gemäß § 17 Abs. 2 Satz 1 StVollzG 
ein Recht darauf hat, seine Freizeit in Gemeinschaft mit an­
deren Gefangenen zu verbringen (Böhm in Schwind-Böhm 
aaO, § 17 Rn. 4 a.E.; Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, 2. 
Aufl., § 17 Rn. 1). Dieses Recht auf gemeinsame Freizeit 
geht - was die Kammer zu verkennen scheint - über den 
Rahmen gemeinschaftlicher Veranstaltungen hinaus. Das 
zeigt die Gegenüberstellung der Sätze 1 und 2 des § 17 Abs. 
2 StVolizG. Zudem ist aus § 17 Abs. 3 StVollzG zu schließen, 
daß die gemeinsame Freizeit die Regel sein soll. Das bedeu­
tet andererseits freilich nicht, daß der Gefangene einen An­
spruch darauf habe, seine gesamte oder überwiegende 
Freizeit zusammen mit anderen zu verbringen (OLG Frank­
furt, Beschl. v. 4. Dezember 1980-3 Ws 47/80-). 

Gemeinsame Freizeit in Form des Zellenaufschlusses 
bringt allerdings für die Sicherheit und Ordnung innerhalb ei­
ner Anstalt erhebliche Gefahren mit sich. Nach Böhm (aaO) 
gibt es zahllose Beispiele im In- und Ausland dafür, daß sich 
in nach innen offenen Anstalten eine kaum mehr kontrollier­
bare Subkultur entwickelt, bis hin zur Terrorisierung der Ge­
fangenen untereinander. Darum sind gemeinsame Freizei-



ten von Gefangenen nur durchführbar, wo die baulichen und 
personellen Voraussetzungen eine Aufgliederung der Ge­
fangenen in abtrennbare, überschau bare und damit kontrol­
lierbare Gruppen ermöglichen. Das ist jedoch in vielen An­
stalten, vor allem in den älteren, nicht der Fall. Deshalb ge­
stattet das Gesetz für Anstalten, mit deren Bau vor dem 1. 
Januar 1977 begonnen wurde (hierzu zählt auch die Justiz­
vollzugsanstalt Wittlich), über den Rahmen des § 17 Abs. 3 
StVollzG hinaus eine Einschränkung der gemeinsamen 
Freizeit auch dann, "wenn und solange die räumlichen, per­
sonellen und organisatorischen Verhältnisse der Anstalt 
dies erfordern" (§ 201 Nr. 2 StVollzG). -

Hierauf will sich offenbar der Leiter der Justizvollzugsan­
stalt berufen. Die Frage aber, ob die räumlichen, personel­
len und organisatorischen Anstaltsverhältnisse tatsächlich 
einer gemeinsamen Freizeit der Gefangenen entgegenste­
hen, unterliegt der gerichtlichen Nachprüfung (Böhm aaO § 
201 Rn. 4). Sie läßt der angefochtene Beschluß vermissen. 
Der erste Richter hat hierzu keinerlei tatsächliche Feststel­
lungen getroffen. Darum läßt sich nicht nachprüfen, ob die 
Voraussetzungen des § 201 Nr. 2 StVollzG vorliegen. 

Die Strafvollstreckungskammerwird diese Feststellungen 
nachzuholen haben. Dabei wird sie auch zu prüfen haben, 
ob die Anstaltsverhältnisse in Wittlich - wenn keinen Auf­
schluß in größeren Gruppen - nicht wenigstens einen zweit­
weisen "Umschluß" einiger Gefangener (vgl. Böhm aaO § 
17 Nr. 4 a.E.) zulassen. Diese Prüfung bedarf besonderer 
Sorgfalt, wenn - wie der Gefangene bislang unwiderspro­
chen vorgetragen hat - der Umschluß in allen anderen Ju­
stizvollzugsanstalten des Landes üblich sein sollte. -In die­
sem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, daß im Ver­
fahren nach §§ 109 ff. StVollzG das Amtsermittlungsprinzip 
gilt (Schuler in Schwind-Böhm § 115 Rn. 2 und die dort zitier­
te Rechtsprechung). Soweit Auskünfte der Justizvollzugs­
anstalt oder anderer Behörden einzuholen sind, gibt vorlie­
gendes Verfahren Anlaß zu der Empfehlung, Antwortfristen 
zu bestimmen und auch durchzusetzen. Es ist in mehrfacher 
Hinsicht untragbar, wenn Aufforderungen des Gerichts zur 
Stellungnahme erst nach fast drei Monaten beantwortet 
werden. 

Die Sache war aus vorstehenden Gründen unter Aufhe­
bung der angefochtenen Entscheidung an die Strafvollstrek­
kungskammer zurückzuverweisen (§ 119 Abs. 4 Sätze 1 
und 3 StVollzG). 

3. a) Dem Antrag des Gefangenen auf Bewilligung der 
Prozeßkostenhilfe für die Rechtsbeschwerde war stattzuge­
ben, soweit diese sich gegen die Verwerfung des Antrags 
auf gerichtliche Entscheidung richtet. Der Gefangene be­
zieht nur Taschengeld. Er ist nicht in der Lage, die Kosten 
des Rechtsbeschwerdeverfahrens aufzubringen. Seine 
Rechtsverfolgung in der Rechtsbeschwerdeinstanz hat 
auch Erfolg (§§ 120 Abs. 2 StVollzG, 114 ZPO). 

Dagegen war Prozeßkostenhilfe für die Rechtsbeschwer­
de gegen die Ablehnung einer einstweiligen Anordnung 
mangels Erfolgsaussicht zu versagen (vgl. oben zu 1. a). 

b) Soweit sich das Rechtsmittel des Gefangenen auch 
gegen die Verweigerung der Prozeßkostenhilfe für das Ver-
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fahren vor der Strafvollstreckungskammer wendet, gilt es 
als Beschwerde nach § 127 Abs. 2 ZPO LV.m. § 120 Abs. 2 
StVolizG. Der angefochtene Beschluß ist in diesem Punkt in­
soweit aufzuheben, als die Strafvollstreckungskammer die 
Prozeßkostenhilfe auch für den Antrag auf gerichtliche Ent­
scheidung versagt hat. Für diesen Bereich kann - wie sich 
aus den Ausführungen zu 2. b) ergibt-eine hinreichende Er­
folgsaussicht nicht verneint werden. - Eine dahingehende 
Abänderung des Beschlusses durch den Senat kam jedoch 
nicht in Betracht, weil ein Antrag auf Prozeßkostenhilfe für 
den ersten Rechtszug aus den Akten nicht ersichtlich ist, of­
fenbar aber doch gestellt worden war. Sollte letzteres zutref­
fen, so wird die Strafvollstreckungskammer auch über die­
sen Prozeßkostenhilfeantrag nochmals zu entscheiden ha­
ben. 

Im übrigen ist die Beschwerde unzulässig. Da die Versa­
gung einer einstweiligen Anordnung nicht angefochten wer­
den kann (s.o. zu 1), ist auch gegen die Verweigerung der 
Prozeßkostenhilfe für den Antrag auf einstweilige Anord­
nung kein Rechtsmittel gegeben. Dies folgt aus dem Grund­
satz, daß der Rechtszug in Nebenentscheidungen nicht wei­
terführt als der der Hauptsache. 

§§ 17 Abs. 3 Nr. 3, 69 Abs. 2, 
115 Abs. 5 StVollzG (Fluchtgefahr, 
Fernsehgerät und "Umschluß") 
1. Hat der Gefangene die Anordnung der Einzelhaft 

durch einen Fluchtversuch und eine gelungene 
Flucht selbst verschuldet, kann dies die Annahme ei­
nes begründeten Ausnahmefalles im Sinne des § 69 
Abs. 2 StVollzG nicht rechtfertigen. Die Zulassung ei­
nes eigenen Fernsehgerätes käme sonst einer "Be­
lohnung" für den Fluchtversuch gleich. 

2. Stört ein Gefangener durch einen Ausbruchsver­
such und einen VOllendeten Ausbruch die Sicherheit 
und Ordnung empfindlich, handelt die Vollzugsbe­
hörde im Rahmen ihres Ermessens, wenn sie den be­
antragten "Umschluß" verweigert. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Celle vom 23. 1. 1985 
- 3 Ws 496/84 (StrVollz) -

Gründe: 

Der Antragsteller verbüßt gegenwärtig wegen Mordes u.a. 
eine Jugendstrafe von zehn Jahren. Die Jugendstrafe wird 
gemäß § 92 Abs. 2 JGG nach den Vorschriften des Strafvoll­
zuges für Erwachsene in der Justizvollzugsanstalt Wolfen­
büttel vollstreckt. 

Seinen Antrag, ihm u.a. die Benutzung eines eigenen 
Fernsehers zu gestatten und "Umschluß" zu gewähren, hat 
der Leiter der Vollzugsanstalt und auf den Widerspruch des 
Antragstellers hin auch der Präsident des Justizvollzugs­
amts abgelehnt. Die Justizverwaltung begründet ihre Ableh­
nung im wesentlichen damit, daß der Antragsteller durch 
sein vollzugliches Verhalten - Fluchtversuch aus der Justiz­
vollzugsanstalt Vechta und Flucht aus der Justizvollzugsan­
stalt Wolfenbüttel - die Anordnung der Einzelhaft selbst zu 
vertreten habe und daher ein begründeter Ausnahmefall 
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nach § 69 Abs. 2 StVollzG nicht vorliege. Hinsichtlich der 
Gestattung des "Umschlusses" hat die Justizvollzugsver­
waltung ihre Ablehnung auf das bestehende Sicherheitsbe­
dürfnis der Anstalt und auf die Kommunikationsmöglichkei­
ten des Antragstellers mit Mitgefangenen während der Frei­
stunde gestützt. Daß er diese Möglichkeit nicht wahrnehme 
und sich stattdessen sportlich betätige, sei - so führt sie aus 
- Sache des Antragstellers. 

Die Strafvollstreckungskammer hat unter Zurückweisung 
des weitergehenden Antrages die Vollzugsbehörde ver­
pflichtet: 

1. Die Benutzung eines eigenen Fernsehgerätes durch 
den Antragsteller zuzulassen ... 

2. dem Antragsteller in seinem Haftraum den Besuch 
eines anderen Gefangenen (Umschluß) zu ermögli­
ehen .... 

Die Strafvollstreckungskammer hat dazu festgestellt, daß 
der Umstand, daß sich der Antragsteller in Einzelhaft befin­
det, einen "begründeten Ausnahmefall" im Sinne des § 69 
Abs. 2 StVollzG darstellt. Daran ändere auch nichts, daß der 
Antragsteller diese Sicherungsmaßnahmen selbst zu vertre­
ten habe. Die Verpflichtung, "Umschluß" zu gewähren, hat 
die Strafvollstreckungskammer damit begründet, daß zur 
Aufrechterhaltung des seelischen Gleichgewichts bei der 
langen Verbüßungszeit und der Vielzahl von besonderen Si­
cherungsmaßnahmen ein Mindestmaß an Kommunikation 
erforderlich sei. Der Umstand, daß der Antragsteller die Frei­
stunde zur sportlichen Betätigung und nicht zur Kommunika­
tion benutze, könne ihm nicht vorgeworfen werden. 

Gegen diesen Beschluß wendet sich der Präsident des 
Justizvollzugsamts mit seiner auf die Verletzung materiellen 
Rechts gestützten Rechtsbeschwerde. 

Das form- und fristgerecht eingelegte Rechtsmittel ist ge­
mäß § 116 Abs. 1 StVollzG zulässig, weil die Nachprüfung 
der angefochtenen Entscheidung zur Fortbildung des 
Rechts, nämlich ob Einzelhaft stets als "begründeter Aus­
nahmefall" nach § 69 Abs. 2 StVollzG anzusehen ist, gebo­
ten ist. Im übrigen ist die Rechtsbeschwerde zulässig, weil 
es wegen des nachfolgend aufzuzeigenden Rechtsfehlers 
geboten ist, die Nachprüfung der angefochtenen Entschei­
dung zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung zu 
ermöglichen. 

Die Rechtsbeschwerde ist auch begründet. Der ange­
fochtene Beschluß ist auf die Sachrüge aufzuheben. 

1. Ein begründeter Ausnahmefall i.S. des § 69 Abs. 2 St­
VollzG liegt nicht vor. 

Einzelhaft wird zwar allgemein als "begründeter Ausnah­
mefall" angesehen (vgl. OLG Frankfurt NStZ 1982, 350; KG, 
Beschl. v. 19. 10. 1981 - 2 Ws 141/81 Vollz -; Schwind in 
Schwind/Böhm, StVollzG, Rn. 7 zu § 69; BrandtlHuchting, in 
AK zum StVollzG, 2. Aufl., Rn. 6 zu § 69; CalliesslMüller­
Dietz, StVollzG, 3. Aufl., Rn. 4 zu § 69). 

Diese Auffassung teilt der Senat indessen im vorliegen­
den Fall nicht. 

Einzelhaft wird nach § 69 StVollzG angeordnet, "wenn 
dies aus Gründen, die in der Person des Gefangenen liegen, 
unerläßlich ist." Hat - wie hier - der Gefangene selbst durch 
einen Fluchtversuch und eine gelungene Flucht die Anord­
nung der Einzelhaft selbst verschuldet, so kann dieses Ver­
halten die Annahme eines begründeten Ausnahmefalls i.S. 
des § 69 Abs. 2 StVollzG nicht rechtfertigen. Die Zulassung 
eines eigenen Fernsehgeräts wäre sonst gleichsam eine 
"Belohnung" für den Fluchtversuch. Der Antragsteller hat 
sein Recht auf "eigenverantwortliche und selbstgestaltete 
Lebensführung unter den besonderen Bedingungen des 
Strafvollzugs" (vgl. BA S. 5) insoweit verwirkt. 

Der angefochtene Beschluß geht auch zu Unrecht davon 
aus, daß "die Wirkung der für den Antragsteller angeordne­
ten Sicherungsmaßnahmen durch die Benutzung eines ei­
genen Fernsehgeräts (nicht) über Gebühr beeinträchtigt" 
wird. Ein Fernsehgerät arbeitet mit Hochspannung. Selbst 
wenn das Gerät verplombt ist, ist es mittels eines Drahtes, 
der durch die wegen der Wärmeentwicklung erforderlichen 
Lüftungsschlitze gesteckt wird, ohne weiteres möglich, dem 
Vollzugspersonal empfindliche Stromschläge zu versetzen 
(vgl. dazu OLG Zweibrücken, Beschl. v. 1. 7.1984-1 Ws 
290/84 -). Ein Fernsehgerät kann schließlich auch dadurch, 
daß es als Versteck für kleine Gegenstände (z.B. Sägeblät­
ter) dient (vgl. dazu OLG Karlsruhe ZfStrVo SH 1979, 70 ff. 
(72)), der Vorbereitung einer Flucht dienen. 

2. Der angefochtene Beschluß konnte auch insoweit kei­
nen Bestand haben, als er die Vollzugsbehörde verpflichtet, 
dem Antragsteller "Umschluß" zu gewähren. 

Die Justizvollzugsverwaltung hat den "Umschluß" hier zu 
Recht versagt. Nach § 17 Abs. 3 Nr. 3 StVollzG kann die ge­
meinschaftliche Unterbringung während der Arbeitszeit und 
Freizeit eingeschränkt werden, wenn es die Sicherheit oder 
Ordnung der Anstalt erfordert. Das ist hier der Fall. Der An­
tragsteller hat durch seinen Ausbruchsversuch und durch 
den vollendeten Ausbruch die Sicherheit und Ordnung der 
Anstalt empfindlich gestört. Die danach mögliche Ermes­
sensentscheidung der Justizvollzugsverwaltung zur Frage 
der Einschränkung des "Umschlusses" durfte die Strafvoll­
streckungskammer nur daraufhin überprüfen, ob die gesetz­
lichen Grenzen des Ermessens eingehalten sind, ob nicht 
sachwidrige, d.h. in einer dem mit der Ermächtigung erstreb­
ten Zweck vereitelnden oder ernstlich gefährdeten Weise 
oder willkürlich, sondern unter Abwägung aller in Betracht 
kommenden Gesichtspunkte entschieden worden ist (vgl. 
Senatsbeschlüsse v. 1.7. 1981 - 3 Ws 153/81 (StVollz)­
und 1. 11. 1984 - 3 Ws 383/84 (StVollz) - jeweils m.w.N.). 
Sie war nicht befugt, ihr Ermessen an die Stelle des Ermes­
sens der Vollzugsbehörde zu setzen (vgl. Senatsbeschl. 
a.a.O.; OLG Frankfurt, Beschl. v. 17.2. 1982 - 3 Ws 888/80 
(StVollz) -; Calliess/Müller-Dietz, a.a.O., Rn. 14 zu § 115). 

Hier hat die Justizvollzugsverwaltung dem Antragsteller 
den Umschluß wegen seines Fluchtversuchs und seiner 
Flucht versagt und darauf hingewiesen, daß er die Möglich­
keit habe, während der täglichen Freistunde mit Mitgefange­
nen zu kommunizieren. Darin liegt kein Verstoß gegen § 115 
Abs. 5 StVolizG. . .. 



§§ 22 Abs. 3,41, 53, 114 Abs. 1 Satz 3 
StVollzG (Freie Religionsausübung und 
Ablösung von der Arbeit) 
1. § 114 Abs. 1 Satz 3 StVollzG schließt die Anfech­

tung der Versagung einer einstweiligen Anord­
nung aus. 

2. a) Das Grundrecht der Glaubens- und Bekenntnis­
freiheit (Art. 4 Abs. 1 GG) und der ungestörten Re­
IigionsausObung (Art. 4 Abs. 2 GG) gilt auch im 
Strafvollzug. 

b) Freie RelIgionsausübung bedeutet auch das 
Recht des Gläubigen, sein äußeres Verhalten 
nach den Geboten seines Glaubens einzurichten. 

3. a) Weigert sich ein Gefangener aus religiösen Grün­
den, sich einer stichprobenweisen körperlichen 
Durchsuchung und Entkleidung, die bei der Rück­
kehr aus dem Werkbetrieb in die Anstalt aus Grün­
den der Sicherheit und Ordnung erforderlich ist, 
zu unterziehen, so ist seine Ablösung vom Ar­
beitsplatz rechtlich nicht zu beanstanden. 

b) Das Recht des Gefangenen, sich seiner Religion 
entsprechend zu verhalten, wird nicht dadurch 
eingeschränkt, daß er die Folgen tragen muß, die 
sich aus diesem Verhalten auf Grund der beson­
deren Verhältnisse einer Vollzugsanstalt ergeben. 

4. Die grundgesetzlich geschützte, rechtmäßige Be­
achtung von Glaubensgeboten ist nicht vorwerf­
bar. Wird der Gefangene deshalb vom Arbeitsplatz 
abgelöst, so rechtfertigt dies nicht die Feststel­
lung, daß er schuld haft ohne Arbeit sei. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Koblenz vom 2. 10. 
1985 - 2 Vollz (Ws) 15/85 -

Gründe: 

Der Betroffene wurde mit Verfügung des Leiters der Ar­
beitsverwaltung vom 23. November 1984 von seinem Ar­
beitsplatz abgelöst, weil er sich geweigert hatte, bei einer mit 
Entkleidung verbundenen körperlichen Durchsuchung auch 
seine Unterhose abzulegen. Zugleich wurde mit dieser Ver­
fügung festgestellt, daß der Betroffene künftig aus eigenem 
Verschulden unbeschäftigt sei. 

Mit dem hiergegen gerichteten Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung hat der Betroffene vorgetragen, seine islami­
sche Religion verbiete es ihm, sich vor anderen völlig zu ent­
kleiden. Er hat zugleich gebeten, durch einstweilige Anord­
nung die Ablösung vom Arbeitsplatz auszusetzen, hilfswei­
se ihm Taschengeld zu gewähren. 

Die Strafvollstreckungskammer hat mit dem angefochte­
nen Beschluß beide Anträge zurückgewiesen. Hiergegen 
wendet sich der Betroffene mit seiner form- und fristgerecht 
erhobenen Rechtsbeschwerde. 

Soweit diese die Versagung einer einstweiligen Anord­
nung angreift, ist sie schon nicht statthaft. § 144 Abs. 1 Satz 
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3 StVollzG schließt die Anfechtung einer solchen Entschei­
dung - auch einer negativen (BGH in NJW 1979, S. 664) -
ausdrücklich aus. 

Soweit sich die Rechtsbeschwerde gegen die Verwerfung 
des Antrags auf gerichtliche Entscheidung wendet, ist sie 
zulässig. Die Zu lässigkeit rechtfertigt sich zwar nicht aus 
den Ausführungen der Rechtsbeschwerde zu der Frage, ob 
die mit Entkleidung verbundene körperliche Durchsuchung 
überhaupt rechtmäßig angeordnet worden war (§§ 84 Abs. 
2, 156 Abs. 3 StVollzG); denn der Senat hat die in der Justiz­
vollzugsanstalt geübte Praxis bereits in mehreren Entschei­
dungen gebilligt. - Die Zulässigkeitsvoraussetzung des § 
116 Abs. 1 StVollzG sind jedoch deshalb gegeben, weil es 
um die Klärung der Frage geht, inwieweit auf die religiöse 
Überzeugung eines Strafgefangenen bei dieser Vollzugs­
maßnahme Rücksicht zu nehmen ist. Die Überprüfung des 
angefochtenen Beschlusses erscheint daher zur Fortbil­
dung des Rechts geboten. - Der Betroffene stützte seine 
Rechtsbeschwerde auch auf die Verletzung des Gesetzes 
(§ 116 Abs. 2 StVollzG), und zwar auf einen Verstoß gegen 
Artikel 4 des Grundgesetzes. 

Die Rechtsbeschwerde ist insoweit auch teilweise be­
gründet. 

Der Senat hat durch eine Auskunft der Leiterin des Semi­
nars für Orientkunde an der Johannes-Gutenberg-Universi­
tät in Mainz, Prof. Dr. Helga Venzlaff, folgendes geklärt: Das 
"Buch Hadis", auf das sich der Betroffene beruft, enthält das 
Verbot, sich vor Dritten vollständig zu entkleiden. Wie der 
Koran gehört auch dieses Buch, eine umfangreiche Samm­
lung der Handlungen und Aussprüche des Propheten Mo­
hammed, zu den für Mohammedaner verbindlichen islami­
schen Rechtsquellen. Dieses Verbot wird in verschiedenen 
islamischen Staaten auch im öffentlichen Gewaltverhältnis 
(z.B. beim Militär, in den Strafanstalten) beachtet. Ob das 
auch für das Heimatland des Betroffenen - Pakistan - gilt, 
ließ sich nicht feststellen. Darauf kommt es letztlich aber 
auch nicht maßgeblich an. Entscheidend ist vielmehr, daß 
sich der Betroffene daran gebunden fühlt. Letzteres beweist 
die Tatsache, daß der Betroffene dieserhalb seit fast einem 
Jahr beträchtliche Nachteile (Verlust des Arbeitsplatzes, 
Verweigerung des Taschengeldes) hingenommen hat. 

Justizvollzugsanstalt und Strafvollstreckungskammer ha­
ben bei ihren Entscheidungen dieser besonderen Lage, in 
der sich der Betroffene aus religiösen Gründen befindet, kei­
ne Rechnung getragen. Das aber ist geboten, denn das 
Grundrecht der Glaubens- und Bekenntnisfreiheit (Artikel 4 
Abs. 1 GG) und der ungestörten Religionsausübung (Artikel 
4 Abs. 2 GG) gilt auch im Strafvollzug (Rassow in Schwind­
BÖhm, StVollzG, Rdnr. 2 vor § 53 unter Bezugnahme auf BT­
Drucksache 7/918). Dies findet auch in den §§ 53, 54 St­
VollzG Ausdruck, die die Ausübung des Grundrechts der 
Religionsfreiheit im Strafvollzug konkretisieren. Freie Reli­
gionsausübung bedeutet aber auch das Recht des Gläubi­
gen, sein äußeres Verhalten nach den Geboten seines 
Glaubens auszurichten (Bundesverfassungsgericht NJW 
1969, S. 31; Rassow aaO, Rdnr. 5). Daraus folgt, daß der 
Betroffene mit seiner Weigerung, sich völlig zu entblößen, 
nicht unrechtmäßig gehandelt hat. 
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Das bedeutet jedoch nicht, daß die daraufhin verfügte Ab­
lösung vom Arbeitsplatz nicht gerechtfertigt gewesen sei. 
Die Notwendigkeit, Sicherheit und Ordnung innerhalb der 
Anstalt zu gewährleisten, erfordert eine stichprobenweise 
körperliche Durchsuchung und Entkleidung der aus den 
Werksbetrieben in die Anstalt zurückkehrenden Gefange­
nen. Ohne diese Sicherungsmaßnahme wäre das Ein­
schmuggeln verbotener Gegenstände kaum zu unterbin­
den. Deshalb muß jeder Gefangene, der eine Entkleidung 
- gleich aus welchen Gründen - ablehnt, von einer Beschäf­
tigung in den Betrieben ausgeschlossen werden. Damit wird 
das Recht des Betroffenen, sich seiner Religion entspre­
chend zu verhalten, nicht eingeschränkt. Der Betroffene 
muß nur die Folgen tragen, die sich aus einem religiös be­
stimmten Verhalten auf Grund der besonderen Verhältnisse 
einer Vollzugsanstalt ergeben. Reflexwirkungen dieser oder 
ähnlicher Art aus den jeweiligen Lebensumständen heraus 
sind auch von dem in Freiheit befindlichen Menschen hinzu­
nehmen. Sie bedeuten deshalb auch keinen Verstoß gegen 
das Benachteiligungsverbot des Artikel 3 Abs. 3 GG. - So­
weit der Betroffene mit seiner Rechtsbeschwerde die Wie­
derzulassung zu seinem Arbeitsplatz anstrebt, kann sein 
Rechtsmittel daher keinen Erfolg haben. 

Nicht gerechtfertigt dagegen war die Verfügung der Ju­
stizvollzugsanstalt, den Betroffenen als "unbeschäftigt 
durch eigenes Verschulden" zu führen und ihn so auch von 
der Gewährung von Taschengeld (§ 46 StVollzG) auszu­
schließen. Die grundgesetzlich geschützte, rechtmäßige 
Beachtung von Glaubensgeboten ist nicht vorwerfbar und 
kann folglich keinen Schuldvorwurf begründen. - Der Be­
schluß der Strafvollstreckungskammer war daher in dem 
aus dem Tenor ersichtlichen Umfang aufzuheben (§ 119 
Abs. 4 Satz 1 StVollzG). Da die Sache spruchreif ist, konnte 
der Senat an Stelle der Strafvollstreckungskammer ent­
scheiden (§ 119 Abs. 4 Satz 2 StVollzG), auch die Feststel­
lung der Justizvollzugsanstalt vom 23. November 1984, der 
Betroffene sei schuld haft ohne Arbeit, aufzuheben und eine 
neue Bescheidung des Betroffenen anordnen. 

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 121 Abs. 1,2 und 4 
StVollzG, 473 Abs. 4 StPO. 

Der Gegenstandswert ist gemäß § 13, 48 a GKG festge­
setzt worden. 

§§ 31 Abs. 1, 109 Abs. 2 StVollzG 
(Anhalten rechts- und ordnungswidriger 
Schreiben: Verstoß gegen RBerG) 
1. Die Antragsberechtigung im Sinne des § 109 Abs. 2 

StVollzG ist weder auf einzelne noch auf natürliche 
Personen beschränkt; sie kann auch von einem ein­
getragenen Verein wahrgenommen werden. 

2. Bei angehaltenen Schreiben (§ 31 Abs. 1 StVollzG) Ist 
in der Regel der Empfänger der Beschwerte. 

3. Soll eine Vollmacht dazu dienen, daß Gefangene eine 
gegen Art. 1 § 1 Rechtsberatungsgesetz verstoßende 
und damit rechtswidrige Tätigkeit - nämlich die ge­
schäftsmäßige Besorgung fremder Rechtsangele-

genheiten ohne Erlaubnis - aufnehmen, kann das 
Schriftstück angehalten werden (§ 31 Abs. 1 Nr. 1 
StVollzG). 

Beschluß des Oberlandesgerichts Celle vom 9. 7. 1985 
- 3 Ws 303/85 (StrVollz) -

Gründe: 

Der Antragsteller ist ein eingetragener Verein, dessen Mit­
glieder inhaftierte und nicht inhaftierte Personen sind, und 
dessen Zweck und Ziel es u.a. ist, Gefangene "in allen be­
treffenden Vollzugsfragen" zu beraten und zu unterstützen. 
Geschäftsführender Vorstand ist der Sicherungsverwahrte 
H.-E. R. Eine an diesen von dem in der Justizvollzugsanstalt 
Bielefeld einsitzenden Gefangenen E. gesandte Prozeßvoll­
macht für die Vertretung des Gefangenen E. gegenüber der 
Justizvollzugsbehörde Bielefeld hat der Leiter der Justizvoll­
zugsanstalt Celle I am 14. März 1985 angehalten. Den hier­
gegen eingelegten Widerspruch des Antragstellers hat der 
Präsident des Justizvollzugsamts Celle als unzulässig mit 
der Begründung zurückgewiesen, daß sich die Maßnahme 
nicht gegen die Tätigkeit des Vereins gerichtet habe, son­
dern gegen die des Sicherungsverwahrten R .. Diese Ansicht 
hält die Kammer in dem angefochtenen Beschluß für recht­
mäßig und hat deshalb den Antrag auf gerichtliche Entschei­
dung als unzulässig zurückgewiesen, weil der Verein nicht 
die Rechte des Sicherungsverwahrten R. geltend machen 
könne. Hiergegen wendet sich der Antragsteller mit der 
Rechtsbeschwerde. Er rügt die Verletzung sachlichen 
Rechts und des Verfahrensrechtes. 

Die Rechtsbeschwerde ist zur Sicherung einer einheitli­
chen Rechtsprechung zulässig, damit der im folgenden auf­
gezeigte Rechtsfehler sich nicht wiederholt (§ 116 Abs. 1 
StVollzG). 

Der angefochtene Beschluß hat den Antrag auf gerichtli­
che Entscheidung rechtsfehlerhaft als unzulässig zurückge­
wiesen. 

Der Antrag des Vereins auf gerichtliche Entscheidung war 
entgegen der Ansicht der Kammer zulässig. Antragsberech­
tigt ist, wer geltend macht, durch die - beanstandete - Maß­
nahme in seinen Rechten verletzt zu sein (§ 109 Abs. 2 
StVollzG). Diese Antragsberechtigung steht nicht nur Ge­
fangenen zu (Schuler in Schwind/Böhm, § 109 Rz. 28, Vol­
ckartiSchmidt in AK, § 109, Rz.4) und ist weder auf einzelne 
noch auf natürliche Personen beschränkt, sondern kann 
auch von einem eingetragenen Verein (§ 21 BGB) wahrge­
nommen werden (KG NStZ 1982, 222). Bei angehaltenen 
Schreiben (§ 31 Abs. 1 StVollzG) ist in der Regel der Emp­
fänger der Beschwerte. Ist dieser ein eingetragener Verein, 
kann er also auch den Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
stellen. Dies ist hier der Fall. Der Verein - und nicht die Ein­
zelperson R. - war durch das Anhalten der Vollmacht be­
schwert. Denn diese galt erkennbar nicht dem Sicherungs­
verwahrten R. als Einzelperson, sondern diesem als ge­
schäftsführendem Vorstand des Vereins und damit dem 
Verein selbst. 

Da die Sachrüge insoweit durchgreift, können die Verfah­
rensrügen auf sich beruhen. 



Das Rechtsmittel hat jedoch trotzdem letztlich keinen 
Erfolg. Denn im Ergebnis hat die Kammer den Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung zu Recht zurückgewiesen. Der­
zulässige - Antrag auf gerichtliche Entscheidung war unbe­

gründet, weil die angefochtene Maßnahme nicht rechts­
widrig war. Der Senat konnte hier über die Frage der 
Begründetheit des Antrags selbst entscheiden, da weitere 
Aufklärung nicht in Betracht kommt und die Sache damit 
spruchreif ist (§ 119 Abs. 4 Satz 2 StVollzG). 

Das Anhalten der Vollmacht war rechtmäßig. Schriftstük­
ke können angehalten werden, wenn das Ziel des Vollzugs 
oder (hier:) die Ordnung der Anstalt gefährdet würde (§ 31 
Abs. 1 Ziffer 1 StrVollzG). Dies lag vor, denn die Vollmacht 
sollte äußerer Anlaß zu einem rechtswidrigen Verhalten des 
Vereins sein. Sie sollte dazu dienen, daß dieser - vertreten 
durch den geschäftsführenden Vorstand R., dieser u.U. (wie 
hier geschehen) wiederum vertreten durch andere Gefange­
ne - eine gegen das Rechtsberatungsgesetz (RBerG) ver­
stoßende und damit rechtswidrige Tätigkeit aufnahm, näm­
lich die geschäftsmäßige Besorgung fremder Rechtsangele­
genheiten ohne Erlaubnis (Art. 1 § 1 RBerG). Bei der durch 
die Vollmacht bezweckten Vertretung des Gefangenen E. 
handelt es sich für den Verein um eine Besorgung fremder 
Rechtsangelegenheiten, da Gefangene betreffende Voll­
zugsfragen wegen der Möglichkeit der rechtlichen Klärung 
(§ 109 StrVollzG) Rechtsfragen sind, und diese für den Ver­
ein -weil sie ihn nicht selbst betreffen - "fremde" sind. Dies 
sollte auch "geschäftsmäßig" geschehen. Dabei kommt es 
weder auf die Frage der haupt- oder nebenberuflichen, der 
entgeltlichen oder unentgeltlichen Tätigkeit (Art. 1 § 1 Abs. 1 
Satz 1 RBerG), noch auf die tatsächliche Häufigkeit, son­
dern nur auf die Zielsetzung oder Absicht an (OLG Hamburg 
MDR 1951, 693, 694). Diese besteht nach der Vereinssat­
zung darin, zumindest die Mitglieder bei deren Vollzugsfra­
gen zu beraten, also unbeschränkt häufig tätig zu werden. 
Eine solche geschäftsmäßige Besorgung fremder Rechts­
angelegenheiten darf nur mit Erlaubnis der zuständigen Be­
hörde betrieben werden (Art. 1 § 1 RBerG). Der im Frühjahr 

. 1985 eingetragene Verein kann eine solche Erlaubnis - un­
abhängig von der Frage der Zuverlässigkeit gemäß § 6 der 
Verordnung zur Ausführung des Rechtsberatungsgesetzes 
- nicht erhalten (Art. 1 § 1 Satz 2 RBerG). Eine berufsständi­
sche Vereinigung nach Art. 1 § 7 RBerG liegt nicht vor. Die 
Tätigkeit ist mithin rechtswidrig (und kann deswegen als 
Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbuße bis zu 10.000 DM 
geahndet werden. Art. 1 § 8 RBergG). Rechtswidrige Tätig­
keiten innerhalb der Vollzugsanstalt dienen aber nicht dem 
Ziel des Vollzugs. Die geschäftsmäßige Besorgung fremder 
Rechtsangelegenheiten gefährdet darüber hinaus auch die 
Ordnung der Anstalt (OLG München ZfStrVo 1980, 191). 

Wenn der Leiter der Vollzugsanstalt deswegen von dem 
ihm in § 31 StVollzG eingeräumten Ermessen Gebrauch ge­
macht und die Vollmacht angehalten hat, damit es durch sie 
nicht zu einer rechtswidrigen Tätigkeit des Vereins kommen 
konnte, ist dies nicht zu beanstanden. 

§ 31 Abs. 1, Nr.1 StVollzG 
(Anhalten von Schreiben) 
Ein Schreiben, das antisemitische Inhalte enthält, auf 
die Zusammenarbeit zur Erreichung gemeinsamer po Ii-
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tischer Ziele ausgerichtet ist und ausdrücklich Gedan­
kengut des Dritten Reiches in die gemeinsamen Überle­
gungen einbezieht, gefährdet die Anstaltsordnung und 
ist gemäß § 31 Abs. 1 Nr.1 StVollzG anzuhalten und zur 
Habe des Gefangenen zu nehmen. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Frankfurt vom 21. Fe­
bruar 1985 - 3 Ws 13/85 -

§§ 31 Abs. 1 Nr. 1, 115 StVollzG 
(Rechtliches Gehör beim Anhalten eines 
Briefes) 
1. Einer gerichtlichen Entscheidung dürfen nur solche 

Tatsachen und Beweisergebnisse zugrunde gelegt 
werden, zu denen der Beteiligte Stellung nehmen 
konnte. Dementsprechend ist es nicht zulässig, ei­
nen angehaltenen Brief im Verfahren zu verwerten, In 

. den Einsicht zu nehmen dem Antragsteller verwehrt 
wird. 

2. Würde eine weitere Erläuterung der Anhaltegründe 
durch die Vollzugsbehörde der Offenbarung des In­
halts des angehaltenen Briefes gleichkommen, kann 
sich das Gericht bei der Überprüfung des unbe­
stimmten Rechtsbegriffs des § 31 Abs. 1 Nr. 1 
StVollzG auf andere Weise als durch Einsicht in den 
angehaltenen Brief davon überzeugen, ob die gel­
tend gemachten Geheimhaltungsgründe vorliegen. 
Nach VV Nr. 1 Satz 1 zu § 31 StVollzG sind dem Gefan­
genen auch nur die Gründe für das Anhalten mitzu­
teilen. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Hamm vom 15. August 
1985 - 1 Vollz (Ws) 97/85-

Zwar geht die Kammer zu Unrecht von der Verwertbarkeit 
des Inhalts des beanstandeten Schreibens im vorliegenden 
Verfahren aus, "wenn auch dem Antragsteller insoweit ein 
Recht auf Einsichtnahme nicht zugestanden und sein dahin­
gehender Antrag durch den Kammerbeschluß vom 15. Ja­
nuar 1985 (33 Vollz 191/84 LG Krefeld) abgelehnt worden 
sei." Einer gerichtlichen Entscheidung dürfen nämlich nur 
solche Tatsachen und Beweisergebnisse zugrunde gelegt 
werden, zu denen der Beteiligte Stellung nehmen konnte 
(BVerfGE 7/293). Von diesem" Verwertungsverbot" ist auch 
nach der dem Kammerbeschluß vom 15. Januar 1985 be­
stätigenden Senatsentscheidung vom heutigen Tage (1 
Vollz (Ws) 60/85) endgültig auszugehen, so daß das Gericht 
rechtskräftig den erklärten Vorbehalt, überreichte Unterla­
gen dem Betroffenen nicht zugänglich zu machen, an sich 
zu beachten hatte (vgl. Schuler in Schwind-Böhm Komm. 
zum StVollzG, Rdn. 7 zu §115). 

Die Strafvollstreckungskammer hat jedoch trotz dieses zu 
beanstandenden Arguments den Inhalt des Briefes nicht 
verwertet, sondern mit denHilfserwägungen (siehe Seite 5 
ff) zutreffend überprüft, ob der in § 31 Abs. 1 Ziff. 1 StVollzG 
verwendete unbestimmte Rechtsbegriff erfüllt ist. Die Bean­
standungsgründe kommen in den Angaben in dem wörtlich 
mitgeteilten Widerspruchsbescheid des Präsidenten des 
Justizvollzugsamtes Köln vom 17. April 1984 zur Über-
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prüfung durch das Rechtsbeschwerdegericht gerade noch 
genügend zum Ausdruck. Eine weitere Erläuterung wäre der 
Offenbarung des Inhalts gleichgekommen; nach Nr. 1 Satz 1 
VV (Verwaltungsvorschrift zum Strafvollzugsgesetz) zu § 31 
sind dem Gefangenen auch nur die Gründe für das Anhalten 
mitzuteilen. 

Ob schließlich der Ansicht des Oberlandesgerichts Ham­
burg (NStZ 81/239) zu folgen ist, wonach nur Schreiben an­
gehalten werden dürfen, wenn die Sicherheit der Anstalt ge­
fährdet würde, in der sich der Absender und/oder der Emp­
fänger des Briefes befindet mag dahingestellt bleiben (zwei­
felnd Schwind-Böhm, Komm. zum StVollzG Rdn. 10 zu § 
31), da es den Beteiligten zumindest auch um die Ordnung 
in der Justizvollzugsanstalt ging, in der der Betroffene ein­
sitzt. 

§§ 41, 56 ff. StVollzG (Arbeitszeit und 
Gesundheitsfürsorge) 
Die Vollzugsbehörde kann Anordnungen über das Auf­
suchen des Anstaltsarztes so gestalten, daß die Gefan­
genen angehalten werden, ihrer gesetzlichen Arbeits­
pflIcht nachzukommen. Dadurch darf das Recht der Ge­
fangenen auf Gesundheitsfürsorge nicht beeinträchtigt 
werden. 

Beschluß des Landgerichts Karlsruhe vom 10. Juni 1985-
StVK 304/85 - (rechtskräftig) 

Hinweis: 

Gegenstand des als unbegründet zurückgewiesenen An­
trags auf gerichtliche Entscheidung war folgende generelle 
Anordnung in einer Vollzugsanstalt: Gefangene, die sich 
krank oder unwohl fühlen, müssen den Anstaltsarzt aufsu­
chen, der ihre Krankheit bzw. Vorsprache bescheinigt. Die­
se Vorsprache muß bis spätestens 8.15 Uhr am Arbeitstag 
beendet sein, da um 8.30 Uhr die letztmögliche Zuführung in 
die Werkbetriebe erfolgt. Wer später vom Arzt zurückkommt 
und nicht arbeitsunfähig geschrieben wird, kann an diesem 
Tag, auch am Nachmittag, nicht mehr an der Arbeit teilneh­
men. Gefangene, die zwischen 7.00 Uhr und 8.15 Uhr nicht 
untersucht werden, müssen sich entscheiden, ob sie sich ar­
beitsunfähig fühlen und auf eine Arztvorstellung warten wol­
len oder ob sie sich während der Mittagspause, nach 
Arbeitsende ab 15.00 Uhr oder am nächsten Morgen beim 
Anstaltsarzt vorstellen lassen wollen. 

Diese Regelung beeinträchtigt dem Beschluß zufolge das 
Recht der Gefangenen auf Gesundheitsfürsorge nicht, denn 
Gefangene, die vom Anstaltsarzt einbestellt wurden, wer­
den - unabhängig vom ärztlichen Untersuchungsergebnis -
ebenso ausgenommen wie Gefangene, die vom Anstalts­
arzt zwar nicht einbestellt wurden, denen aber Arbeitsunfä­
higkeit bescheinigt wird. Überdies werden nicht einbestellte 
und nicht arbeitsunfähig geschriebene Gefangene nicht als 
Arbeitsverweigerer geführt. 

§ 70 StVollzG (Buch bezug über Buch­
handel bei Sicherheitsgefährdung) 
Zumindest im Falle eines wegen Unterstützung einer 
bzw. Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung 

(RAF) im Strafvollzug befindlichen Gefangenen wird 
das In § 70 StVollzG begründete Recht zum Besitz und 
zum Bezug von Büchern nicht dadurch beeinträchtigt, 
daß die Vollzugsbehörde die technische Abwicklung 
des Bezuges an sich zieht und etwa eine dem Zeitschrif­
tenbezug (§ 68 Abs. 1 StVollzG) entsprechende Rege­
lung trifft, nach der Bücher grundsätzlich nur über den 
Buchhandel oder unmittelbar vom Verlag bezogen wer­
den dürfen. Handelt es sich um einen Gefangenen, bei 
dem in besonderem Maße die Gefahr unerlaubter Kom­
munikation besteht, der mit anstaltseigenen Mitteln al­
leine nicht in der erforderlichen Weise begegnet werden 
kann, kann dem auch mit der weitergehenden Bindung 
des Buchbezugs über örtliche, dem Anstaltsleiter als 
zuverlässig erscheinende Buchhandlungen Rechnung 
getragen werden. 

Beschluß des Oberlandesgerichts München vom 7. März 
1985 -1 Ws 1005/84-

§ 84 Abs. 1 Satz 1 StVollzG (Zuziehung von 
Kriminalbeamten bei Durchsuchungen) 
Bei Gefangenen, die wegen terroristischer Gewalttaten 
verurteilt sind, erfordert die Durchsuchung des Haftrau­
mes oder der Sachen von Gefangenen besondere krimi­
nalpolizeilIche Kenntnisse und Fähigkeiten, über die 
VOllzugsbedienstete nicht verfügen. Die Heranziehung 
von Kriminalbeamten als Sachverständige dient dem 
Zweck, den Vollzugsbeamten die erforderlichen Kennt­
nisse zu vermitteln. Im Einzelfall können daher Polizei­
beamte als Sachverständige bei der Durchsuchung des 
Haftraumes und der Sachen von Gefangenen herange­
zogen werden. Sie sind dabei rechtlich der Aufsicht und 
Leitung des Anstaltsleiters unterstellt. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 13. 
September 1985 - 1 Ws 23/85 -

§§ 86, 109 ff. StVollzG (Schriftproben als 
Ermittlungsmaßnahme) 
1. Gestattet der Anstaltsleiter Kriminalbeamten, auf der 

Schreibmaschine eines Gefangenen Schriftproben 
anzufertigen, so handelt es sich nicht um eine erken­
nungsdienstliche Maßnahme, sondern um die 
Durchführung einer Schriftprobe gemäß § 93 Straf­
prozeßordnung. 

2. Der Anstaltsleiter handelt insoweit im Rahmen sei­
ner Pflicht zur Amtshilfe. 

3. Der Gefangene hat keine Anfechtungsmöglichkeit 
nach dem S'lrafvollzugsgesetz. Er kann aber die Ent­
scheidung des Ermittlungsrichters anstreben. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Hamm vom 13. Juni 
1985 - 1 Vollz (Ws) 19&/84-
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